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anlass dieser Festschrift ist die Verabschiedung von Dr. Gerhard Heimpold,  
dem stellvertretenden leiter der abteilung Strukturwandel und Produktivität am 
leibniz-institut für Wirtschaftsforschung Halle (iWH), aus dem aktiven Berufs- 
leben in den wohlverdienten Ruhestand. Gerhard Heimpold forschte am iWH  
zu aspekten der Regionalentwicklung Ostdeutschlands unter Beachtung des  
politischen und wirtschaftlichen transformationsprozesses. Er gehört heute zu 
den wenigen Experten in Deutschland, die umfassende ökonomische Kenntnis 
über den gesamten Verlauf des transformationsprozesses der ostdeutschen Wirt-
schaft seit Mitte der 1980er Jahre vorweisen können. Gerhard Heimpold hat im 
laufe seiner akademischen ausbildung und seiner ersten wissenschaftlichen  
tätigkeit tiefe Einblicke in die ausgestaltung und Funktionsweise der sozialis-
tischen Planwirtschaft der DDR erhalten und konnte dieses Wissen nach dem 
Mauerfall 1989 in wichtige wissenschaftliche Beiträge auf dem Gebiet der inter-
nationalen transformationsforschung einbringen. Er ist seit dem Gründungsjahr 
1992 für das iWH tätig und hat mit seiner Forschung wesentlich zur Stärkung  
des Profils des instituts beigetragen. Das iWH zählt heute auch dank seiner 
Erkenntnisse zu den wichtigsten wissenschaftlichen institutionen für die Erfor-
schung von transformationsprozessen in postsozialistischen Volkswirtschaften. 
Hierbei ist immer noch festzustellen, dass – obwohl die transformation der 
formalen institutionen abgeschlossen ist – das Erbe des Sozialismus und die mit 
der transformation verbundenen tiefgreifenden Veränderungen der Wirtschaft 
bis heute nachwirken. So untersucht beispielsweise das iWH aktuell in einem 
gemeinsamen Forschungsprojekt mit der Universität von Chicago, welche Rolle 
die Privatisierungsprozesse und damit die treuhandpolitik der 1990er Jahre 
für den noch heute bestehenden wirtschaftlichen Rückstand Ostdeutschlands 
gegenüber Westdeutschland spielen. Derartige Fragestellungen könnten ohne 
das institutionelle Wissen von Kollegen wie Gerhard Heimpold überhaupt nicht 
bearbeitet werden.

Gerhard Heimpold wurde im Jahr 1954 geboren. Er wuchs in Freital (Sachsen) 
auf und absolvierte hier seine schulische ausbildung bis zum abitur. im Jahr 1978 
folgte der abschluss seines Studiums an der Hochschule für Ökonomie (HfÖ), 
Berlin, als Diplomwirtschaftler (Dipl. oec.). Bei der HfÖ handelte es sich um die 
größte wirtschaftswissenschaftliche lehr- und Forschungseinrichtung der DDR. 
Von 1978 bis 1984 war Gerhard Heimpold als wissenschaftlicher assistent an 
der Sektion außenwirtschaft der HfÖ am lehrstuhl für außenhandelsplanung 
tätig, wo er im Jahr 1985 zum Doktor der Wirtschaftswissenschaften (Dr. oec.) 
promoviert wurde. Von 1984 bis 1990 arbeitete Gerhard Heimpold als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter in der Staatlichen Plankommission der DDR in Berlin. 
im Jahr 1990 wechselte er zum institut für angewandte Wirtschaftsforschung in 
Berlin. Diese Einrichtung ging im Jahr 1992 im neu gegründeten iWH auf.  
Die Errichtung des iWH folgte einer Empfehlung des Wissenschaftsrats, der 
einen aufholbedarf auf dem Gebiet empirischer Wirtschaftsforschung über die 
neuen länder sah. Dieser Forschung hat sich Gerhard Heimpold seit Beginn 
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seiner tätigkeit am iWH voll und ganz verschrieben. Er arbeitete zunächst in der  
abteilung Regional- und Kommunalforschung (der späteren abteilung Stadt- 
ökonomik) des iWH, deren kommissarische leitung er von 1997 bis 1998 
innehatte. im Jahr 2008 wechselte er in die abteilung Strukturökonomik und 
übernahm die leitung des Forschungsschwerpunkts „Regionale Entwicklung, 
interregionale ausgleichsmechanismen und arbeitsmärkte“. im Jahr 2013 
fungierte er zudem als Sprecher des iWH-Forschungsclusters „institutionen 
als Determinanten der Ressourcenallokation“. Von 2013 bis 2014 war Gerhard 
Heimpold kommissarischer leiter der abteilung Strukturökonomik. Mit der  
planmäßigen neubesetzung der abteilungsleitung im Jahr 2014 und der sich 
daran anschließenden thematischen neuausrichtung übernahm er bis zum 
heutigen tage die Position des stellvertretenden leiters der nun zu den Bereichen 
Strukturwandel und Produktivität forschenden abteilung.

Gerhard Heimpold hat seit Gründung des instituts mit seiner persönlichen 
initiative, seinem arbeitsethos sowie seinem Erfahrungsschatz die arbeit im 
Hause nachhaltig geprägt. Mit dieser Festschrift möchten sich verschiedenste 
Weggefährten am iWH bei Gerhard Heimpold bedanken. Der Sammelband the-
matisiert unterschiedliche aspekte in der Diskussion um Erfolge und niederlagen 
im aufholprozess Ostdeutschlands und möchte damit neue Denkanstöße für die 
zukünftige Entwicklung dieser Region geben.

Der Band gliedert sich in drei teile. Der erste teil beinhaltet Beiträge zur Bewertung 
des ostdeutschen transformationsprozesses. Der Beitrag „Mikrofundierte  
makroökonomische Resultate der ostdeutschen transformationswirtschaft“ von 
Udo Ludwig (leiter der abteilung Makroökonomik am iWH von 1992 bis 2009) 
enthält eine sehr detaillierte und umfangreiche Beschreibung des transformations- 
prozesses der ostdeutschen Wirtschaft. Er ruft aspekte in Erinnerung, die in 
der öffentlichen Wahrnehmung mitunter verkürzt oder verzerrt dargestellt 
werden. auch wenn der Prozess der Wiederherstellung der Deutschen Einheit 
alle Bereiche gesellschaftlichen lebens betraf, so ging es im Kern doch um den 
aufbau eines leistungsfähigen Unternehmenssektors, der praktisch mit dem Ende 
der DDR nicht mehr vorhanden war. Es galt hierzu, die sich in staatlicher Hand 
befindlichen Betriebe und Produktionsstätten in private Hände zu überführen. 
Dies geschah zum einen über Verkäufe an interessenten aus Westdeutschland 
oder dem ausland. zum anderen gab es einen nicht zu vernachlässigenden anteil 
an Betrieben, die durchaus erfolgreich von ehemaligen Betriebsleitern oder  
leitenden angestellten übernommen wurden (so genannte Managment-Buy-Out 
bzw. -Buy-in lösungen). Für fast ein Drittel der zu privatisierenden Betriebe 
fand sich allerdings kein neuer Eigentümer, was zunächst zu einer erheblichen 
Unternehmens- und arbeitsplatzlücke in Ostdeutschland beitrug. Es dauerte bis 
zum Ende der 1990er Jahre, bis die ostdeutschen Unternehmen wettbewerbsfähig 
mit ihren Konkurrenten auf den heimischen Märkten waren. Jedoch geschah 
dies weitgehend auf Kosten der löhne. Der marode Kapitalstock und großzügige 
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staatliche investitionshilfen führten ferner zu einem Überschießen des Bausektors 
Mitte der 1990er Jahre. nach dem absturz benötigte der Bausektor rund 15 Jahre, 
um sich zu konsolidieren. Die Wende am ostdeutschen arbeitsmarkt zum Besseren 
vollzog sich Mitte der ersten Dekade der 2000er Jahre. Und heute: Wie stellt 
sich die aktuelle Situation dar? Der Wachstums- und Modernitätsvorsprung der 
ostdeutschen Wirtschaft ist mittlerweile so gut wie aufgebraucht. Der aufholpro-
zess kommt nur noch in trippelschritten voran. Die angleichung beim privaten 
Verbrauch ist weiter vorangeschritten als bei der Wirtschaftsleistung pro Einwoh-
ner. Dieses hohe niveau in der Versorgung kann nur aufrechterhalten werden 
über transferzahlungen (vor allem über die Sozialsysteme). Die verbliebenen 
Rückstände in der leistungsfähigkeit der ostdeutschen Wirtschaft führt Udo 
ludwig auf strukturelle Hemmnisse im Unternehmenssektor zurück.

Die Frage, wie eine abschließende Bewertung des transformationsprozesses 
aussehen kann, greift Rüdiger Pohl (Präsident des iWH von 1994 bis 2004) in 
seinem Beitrag „Die Entfaltung einer Marktwirtschaft – Update 2020“ auf. 
Er knüpft hierfür an einen artikel aus dem Jahr 1995 an und bewertet die zum 
damaligen zeitpunkt vorliegenden Erkenntnisse und getroffenen Empfehlungen 
aus heutiger Sicht. ausgehend vom schweren Erbe der zentralverwaltungs-
wirtschaft und dem darauffolgenden transformationsschock mit arbeitsplatz-
verlusten, Karrierebrüchen, abwanderungsprozessen und Erlebnissen tiefer 
Enttäuschung fragt Rüdiger Pohl, ob man eine negative oder positive Bilanz der 
wirtschaftlichen Entwicklung Ostdeutschlands ziehen solle. Er plädiert klar für 
eine positive Bilanz. Die lebensverhältnisse Ostdeutschlands seien in vielen Be-
reichen denjenigen in Westdeutschland gleichwertig, so etwa bei den Freiheiten, 
der Bildung, der medizinischen Versorgung, der Kultur, der Verkehrsinfrastruktur, 
bei der Qualität des Wohnraums, der Vielfalt der angebotenen Konsumgüter und 
dem Umweltschutz. Der ostdeutsche Unternehmenssektor hat seine leistungs-
fähigkeit enorm gesteigert:

•	 die ostdeutsche wirtschaft ist heute viel stärker in die internationale arbeitstei-
lung eingebunden als noch Mitte der 1990er Jahre, 

•	 das handelsdefizit ostdeutschlands ist gesunken und

•	 die wirtschaft in den neuen ländern erwies sich während der wirtschafts- und 
finanzkrise in den Jahren 2008/2009 als außerordentlich robust gegenüber 
konjunkturellen schocks.

Die Debatte um den wirtschaftlichen Rückstand Ostdeutschlands erhalte vor allem 
dadurch nahrung, dass die westdeutsche Wirtschaftsleistung den Referenzmaßstab 
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für die Beurteilung bilde. im europäischen Vergleich stehe Ostdeutschland 
durchaus gut da. Die neuen länder gehören nicht zu den prekären Regionen in 
Europa. Das wohl wichtigste argument von Rüdiger Pohl für einen gelungenen 
aufbau Ost zielt jedoch auf die Wanderungsbewegungen zwischen Ost- und 
Westdeutschland ab, welche – anders als in den 1990er und frühen 2000er  
Jahren – heute ungefähr ausgeglichen sind. trotz nachteilen in der Wirtschafts-
kraft sind die neuen länder als Wohnstandort attraktiv – anderenfalls gäbe es 
massive abwanderungen. Rüdiger Pohl plädiert dafür, regionale Unterschiede 
innerhalb Deutschlands stärker zu akzeptieren. Diese sind im internationalen 
Vergleich eher die Regel als die ausnahme. Die akzeptanz von Unterschieden 
in der regionalen Wirtschaftskraft bedeutet zugleich aber auch die Bereitschaft 
zu interregionalem Finanzausgleich innerhalb des Bundesgebiets. Dieser bildet 
einen Grundpfeiler der föderalen Ordnung in Deutschland. Ferner müsse man 
sich auch vom typischen Ost-West-Bild lösen. Die Differenzierung regionaler 
Unterschiede sei mittlerweile so weit vorangeschritten, dass es keine nur auf Ost-
deutschland ausgerichtete Regionalpolitik mehr brauche. Für die anstehenden 
Herausforderungen, insbesondere die Bewältigung des Klimawandels, die Sicherung 
der Energieversorgung, die integration von Migranten, den Umgang mit der 
alterung der Gesellschaft, gebe es nur gesamtdeutsche lösungen.

Der zweite teil des Sammelbands beinhaltet Beiträge über neue sichtweisen zu 
determinanten für den produktivitätsrückstand ostdeutschlands. Steffen Müller 
(leiter der abteilung Strukturwandel und Produktivität am iWH seit 2014) 
thematisiert in seinem Beitrag „Der Produktivitätsrückstand der ostdeutschen 
industrie: nur eine Frage der Preise?“ einen wichtigen aspekt des aufhol- 
prozesses Ostdeutschlands gegenüber dem altbundesgebiet, nämlich die bis 
heute bestehende lücke in der arbeitsproduktivität von rund 20 Prozentpunkten. 
in der ersten Hälfte der 1990er Jahre legte Ostdeutschland einen fulminanten 
Start beim Produktivitätswachstum hin. Seit Mitte der 1990er Jahre geriet dieser 
aufholprozess Ostdeutschlands jedoch deutlich ins Stocken und kommt seitdem 
nur noch sehr langsam voran. Steffen Müller fragt, warum diese lücke trotz 
gleichem institutionellen Rahmen und hoher Freizügigkeit der Produktions- 
faktoren innerhalb Deutschlands noch besteht. anhand einer analyse der 
betrieblichen Umsatzproduktivität, also der mit Preisen bewerteten Produktions- 
mengen, fragt er, ob eine zu geringe physische Produktivität oder zu geringe 
Outputpreise den Rückstand ostdeutscher Unternehmen erklären. Mit Hilfe von 
erstmals hierzu analysierten Daten auf Produkt-Firmenebene zeigt er für das 
Verarbeitende Gewerbe, dass ostdeutsche Unternehmen für ihre Produkte in 
der tat zu einem wesentlichen teil geringere Marktpreise als ihre westdeutschen 
Vergleichsunternehmen erzielen. zugleich ist der physische Output (berechnet in 
Mengeneinheiten) bei identischem input in ostdeutschen Unternehmen höher als 
in westdeutschen. Diese Erkenntnisse sprechen dafür, dass ostdeutsche Produkte 
in den augen der Kunden einen geringeren Wert besitzen, dafür aber auch 
güns tiger produziert werden können. Steffen Müller führt die geringeren Preise 
vor allem auf die noch immer fehlende Reputation ostdeutscher Unternehmen 

O s t d e u t s c h l a n d  — e i n e  B i l a n z



zurück. Er betont, dass der Grund für die geringere Umsatzproduktivität nicht 
in den Preisen oder der art der produzierten Güter zu suchen, sondern auch bei 
der Produktion von Gütern auf dem westdeutschen Preisniveau in unveränderter 
Höhe zu verzeichnen ist.

Alexander Kubis und Lutz Schneider (Kollegen aus dem früheren Forschungs-
schwerpunkt von Gerhard Heimpold von 2008 bis 2012) befassen sich in ihrem 
Beitrag „Regionale Disparitäten in Demographie und Migration – Ein Rückblick 
aus ostdeutscher Perspektive“ mit aspekten der arbeitskräfteentwicklung auf 
Ebene der landkreise und kreisfreien Städte in Deutschland. ihr Beitrag erweitert 
die bislang in Regionalanalysen vorwiegend untersuchte Ost-West-Perspektive 
um die Dimension siedlungsstruktureller Gebietstypen (Metropolen, Großstädte, 
städtische Kreise, ländliche Kreise mit Verdichtungsansätzen und dünn besiedelte 
Kreise). Damit ist es den autoren möglich herauszuarbeiten, wo siedlungsstruk-
turelle räumliche Muster das Ost-West-Muster überlagern (ostdeutsche wie 
westdeutsche Regionen sind von den gleichen Problemen betroffen) und wo die 
Ost-West-Dichotomie nach wie vor große Erklärungskraft besitzt. alexander 
Kubis und lutz Schneider zeigen, dass Metropolen und viele Großstädte aufgrund 
hoher löhne und guter Beschäftigungschancen viele arbeitskräfte angezogen haben, 
sowohl aus Deutschland als auch aus dem ausland. Diese Prozesse ereigneten 
sich in Ost- und Westdeutschland. Ebenso haben sich in beiden landesteilen 
die ländlichen Räume ausgedünnt, wenngleich dieser Prozess in Ostdeutschland 
stärker ausgeprägt war. Der Verlust an arbeitskräften wird zusehends zum Problem 
für die dort ansässigen Betriebe, da sich Fachkräfteengpässe herausbilden. Ein 
ausweg aus dieser Problematik könnte die zuwanderung von Fachkräften aus 
dem ausland sein. Die räumliche nähe zur Republik Polen und zur tschechischen 
Republik könnte hier vorteilhaft sein. allerdings ist das Potenzial an zuwanderern 
aus diesen beiden ländern mittlerweile begrenzt, da auch für internationale 
zuwanderer gerade die großen Städte attraktiv sind, weil sie hier häufig bestehende 
netzwerke mit Personen aus ihren Herkunftsregionen vorfinden. Somit blieben als 
Strategien für diese Räume noch die bessere ausnutzung bestehender arbeits-
kräftereserven – in den ländlich geprägten Regionen Ostdeutschlands ist die 
arbeitslosenquote immer noch relativ hoch – sowie die automatisierung bzw. 
Digitalisierung der Produktion. letzteres bedeutet Strukturwandel in den Unter-
nehmen, den aber sowohl die leitung als auch die Mitarbeiterschaft annehmen 
müssen.

Matthias Bachert, Eva Dettmann, Mirko Titze (Kollegen aus der Forschungs-
gruppe von Gerhard Heimpold am iWH) und Alexander Kubis (Kollege aus dem 
früheren Forschungsschwerpunkt von Gerhard Heimpold von 2008 bis 2012) 
gehen in ihrem Beitrag „Die funktionale Spezialisierung Deutschlands – Eine 
Ost-West-Perspektive auf das Verarbeitende Gewerbe“ auf die Humankapital-
ausstattung in der industrie in Ost- und Westdeutschland ein. Die einschlägige 
literatur sieht im Humankapital den zentralen treiber regionaler Entwicklung, 
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da sich die Wissensbasis und die innovationsfähigkeit der Region verbessern. 
tendenzen der akkumulation von Humankapital bestehen, wenn in Regionen 
Menschen mit verschiedenen qualifikationsintensiven tätigkeiten leben und 
arbeiten. Dahinter steht die Überlegung, dass sich Vorteile aus lernprozessen 
am besten dann realisieren lassen, wenn akteure mit unterschiedlichen, aber den- 
noch verwandten Wissensbasen aufeinandertreffen und diese im Schumpeter’schen 
Sinne „neu kombinieren“. Die autoren untersuchen in ihrem Beitrag berufliche 
Spezialisierungsmuster in den verschiedenen arbeitsmarktregionen Deutschlands. 
Sie finden heraus, dass westdeutsche arbeitsmarktregionen eine Spezialisierung 
auf Berufe mit höheren Qualifikationsanforderungen und hohen räumlichen 
interdependenzen aufweisen. in ostdeutschen arbeitsmarktregionen zeigen sich 
dagegen Spezialisierungen auf Berufe mit geringeren Qualifikationsanforderungen 
und niedriger räumlicher interdependenz. Diese Erkenntnisse bilden eine wichtige 
Ergänzung zur bisher in der Regionalanalyse Ostdeutschlands überwiegenden 
industrieorientierten Perspektive. Der nutzen, auch Qualifikationsprofile in  
den Fokus zu rücken, liegt darin, dass Regionen mit höheren Qualifikationsaus- 
stattungen besser in der lage sein dürften, den aktuellen technologischen Wandel 
zu bewältigen.

Die Beiträge zum dritten teil dieses Sammelbands befassen sich mit Möglichkei-
ten und Grenzen von politik zur verringerung des produktivitätsrückstands von 
ostdeutschland. Joachim Ragnitz (leiter der abteilung Strukturökonomik am 
iWH von 1994 bis 2007) diskutiert in seinem Beitrag „Öffentliche Finanzen und 
regionale Entwicklung“ Schwachstellen in der Finanzverfassung zur angemessenen 
finanziellen ausstattung der Gebietskörperschaften, um sowohl regionale  
Fördermaßnahmen als auch ihre originären öffentlichen aufgaben erfüllen  
zu können. ausgangspunkt seiner Überlegungen ist die tatsache, dass es  
erhebliche Unterschiede in der Produktivität (gemessen als Bruttoinlands- 
produkt je Erwerbstätigen) zwischen den landkreisen und kreisfreien Städten 
gibt. Diese existieren nicht nur innerhalb des Bundesgebiets, sondern auch inner- 
halb einzelner länder. Die Disparitäten in der Wirtschaftskraft haben direkte 
Konsequenzen für die Steuerkraft der jeweiligen Gebietskörperschaft. Es gibt 
eine Reihe von Gründen, die eine Korrektur der Disparitäten durch den Einsatz 
von Regionalpolitik rechtfertigen. in Deutschland geschieht das vorrangig durch 
die Bund-länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“. auch wenn der Bund den ländern bei der Durchführung von 
Regionalpolitik finanziell unter die arme greift, so führt die aktuelle Finanz- 
verfassung dazu, dass bei annähernd gleichen Einnahmen länder mit einem 
großen Fördergebiet nach dem Finanzausgleich weniger Mittel für ihre originären 
öffentlichen (Pflicht-)aufgaben zur Verfügung haben. Eine zuspitzung erfährt 
das Problem noch dadurch, dass in strukturschwachen ländern und Gemeinden 
ein hoher Bedarf an sozialpolitischen Maßnahmen besteht, der zum teil ebenfalls 
aus Eigenmitteln finanziert werden muss. Darüber hinaus verbleibt nur ein relativ 
geringer teil zusätzlicher Steuereinnahmen in finanzschwachen ländern. Joachim 
Ragnitz diskutiert Möglichkeiten für einen ausweg aus diesen offenkundigen 
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Fehlsteuerungen der Finanzverfassung. Er plädiert dafür, die Einnahmebasis in 
strukturschwachen ländern zu sichern, damit sie und ihre Gemeinden neben den 
ausgaben für Regionalförderung auch ihre eigentlichen öffentlichen aufgaben 
wahrnehmen können.

Franz Barjak (Kollege von Gerhard Heimpold in der abteilung Regional- und 
Kommunalforschung von 1995 bis 2001) diskutiert in seinem Beitrag „Wissens- 
und technologietransfer und wissensbasierte Wirtschaftsentwicklung – ein Weg 
zur Förderung des wirtschaftlichen aufholprozesses in Ostdeutschland?“, unter 
welchen Bedingungen Unternehmen von öffentlich finanzierten Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen profitieren können. ausgangspunkt seiner Über- 
legungen sind Befunde aus der ökonomischen literatur, wonach Hochschulen 
eine positive Wirkung auf die regionale Entwicklung haben. Diese basiert vor 
allem auf drei Kanälen, und zwar der Erhöhung des Potenzials an gut ausge-
bildeten arbeitskräften, der Einführung von innovationen sowie der Heraus-
bildung gut funktionierender institutionen. Jedoch verweist die einschlägige 
literatur auch darauf, dass die positive Wirkung mit zunehmender Distanz vom 
Standort der (öffentlich finanzierten) Wissenschaftseinrichtungen abnimmt. 
Franz Barjak fragt nun, ob Ostdeutschland in der lage ist, die Potenziale der 
hier ansässigen Einrichtungen der Wissenschaft gut auszunutzen. Er zeigt 
zunächst, dass Ostdeutschland bei vielen indikatoren für die ausstattung mit 
öffentlich finanzierter Wissenschaft (etwa bei der anzahl an Wissenschafts-
standorten, den öffentlichen FuE-ausgaben oder FuE-Personal jeweils ge-
wichtet an der Einwohnerzahl) bessere Werte als Westdeutschland annimmt. 
auf der Outputseite sieht Franz Barjak allerdings Schwächen, da etwa die 
anzahl an absolventen (bezogen auf die Einwohnerzahl) in Ostdeutschland 
geringer ausfällt als in Westdeutschland. Besonderes augenmerk legt er auf 
die absorptionsfähigkeit der ostdeutschen Wirtschaft für das an den – mit 
öffentlichen Mitteln finanzierten – Forschungsstandorten neu generierte 
Wissen. Dahinter steht die Überlegung, dass sich die Vorteile von Wissenschaft 
nur ausschöpfen lassen, wenn es gelingt, die neuen Erkenntnisse auch in die 
Wirtschaft zu transferieren. Hierzu betrachtet Franz Barjak das Verhältnis des 
FuE-Personals in der Wirtschaft und des FuE-Personals in der öffentlich finan-
zierten Wissenschaft. Er zeigt, dass dieses Verhältnis in Ostdeutschland weit 
ungünstiger ausfällt als in Westdeutschland und sieht hierin eine Ursache dafür, 
dass ostdeutsche Unternehmen (noch) nicht in der lage sind, die Vorteile aus 
der Existenz von lokalen Hochschulen und externen Forschungseinrichtungen 
auszunutzen. Er plädiert dafür, dass Regionalpolitik künftig stärker aspekte des 
Wissens- und technologietransfers in den Fokus rücken sollte, etwa über die 
Unterstützung von Gründungen oder den abbau von Kooperationshemmnissen 
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. Franz Barjak weist aber auch darauf hin, 
dass es wohl keine lösung geben kann, die für alle Regionen Ostdeutschlands 
gleichermaßen passt. Standorte, die über eine kritische Masse an öffentlicher 
und privater Forschung verfügen, seien Kandidaten für die Exzellenzstrategie 
der Bundesregierung. Standorte mit einer nähe zu agglomerationen könnten 
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als Standorte für junge Unternehmen aus den zentren infrage kommen.  
agglomerationsferne Räume sollten sich stärker auf niedrigschwellige an- 
gebote für eine zusammenarbeit zwischen der Hochschule und der regionalen 
Wirtschaft sowie der zivilgesellschaft spezialisieren.

Reint E. Gropp (Präsident des iWH seit 2014) und William McShane (Wissen-
schaftlicher Referent des Präsidenten) befassen sich in ihrem Beitrag „Politische 
Kreditzyklen in Deutschland: ist der Osten politischer?“ mit politökonomischen 
aspekten von Regionalpolitik im weitesten Sinne. Den konkreten analysegegen- 
stand ihrer Untersuchung bildet die Kreditvergabe der Sparkassen. aufgrund 
institutioneller arrangements besteht bei den Sparkassen (in gewissen Grenzen) 
die Möglichkeit der Einflussnahme lokaler Politiker auf die Vergabe von Krediten. 
Die einschlägige literatur liefert umfangreiche Evidenz dafür, dass derartige 
politische Einflussnahmen häufig mit einer ineffizienten Faktorallokation einher- 
gehen, da auch Projekte mit Krediten unterstützt werden, die bei einer rein 
marktwirtschaftlichen Betrachtung nicht zum zuge gekommen wären. Solche 
Situationen dürften sich am ehesten im zusammenhang mit Kommunalwahlen 
beobachten lassen, da der nutzenmaximierende Politiker seine Wiederwahl 
anstrebt. Die autoren untersuchen nun, ob dieser zusammenhang in einem 
ökonomisch schwierigen Umfeld stärker ausprägt ist, als wenn sich die wirtschaft-
liche lage weniger gravierend darstellt. Das Untersuchungsdesign basiert auf der 
ausnutzung des Unterschieds in der wirtschaftlichen leistungsfähigkeit zwischen 
Ost- und Westdeutschland. Hinsichtlich des Wachstums der Vergabe an Krediten 
durch die Sparkassen finden die autoren den erwarteten zusammenhang zwischen 
Kommunalwahlen und dem anstieg der Vergabe an Krediten, jedoch zeige sich 
kein Unterschied zwischen ost- und westdeutschen Sparkassen. Die autoren 
schlussfolgern, dass die Bedeutung des politischen Drucks auf die Kreditvergabe in 
beiden Regionen ein vergleichbares ausmaß annimmt. Ein Unterschied zwischen 
Ost- und Westdeutschland zeigt sich allerdings bei der Qualität der vergebenen 
Kredite. Die autoren weisen nach, dass der positive zusammenhang zwischen 
einer Kommunalwahl und dem Kreditausfallrisiko in ostdeutschen Sparkassen- 
instituten stärker ausgeprägt ist als in westdeutschen. Gleiches gelte für den  
negativen zusammenhang zwischen Kommunalwahlen und den zinserträgen 
gemessen an der Bilanzsumme. Offenbar verleitet der Druck, wirtschaftspoliti-
sche Erfolge auf lokaler Ebene vorzuweisen, die politischen Entscheidungsträger 
dazu, eher „schlechte“ Projekte zu unterstützen. Die autoren plädieren für eine 
anpassung der institutionellen arrangements, indem etwa die Positionen in den 
Kontrollgremien der Sparkassen nicht mehr mit lokalen Politikern besetzt werden, 
sondern mit unabhängigen Fachkräften.

in ihrem Beitrag „transformation und Finanzmärkte: Die Rolle evidenzbasierter 
Politik“ fragt Claudia M. Buch (Präsidentin des iWH in den Jahren 2013 und 
2014), welche Bedeutung die Wirtschaftsforschung bei der Beratung von 
akteuren der Wirtschaftspolitik einnehmen sollte. ihr konkreter anwendungsfall 
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ist der transformationsprozess in Mittel- und Osteuropa – insbesondere aber in 
Ostdeutschland – nach dem Fall des Eisernen Vorhangs. in solchen Umbruch- 
zeiten lassen sich empirische Effekte einzelner wirtschaftspolitischer Maßnahmen, 
die als Orientierung für die Entscheidungsträger dienen könnten, kaum analy- 
sieren, wenn nicht schon entsprechende infrastrukturen für Evaluierungen 
angelegt worden sind. Das Wissen über „Was wirkt?“ und „Was wirkt am besten?“ 
ist essenziell für eine gute Wirtschaftspolitik. Es ermöglicht den akteuren, 
interventionen, die nicht die an sie gesetzten Erwartungen erfüllen – womöglich 
sogar schädliche nebenwirkungen haben –, zu korrigieren. in den 1990er Jahren 
herrschten jedoch grundsätzlich andere Rahmenbedingungen. Seitdem gab es  
einen enormen Fortschritt, einerseits bei den ökonometrisch-statistischen  
Methoden, andererseits bei der Bereitstellung von sehr guten Mikrodaten. 
Claudia M. Buch zeigt, dass sich aus den transformationsprozessen lehren ziehen 
lassen, wie evidenzbasierte Wirtschaftspolitik organisiert werden kann. insbesondere 
gelte dies für die analyse der auswirkungen von Reformen des Finanzsektors 
sowie der öffentlichen Förderung zur Verbesserung der Faktorallokation und 
innovationen. Sie plädiert dafür, dass, erstens, Evaluierungen als teil verwaltungs- 
staatlichen Handelns verstanden werden müssen. zweitens muss bereits mit Ein-
führung der politischen Maßnahmen Klarheit über die benötigten Daten bestehen. 
nachlässigkeiten in der Generierung von Daten lassen sich im nachhinein nicht 
mehr korrigieren. Drittens votiert Claudia M. Buch für eine Verbesserung des 
zugangs zu informationen über Evaluierungen, Forschungsergebnisse, aber auch 
über institutionelle Reformen, etwa in entsprechenden Repositorien.

14 |  15

z U M  G E l E i t



mikrOFundierte  
makrOökO- 
nOmische  
resultate der  
Ostdeutschen 
transFOrmatiOns- 
wirtschaFt

udO ludwiG
leiter der abteilung Makroökonomik am iWH von 1992 bis 2009



histOrischer und institutiO-
neller hinterGrund

Mit zunehmend zeitlichem abstand seit der Wiederentstehung eines vereinten 
Deutschlands schwindet im alltag das Wissen und in Forschung und lehre das 
Verständnis der bewegenden Kräfte um dieses historisch einmalige und bis in  
die Gegenwart nachwirkende Ereignis. Die zeitzeugen und die Mitgestalter  
der damit verbundenen transformation einer zentralplanwirtschaft verlassen  
altersbedingt die Bühne, und die nachrückenden Generationen wenden sich 
anderen Herausforderungen zu. Denn heute stehen erneut, aber ganz anders 
geartete transformationsprozesse auf der tagesordnung: Gefragt sind antworten 
auf den Klimawandel, den ausstieg aus der Energiegewinnung durch fossile 
Brennstoffe, die Digitalisierung der Produktions- und Verbrauchsprozesse, die 
Verkehrswende und anderes. Schnell wird dann die transformation einer ganzen 
Wirtschaftsordnung von der agenda verdrängt, und die systemischen zusammen- 
hänge sowie das Verständnis der längerfristigen Folgen dieses historischen 
Wendepunktes für Deutschland treten in den Hintergrund und geben den Platz 
frei für oberflächliche Vereinfachungen. Der Systemwechsel verschwindet im 
sprachlichen alltag hinter Schlagworten wie “Wende” und Ost-West-Vergleiche, 
in denen historische Bruchstellen geglättet bzw. sozioökonomische inhalte durch 
die Projektion auf Himmelsrichtungen ersetzt werden. Selbstverständlichkeiten 
aus der zeit des Umbruchs gehen unter oder werden durch Halbwahrheiten verzerrt 
wiedergegeben.

Fast 30 Jahre nach dem historischen Einschnitt in Deutschland ist es an der zeit, 
sich auf den Kern der Dinge zu besinnen und die Berichte sowie analysen der 
Entwicklung der transformation der ehemaligen DDR-Wirtschaft inhaltlich  
und nicht geographisch wieder scharfzustellen. Dazu liefert die Festschrift für 
Gerhard Heimpold einen trefflichen anlass, für einen Wirtschaftsforscher, der 
von anfang an die transformation der ostdeutschen Wirtschaft auf einigen 
Feldern wissenschaftlich begleitet und analysiert hat. Mein aufsatz befasst sich 
mit drei Kernprozessen der transformation: dem Umbau an der wirtschaftlichen 
Basis, dem aufbau eines neuen Kapitalstocks und der Entwicklung von leistung 
und Wohlstand in der ostdeutschen transformationswirtschaft.
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die entstehunG vOn unter-
nehmen in der Ostdeutschen 
transFOrmatiOnswirtschaFt

das marktwirtschaFtliche transFOr- 
matiOnsGeBiet – keine simple Ost-west- 
dichOtOmie

Mit dem Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial- 
union zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR und dem zwischen 
beiden Staaten später abgeschlossenen Einigungsvertrag stand seit Mitte des 
Jahres 1990 die Einführung einer sozialen Marktwirtschaft bundesrepublikanischer 
Prägung im Beitrittsgebiet auf der agenda. Das Beitrittsgebiet umfasste geo- 
graphisch die am Ende der DDR wieder gebildeten ostdeutschen Flächenländer 
und Berlin-Ost. Die östlichen und die westlichen Stadtbezirke Berlins wurden 
laut Einigungsvertrag zum land Berlin zusammengeführt,1 sodass die statistische 
Vermessung der Entwicklung von wirtschaftlicher leistung und Wohlstand im 
transformationsgebiet räumlich neu abgegrenzt werden muss. Geographisch  
befindet sich das land Berlin im Osten, sozioökonomisch gehört es allerdings 
eher zum Westen Deutschlands, zur Gruppe der alten Bundesländer. Der West-
teil Berlins war 1991 etwa doppelt so groß und wirtschaftlich produktiv wie der 
Ostteil und war auch in den Jahren der deutschen teilung marktwirtschaftlich  
organisiert geblieben. zudem vermischen sich seit der Vereinigung Umge- 
staltungen an der wirtschaftlichen Basis in den Ostbezirken mit konjunkturellen 
Entwicklungen auf marktwirtschaftlicher Grundlage in den Westbezirken. 
innerstädtisch kommt es zu Wanderungen von Unternehmen, Einwohnern und 
Beschäftigten. Hinzu kommen die Einflüsse auf die Wirtschaft, die von der Wahr-
nehmung der Hauptstadtfunktionen auf ganz Berlin ausgehen.

Die transformationswirtschaft im Osten Deutschlands lässt sich so am adäqua-
testen auf Basis der Datenlage in den fünf Flächenländern Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-anhalt und thüringen beschrei-
ben und analysieren, auch wenn damit das ursprüngliche transformationsgebiet 
nicht vollständig umfasst wird. Statistisch betrachtet ist es die Gruppierung der 
neuen Bundesländer ohne Berlin. Referenzgröße für innerdeutsche Vergleiche 
zwischen transformationswirtschaft und hochentwickelter Marktwirtschaft 
sind dann die alten Bundesländer, einschließlich Berlin, wenn Deutschland als 
Gesamtheit erfasst, und ohne Berlin, wenn der Sonderstatus der Hauptstadt 
ausgeklammert werden soll.

1 Vgl. Vertrag der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über die 
Herstellung der Einheit Deutschlands – Einigungsvertrag, Kapitel i, artikel 1, absätze (1) und (2).
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der üBerGanG vOm vOlkseiGenen BetrieB 
Zum wettBewerBsFÄhiGen privaten unter-
nehmen

Das neue Regelwerk für das Beitrittsgebiet erfasste alle Bereiche der Gesell-
schaft. Für die Wirtschaft sah es im Kern die Entwicklung leistungsfähiger 
Unternehmen vor, die mit wettbewerbsfähigen Produkten die Grundlagen für 
Wachstum und gesicherte Beschäftigung schaffen.2 Sie bilden unter den neuen 
marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen die entscheidenden Elementarteilchen 
der Wirtschaft, bevor die Resultate ihres Verhaltens als Massenerscheinung zum 
Gegenstand der Makroökonomie werden. Bei Brüchen an der wirtschaftlichen 
Basis der Gesellschaft tut es not, die gesamtwirtschaftlichen Resultate in diesem 
zusammenhang zu sehen. Deshalb wird hier der Blick zunächst auf eine wesentliche 
Änderung an der wirtschaftlichen Basis der Gesellschaft gerichtet: die Wieder- 
geburt eines Unternehmenssektors in der ostdeutschen transformationswirt-
schaft.

Privates Unternehmertum war in der DDR seit ihrer Gründung systematisch 
zurückgedrängt worden. am Ende gab es nur noch Überbleibsel im Handwerk, 
der landwirtschaft und im Handel.3 Es existierte streng genommen kein Unter-
nehmertum mehr. Die Wirtschaft außerhalb von landwirtschaft und Handwerk 
wurde von den im Eigentum des Staates befindlichen Betrieben und Betriebs-
vereinigungen, so genannten Kombinaten, dominiert, deren aktivität vom Staat 
zentral vorgegeben und von Betriebs- bzw. Kombinatsleitern vor Ort ausgeführt 
wurde. Unter diesen ausgangsbedingungen wurde für Deutschlands transforma-
tionsgebiet der Weg zurück zu den Wurzeln einer funktionsfähigen Marktwirt-
schaft über den Verkauf der vordem in staatlicher Hand befindlichen Betriebe 
und Produktionsstätten an private interessenten eingeschlagen.

Diese ordnungspolitisch verordnete aufgabe oblag in Deutschland zu einem 
großen teil der treuhandanstalt. allerdings wurde die Größe der aufgabe, eine 
ganze Volkswirtschaft in historisch kurzer zeit von vier Jahren zu privatisieren, 
deutlich unterschätzt. Die Suche nach leistungsstarken investoren im früheren 
Bundesgebiet und im ausland stieß bald auf Grenzen. Die Weltkonjunktur befand 
sich anfang der 1990er Jahre in einer Schwächephase, und die alt-Unternehmen 
aus dem früheren Bundesgebiet waren in der lage, die Markterweiterung 

2 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (1990), 229.

3 am Ende der DDR gab es noch einen kleinen privaten Wirtschaftssektor. Den größten anteil 
stellten 82 234 private Handwerksbetriebe, in denen 280 300 Personen arbeit fanden. Das waren 
Kleinbetriebe, die im Durchschnitt 3,5 Personen beschäftigten. ausführlicher dazu vgl. ludwig 
(1994), 93–126.
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in Richtung Osten mit ihren vorhandenen und nicht ausgelasteten Produktions-
kapazitäten zu bedienen. Der umweltschädliche und verschlissene zustand vieler 
Produktionsanlagen sowie die veralteten Produktangebote ließen keine erfolgver-
sprechende Fortführung der bisherigen Produktion im Beitrittsgebiet zu, und ihre 
Modernisierung erforderte hohe Kapitaleinsätze. aber auch die Entstehung neuer 
Konkurrenz war aus Sicht der auswärtigen investoren unerwünscht und möglichst 
von vornherein zu unterbinden. So wurden bis Ende 1994 ganze 2 703 investoren 
aus dem früheren Bundesgebiet und 860 aus dem ausland akquiriert. Damit 
waren zusammengenommen nur 42% der Objekte, für die überhaupt ein neuer 
Eigentümer gefunden wurde, privatisiert.

Unter diesen Umständen kamen trotz fehlender Erfahrungen in der Markt-
wirtschaft und wenig finanzieller Eigenmittel bald auch interessenten aus dem 
Beitrittsgebiet als neue Eigentümer an den Betrieben zum zuge. Es entstand ein 
in Deutschland bis dahin kaum wahrgenommenes Segment im Unternehmens- 
sektor, das Management-Buy-Out bzw. -Buy-in. Hier hatten ehemalige  
Betriebsleiter oder leitende angestellte mit ihren Belegschaften den risikovollen 
Sprung in die Marktwirtschaft vollzogen. Die Gruppe umfasste 1994 fast 3 000 
Unternehmen. Für diese investoren aus dem transformationsgebiet war das 
Wirtschaften in einem neuen, marktwirtschaftlichen Umfeld die entscheidende 
Herausforderung. Marktwirtschaft erfordert einen neuen typus an Wirtschafts-
lenkern. zugespitzt formuliert musste an die Stelle von Befehlsempfängern4 an 
der Basis einer zentral gesteuerten Planwirtschaft, dem Betrieb, ein eigenverant-
wortliches und kreatives Unternehmertum in einer Konkurrenzwirtschaft treten. 
Für das neue Profil waren lernprozesse im laufenden Geschäftsbetrieb der ent-
scheidende Weg zur aneignung der fehlenden Führungseigenschaften, und in der 
Mehrzahl der Fälle waren sie erfolgreich. Davon zeugen hohe Überlebensraten.5

Der Verkauf von Produktionsbetrieben, Handelseinrichtungen, Gaststätten  
und Hotels im Rahmen der großen und kleinen Privatisierung an Ortsansässige 
bildete den Kern für die Bildung und den ausbau eines bodenständigen markt-
wirtschaftlichen Wirtschaftssektors in den neuen Bundesländern. innerhalb von 
vier Jahren sind zwei Drittel der Produktionsstätten im Rahmen der großen  
Privatisierung an private Eigentümer aus dem in- und ausland übertragen worden. 
Unter den neuen Eigentümern waren die gebietsansässigen Ostdeutschen keine 
Randgruppe, wie von den Medien auch heute noch fälschlicherweise verbreitet, 

4 Die auswüchse in der Wirtschaftspraxis werden in interviews gleich nach dem Kollaps der 
DDR-Wirtschaft selbst mit Kombinatsdirektoren und Wirtschaftslenkern auf zentraler Ebene 
anschaulich geschildert. Vgl. Pirker et al (1995).

5 Für den aus der Privatisierung hervorgegangenen eigenständigen Sektor der Management-Buy-Outs 
vgl. Barjak et al. (1996), 5.

O s t d e u t s c h l a n d  — e i n e  B i l a n z



sondern sie stellten etwa die Hälfte der investoren.6 Das Gros unter den neuen 
Eigentümern aus Ostdeutschland bildeten die Management-Buy-Outs. Dieser 
Sektor kam 1994 auf 35% der im Rahmen der großen Privatisierung veräußerten 
Betriebsstätten. Dazu kamen viele neugründungen, die Weiterführung der in 
der DDR bis zum Ende ihrer Existenz vorhandenen privaten Handwerksbetriebe, 
einiger Gärtnereien, Groß- und Einzelhandelsgeschäfte sowie die Rückgabe von 
Betrieben an die im Jahr 1972 in der DDR enteigneten alteigentümer.

Der treuhandanstalt gelang es allerdings nicht, für alle Betriebe bzw. Betriebs-
stätten der ehemaligen DDR-Wirtschaft neue Eigentümer zu finden. Fast ein 
Drittel, und das waren 3,7 Mio. Betriebsstätten vor allem in der industrie, wurden 
stillgelegt. Hier tat sich früh eine Unternehmens- und arbeitsplatzlücke auf, die 
keineswegs durch den anfangs starken Strom von neugründungen ausgefüllt 
wurde.

Es dauerte ein ganzes Jahrzehnt bis zum Ende der 1990er Jahre, dass die Unter-
nehmen in der ostdeutschen transformationswirtschaft im Kostenwettbewerb 
mit ihren Hauptkonkurrenten auf dem deutschen Markt mithalten konnten. Der 
abbau unrentabler arbeitsplätze zog sich lange hin, sodass der anfangs bestehende 
große Überhang an arbeitskosten gegenüber der arbeitsproduktivität nur 
schrittweise beseitigt wurde (vgl. abbildung 1). allerdings wurden die Fortschritte 
im Kostenwettbewerb bei Verstetigung der Rückstände hinsichtlich Produktivität 
und Entlohnung der Beschäftigten im transformationsgebiet gegenüber dem 
Westen und Untergrabung der tarifbindung erreicht. Die ostdeutsche transfor-
mationswirtschaft ist in weiten teilen ein Gebiet mit unterdurchschnittlicher  
Produktivität und Entlohnung der Beschäftigten. Den Kern dieser Rückstände 
bilden strukturelle Besonderheiten des Unternehmenssektors in der ostdeutschen 
transformationswirtschaft, die inzwischen gut erforscht sind.7 an erster Stelle 
stehen hier die Kleinteiligkeit der Unternehmen, das Fehlen von Konzernzentralen 
und die Fremdbestimmtheit der wenigen Großbetriebe. Die ökonomischen 
und finanziellen Engpässe der Kleinteiligkeit schränken die investitions- und die 
innovationskraft ein.8

6 Vgl. iWH (1999), 1842ff.

7 Für eine ausführliche analyse vgl. z. B. DiW Econ (2014).

8 zum neuesten Stand der innovationsschwächen vgl. Expertenkommission Forschung und innovation (EFi) 
(2020), Kapitel „innovationsstandort Ostdeutschland – 30 Jahre nach der Wiedervereinigung“, 26ff.
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auFBau eines neuen  
kapitalstOcks

hOhe BaulastiGkeit der anlaGeinvestitiOnen

Der Umbau der Wirtschaft auf dem Gebiet der ehemaligen DDR war mit der 
Erwartung verknüpft, dass unter den neuen ordnungspolitischen Verhältnissen ein 
kräftiger Wachstumsschub ausgelöst wird, in dessen Gefolge das wirtschaftliche 
leistungsniveau in historisch kurzer zeit an die Standards im Westen herange-
führt werden kann. angesichts der reichlichen ausstattung des transformations- 
gebiets mit dem Faktor arbeit infolge der Freisetzung einer großen zahl von  
arbeitskräften durch den abbau unproduktiver arbeitsplätze avancierte der auf-
bau eines modernen Kapitalstocks zum entscheidenden Faktor für das Wachstum 
der wirtschaftlichen leistung. Der Staat förderte diesen Prozess, indem er hohe 
investitionszulagen und investitionszuschüsse gewährte und damit die Errichtung 
einer kapitalintensiven Produktion beförderte.
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aBBildunG 1

lOHnStÜCKKOStEn, aRBEitSPRODUKtiVitÄt UnD aRBEitSKOStEn iM UntERnEHMEnS-
SEKtORa DER OStDEUtSCHEn tRanSFORMatiOnSWiRtSCHaFt

in %, alte Bundesländer = 100 

anmerkung: a Gesamtwirtschaft ohne öffentliche und sonstige Dienstleister, Erziehung und 
Gesundheit, private Haushalte.

Quellen: arbeitskreis „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen (VGR) der länder“, Stand november 
2019; Berechnungen des autors.
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Der zustand des in die Vereinigung eingebrachten Kapitalstocks gab allerdings 
wenig anlass für die Erwartung schneller Modernisierungserfolge. Die Produktions- 
anlagen und die infrastruktur im Beitrittsgebiet waren weitgehend verschlissen 
und trotz der dort in der jüngeren Vergangenheit realisierten Erneuerungs- 
programme in einzelnen Bereichen, beispielsweise beim aufbau einer eigenen 
mikroelektronischen industrie, technisch veraltet und wirtschaftlich wenig 
leistungsfähig. So war der Bestand an ausrüstungen in allen großen Wirtschafts-
bereichen der DDR 1989 zu deutlich mehr als der Hälfte abgeschrieben, darunter 
ein Fünftel vollständig.9 Die baulichen anlagen, insbesondere im Bereich der 
infrastruktur, waren abgenutzt und teilweise verfallen. Das Produktangebot lag in 
technischer Hinsicht weit hinter den Standards im Westen, und es wurde zu teuer 
produziert.

Für die Überwindung der technischen und ökonomischen Rückstände waren 
produktive investitionen dringend geboten. So hat der große nachholbedarf  
an modernen Produktionsanlagen und an Einrichtungen der infrastruktur die 
investitionstätigkeit in den ersten Jahren des neuaufbaus der Wirtschaft maß-
geblich bestimmt. allerdings kam die Erneuerung des Produktionsapparates 
wegen zahlreicher Hindernisse wie ungeklärte Eigentumsverhältnisse, überteuerte 
Gewerbeflächen, überforderte Verwaltungen, langwierige Genehmigungs- und 
Planungsverfahren und mangelhafte Verkehrs- und Kommunikationswege 
zunächst nur zögerlich in Gang. Unterstützt von großzügigen Förder- und 
investitionsprogrammen zog jedoch bereits im Jahr 1992 die öffentliche und 
private nachfrage nach Bauinvestitionen zur Modernisierung der Wirtschafts- 
und Wohngebäude, der Verkehrsverbindungen auf Straße und Schiene sowie der 
anlagen der nachrichtenübermittlung schlagartig an. Die privatisierten und neu 
gegründeten Unternehmen nahmen Prozess- und Produktinnovationen vor und 
investierten in die Erneuerung ihrer Produktionsanlagen.

Die investitionsdynamik war in der ersten Hälfte der 1990er Jahre außerge- 
wöhnlich hoch, insbesondere getrieben durch die letztlich überzogene staatliche 
Förderung bei der Errichtung neuer Wohn- und Wirtschaftsgebäude durch  
private investoren. Große leerstände waren die Folge.10 Die Überinvestitionen  
in Wohn- und Gewerbebauten wurden Mitte der 1990er Jahre durch die  
Reduzierung der staatlichen Förderinstrumente gestoppt. Die Bremswirkung  
war so stark, dass das Baugewerbe, das vom Bauboom davor massiv profitiert 
hatte, 15 Jahre brauchte, um seine Kapazität an das sinkende nachfrageniveau 
anzupassen. Demgegenüber entwickelten sich die für die Produktivität der  
Unternehmen und den Kostenwettbewerb zwischen ihnen maßgeblichen  

9 Kusch et al. (1991), 54ff.

10 loose, ludwig (2006), 575ff.
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investitionen in neue Maschinen, Geräte und sonstige anlagen trotz der Umsetzung 
der im Privatisierungsprozess abgegebenen zusagen der investoren und der groß-
zügigen staatlichen Förderung privater investitionsprojekte recht zögerlich.

Dank des investitionsschubs stieg die ausstattung der arbeitsplätze mit neuen 
ausrüstungen und baulichen anlagen kräftig. Die investitionsausgaben je Er-
werbstätigen übertrafen bald den Stand in den alten Bundesländern (vgl. tabelle 1). 
allerdings wird der Vorsprung in den 1990er Jahren überzeichnet, da sich dahinter 
auch ein laufender abbau unproduktiver arbeitsplätze im transformations- 
gebiet noch bis zum Jahr 2005 verbirgt. im Westen war dagegen, gemessen an 
der steigenden Erwerbstätigenzahl, mit den investitionsausgaben ein arbeits-
platzaufbau verbunden. Maßgeblich für die höhere investitionsintensität in der 
ostdeutschen transformationswirtschaft waren ausschließlich die Bauinvestitionen. 
Dagegen erreichte die investitionsintensität in ausrüstungen und sonstige anlagen 
in keinem Jahr den Stand in den alten Bundesländern. insgesamt übertraf sie den 
Stand im Westen trotz des bald einsetzenden Rückgangs der Bauinvestitionen 
noch bis zum Jahr 2000. Danach fiel sie bis zum Jahr 2015 dahinter zurück.

1991 1995 2000 2005 2010 2015 2016

investitionsintensitäta 65,0 156,7 114,7 89,3 84,1 77,9 83,2

ausrüstungenb 54,3 98,5 87,8 70,1 76,0 72,0 76,0

Bauten 76,6 204,5 144,5 113,9 93,3 84,5 91,1

Kapitalintensitätc 37,3 54,2 73,3 81,4 84,4 89,1 89,6

ausrüstungenb 26,2 44,5 69,8 78,2 80,8 85,0 85,2

Bauten 40,8 57,0 74,3 82,3 85,3 90,1 90,7

Modernitätsgrad 95,9 111,5 116,7 114,1 111,4 108,6 108,2

ausrüstungenb 108,1 128,0 118,4 104,0 99,7 97,4 97,2

Bauten 92,4 107,4 116,1 116,2 113,9 110,9 110,4

taBelle 1

inVEStitiOnS- UnD KaPitalintEnSitÄt DER OStDEUtSCHEn tRanSFORMatiOnS- 
WiRtSCHaFt

alte Bundesländer = 100

a neue anlagen je Erwerbstätigen zu Wiederbeschaffungspreisen. – b Einschließlich sonstiger 
anlagen. – c Kapitalstock je Erwerbstätigen zu Wiederbeschaffungspreisen.

Quellen: arbeitskreis „VGR der länder“, Stand november 2019; Berechnungen des autors.
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mOdernisierunGsvOrsprunG Fast auFGeBraucht

Über die neuzugänge an ausrüstungsgütern und baulichen anlagen wurde der 
vorhandene Kapitalstock grundlegend erneuert. Die verschlissenen, unproduktiven 
altanlagen wurden schnell massenhaft ausgesondert. Mit dieser Verjüngung 
übertraf der Kapitalstock in der ostdeutschen transformationswirtschaft bald 
auch den Modernitätsgrad der altlastigen, aber immer noch hochproduktiven  
Bestände im Westen. allerdings ging der Vorsprung infolge der bis zum Jahr 
2010 nachlassenden investitionen in Gebäude und bauliche anlagen und der 
geringen zuwächse bei der anschaffung neuer Maschinen, Fahrzeuge und sonstigen 
anlagen schon seit Mitte der 1990er Jahre langsam verloren. insbesondere die 
schleppende Entwicklung der ausrüstungsinvestitionen trug zum Rückgang des 
Modernitätsgrades des Kapitalstocks seit dem Jahr 2000 bei. Seit dem Jahr 
2010 ist auch der Modernisierungsvorsprung des ausrüstungsbestandes gegen-
über dem Westen verschwunden. Der Modernitätsgrad des baulichen anlage-
vermögens übertrifft den westdeutschen Stand immer noch um 10%, obwohl die 
zuwächse der Bauinvestitionen auch nach dem Jahr 2010 hinter die Dynamik im 
Westen zurückfielen (vgl. abbildung 2).
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aBBildunG 2

MODERnitÄtSGRaD DER PRODUKtiOnSanlaGEn in DER OStDEUtSCHEn tRanSFOR-
MatiOnSWiRtSCHaFta

alte Bundesländer = 100 

anmerkung: a Verhältnis von netto- zum Bruttoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen 
(Bestand am Jahresende).

Quellen: arbeitskreis „VGR der länder“ (Stand november 2019); Berechnungen des autors.
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Der Verlust des erzielten Modernisierungsvorsprungs der Produktionsanlagen 
gegenüber dem Westen mindert die Chancen, in absehbarer zeit den leistungs-
rückstand der ostdeutschen transformationswirtschaft einzuebnen.

nachhOlendes wachstum,  
vOrauseilender kOnsum,  
stütZende transFers

wachstumsvOrsprunG der prOduktiOn vOn kurZer 
dauer

in der Phase des Übergangs von der zusammenbrechenden planwirtschaftlichen 
Ordnung und der aneignung der Verhältnisse einer sozialen Marktwirtschaft  
fiel die gesamtwirtschaftliche leistung im Beitrittsgebiet 1990/1991 drastisch.11 
Die deutsch-deutsche Währungs- und Wirtschaftsunion hatte die ineffizienzen 
der DDR-Wirtschaft unter marktwirtschaftlichen Verhältnissen schlagartig 
offengelegt, dazu einen Kostenschock für die Wirtschaft infolge der aufwertung 
der DDR-Mark beim Währungsumtausch ausgelöst, der durch lohnsteigerun-
gen noch verstärkt worden war. Die absatzmärkte in den früheren mittel- und 
osteuropäischen Partnerländern und im Beitrittsgebiet brachen ein, nicht zuletzt 
auch wegen der fehlenden Konkurrenzfähigkeit der eigenen Produktangebote bei 
offenen Märkten.

Gestützt auf das aus der Privatisierung der ehemaligen Staatsbetriebe und aus 
neugründungen hervorgegangene neue, marktorientierte Unternehmertum, die 
einsetzende Modernisierung der Produktionsstätten und Produktangebote sowie 
die vom Staat initiierte Erneuerung und der ausbau der infrastruktur überwand die 
Wirtschaft jedoch bald die Bruchstelle.12 allmählich setzten sich neue, am Wandel 
der in- und ausländischen Märkte orientierte Produktionsaktivitäten durch. Die 
zuwachsraten der Produktion in der ostdeutschen transformationswirtschaft waren 
– auch wegen des niedrigen ausgangsniveaus im Jahr 1991 – zunächst kräftig und 
übertrafen die im früheren Bundesgebiet deutlich. Das Wachstumstempo blieb 
selbst dann hoch, als die vereinigungsbedingte Sonderkonjunktur für das frühere 

11 Das ausmaß des Rückgangs ist umstritten, da die Höhe des Bruttoinlandsprodukts im Beitrittsge-
biet erst ab dem zweiten Halbjahr 1990 zu Marktpreisen in D-Mark vorliegt. Für die zeit davor gibt 
es Schätzungen, die einen Einbruch des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 1991 gegenüber dem letzten 
vollständigen Jahr der DDR 1989 zwischen einem Drittel (DiW, 1999) und einem Fünftel (Heske, 
2005) ergeben.

12 in der internationalen literatur zur transformation der Wirtschaftssysteme wird diese kurz oder 
länger anhaltende Phase als transformationskrise bezeichnet. Vgl. Kornai (1994), 40.
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Bundesgebiet auslief und die alten Bundesländer von der Rezession in den west-
lichen industrieländern zeitlich verzögert 1992/1993 erfasst worden waren. Der 
neuaufbau der Wirtschaft im Beitrittsgebiet hatte sich in dieser Phase von der 
allgemeinen Konjunktur in Deutschland abgekoppelt (vgl. abbildung 3).

aufholende Volkswirtschaften oder Regionen müssen schneller wachsen als ihre 
Vorbilder. Bereits in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre begannen sich jedoch 
die Wachstumsverläufe in der ostdeutschen transformationswirtschaft und in 
den alten Bundesländern einander anzunähern. Das mit der Konsolidierung der 
neuen ordnungsökonomischen Verhältnisse erwartete Einschwenken der neuen 
Bundesländer auf einen steilen aufholpfad hielt nicht lange an. Er flachte bald 
ab. Mit dem Verlust des Wachstumsvorsprungs in der zweiten Hälfte der 1990er 
Jahre stockte auch der aufholprozess.13 Erst während der konjunkturellen Flaute 
der deutschen Wirtschaft nach dem Boom im Jahr 2000, von der die alten 

13 Der Sachverständigenrat (SVR) brachte diesen Sachverhalt auf den Punkt, als er 1999 feststellte: 
„allerdings ist der aufholprozess mittlerweile ins Stocken geraten.“ Vgl. Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (1999), 72.
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aBBildunG 3

WaCHStUMSVORSPRUnG DER OStDEUtSCHEn tRanSFORMatiOnSWiRtSCHaFta  
GEGEnÜBER DEn altEn BUnDESlÄnDERna

anmerkung: Wachstumsraten in % zum Vorjahr bzw. Wachstumsvorsprung in Prozentpunkten,  
a nBl = neue Bundesländer (ohne Berlin); aBl = alte Bundesländer (mit Berlin).

Quellen: arbeitskreis „VGR der länder“, Stand november 2019; Berechnungen des autors.
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Bundesländer infolge ihrer größeren abhängigkeit von der Weltwirtschaft stärker 
betroffen waren, nahm der aufholprozess vorübergehend wieder ein wenig Fahrt 
auf. Während der großen Rezession im Gefolge der Finanzkrise 2008/2009 
stürzte die Produktion in beiden Gebietsteilen ab, im Westen infolge der ausge-
prägten Exportabhängigkeit etwas tiefer als in der ostdeutschen transformations-
wirtschaft. Dagegen griff der wirtschaftliche aufschwung im anschluss daran 
aus demselben Grund etwas schneller in den alten Bundesländern. Mit der 
voranschreitenden integration der ostdeutschen transformationswirtschaft in 
den gesamtdeutschen Produktionsverbund ist ihr Wachstumsvorsprung generell 
geschwunden. allerdings lässt sich infolge des anhaltenden Bevölkerungsrück-
gangs im ostdeutschen transformationsgebiet noch eine geringfügige Verkürzung 
des abstandes in der Pro-Kopf-Produktion gegenüber den alten Bundesländern 
in trippelschritten beobachten.

spÄte transFOrmatiOnsBedinGte wende am  
arBeitsmarkt

trotz des über ein Jahrzehnt währenden anstiegs der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion in der ostdeutschen transformationswirtschaft trat die Wende am 
arbeitsmarkt erst im Jahr 2006 ein, als die anzahl der Erwerbstätigen zum 
ersten Mal seit der Wiederherstellung des vereinten Deutschlands stieg. Bis zu 
diesem Wendepunkt, an dem im zuge der wirtschaftlichen transformation der 
aufbau neuer Beschäftigungsverhältnisse den abbau unproduktiver arbeitsplätze 
erstmalig überwog, dürften sich die marktwirtschaftlichen Verhältnisse konsolidiert 
haben. am tiefpunkt der Beschäftigung im Jahr 2005 waren 6,1 Millionen  
Einwohner aus den neuen Bundesländern vor Ort oder als Pendler außerhalb  
des Gebiets erwerbstätig. in den neuen Bundesländern reichte jedoch das 
arbeitsplatzangebot nur für 5,7 Millionen Personen (vgl. tabelle 2). nach dem 
massiven arbeitsplatzabbau in der transformationskrise war es gegenüber 1991 
um weitere 1,1 Millionen Beschäftigungsverhältnisse gesunken. Entsprechend tief 
auf 45,8% war die Erwerbsbeteiligung, gemessen am anteil der Erwerbstätigen an 
der Einwohnerzahl, gefallen. Sie ist zwar im folgenden Jahrzehnt dank steigender 
Erwerbstätigkeit auf rund 50% gestiegen, allerdings hat sich in dieser zeit auch 
die Einwohnerzahl um weitere 0,7 Millionen Personen verringert. Der Beschäf-
tigungsgrad hat gegenüber den alten Bundesländern nicht weiter aufgeholt, 
obwohl dies angesichts der dort steigenden Erwerbsbeteiligung als auch der 
Einwohnerzahl hätte erwartet werden können.

Der aufbau neuer, produktiver arbeitsplätze hatte lange nicht mit dem massiven 
abbau unrentabler arbeitsplätze Schritt gehalten, und sehr viele Beschäftigungs- 
wünsche – vor allem der Frauen – blieben unerfüllt. zur Entlastung des arbeits-
marktes kamen frühzeitig altersübergangs- und Vorruhestandsregelungen zum 
Einsatz, die in der Spitze 1992 und 1993 jeweils knapp eine Million Personen 
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dem arbeitsmarkt entzogen. Weitere Entlastungen gingen von den Maßnahmen 
der aktiven arbeitsmarktpolitik aus. trotzdem überstieg allein die registrierte 
arbeitslosigkeit nach 1995 die Millionenmarke, und die arbeitslosenquote war 
lange zeit doppelt so hoch wie in den alten Bundesländern. Hinzu kamen die 
nach arbeit suchenden Personen, die in Maßnahmen der arbeitsbeschaffung, der 
Strukturanpassung sowie der Fortbildung und Umschulung erfasst wurden und 
die wahre Höhe der Unterbeschäftigung verdeckten. Die arbeitsplatzlücke in der 
ostdeutschen transformationswirtschaft lag dementsprechend im Jahr 2003 bei 
zwei Millionen Personen.14 in den folgenden Jahren hat sie sich mit dem Rück-
gang der erwerbsfähigen Bevölkerung und dem aufbau regulärer Beschäftigung 

14 Vgl. Brautzsch (2004).

1991 1995 2000 2005 2010 2015 2018*

niveaugrößen
Einwohner in 1 000 Pers. 14 625 14 152 13 788 13 219 12 677 12 551 12 551
BiP nominal in Mio. Euro 107 373 206 981 231 439 253 211 285 630 337 297 372 308
Erwerbstätige inland in 1 000 Pers. 6 787 6 105 6 008 5 670 5 882 5 892 6 017
 in Mio. Std. — — 9 378 8 545 8 622 8 445 8 543
Erwerbstätige  
inländer in 1 000 Pers. 6 994 6 320 6 358 6 059 6 294 6 258 6 330

Pendlersaldo in 1 000 Pers. –207 –215 –350 –389 –412 –365 –346
Beschäftigungsgrad in % 47,8 44,7 46,1 45,8 49,7 49,9 50,3
arbeitslose in 1 000 Pers. 826 971 1 244 1 295 780 579 425
Erwerbspersonen in 1 000 Pers. 7 820 7 291 7 602 7 354 7 074 6 837 6 799
arbeitslosenquote in % 10,6 13,3 16,4 17,6 11,0 8,5 6,9
Pro-Kopf-Produktion in Euro je Einw. 7 342 14 626 16 785 19 155 22 532 26 873 29 664
arbeitsproduktivität in Euro je Pers. 15 821 33 906 38 519 44 659 48 560 57 243 61 874
 in Euro je Std. — — 24,7 29,6 33,1 39,9 43,6

Verhältnis neue zu alte Bundesländer in %
Pro-Kopf-Produktion  32,6 58,1 60,3 63,7 66,4 68,5 69,2
arbeitsproduktivität Basis:
 Personen 34,4 63,8 69,3 73,4 74,4 78,5 79,7
 Stunden — — 63,6 68,0 69,9 74,5 76,0
Beschäftigungsgrad  98,1 95,0 93,3 94,2 96,8 94,6 93,2
arbeitslosenquote  199,9 172,6 223,1 181,4 166,6 152,7 133,5

* Kursive Werte: Angaben für 2017.

taBelle 2

EinWOHnER, PRODUKtiOn, BESCHÄFtiGUnG UnD PRODUKtiVitÄt in DER 
OStDEUtSCHEn tRanSFORMatiOnSWiRtSCHaFta

anmerkung: a neue Bundesländer (ohne Berlin).

Quellen: arbeitskreis „VGR der länder“, Stand november 2019; Berechnungen des autors.
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etwa halbiert. zehn Jahre nach der transformationsbedingten Wende am arbeits-
markt übertraf die arbeitslosenquote den Stand in den alten Bundesländern aber 
immer noch um mehr als die Hälfte, obwohl vor allem im Gefolge des Geburten-
defizits in den neuen Bundesländern immer weniger Personen auf den arbeits-
markt drängten und die Beschäftigungschancen der nachrückenden Jahrgänge 
stiegen. inzwischen liegt die arbeitslosenquote nur noch um ein Drittel über dem 
westdeutschen Stand. Von allen arbeitslosen in Deutschland waren im Jahr 2018 
gut 18% in den neuen Bundesländern (ohne Berlin) bei einem Bevölkerungs-
anteil von 15% registriert.

Gespaltene anGleichunG Zwischen wOhlstandsver-
hÄltnissen und wirtschaFtsleistunG

Während die deutsch-deutsche Währungs- und Wirtschaftsunion einen radikalen 
Umbruch der Produktionsweise in der ostdeutschen transformationswirtschaft 
mit massiven Einschnitten bei Produktion und Beschäftigung eingeleitet hatte, 
wurde das materielle Wohlstandsniveau in den neuen Bundesländern von 
anfang an aus politischen Gründen gestützt: Die Konditionen des Währungs-
umtauschs garantierten  den relativ wenigen verbliebenen arbeitsplatzbesitzern 
solide arbeitseinkommen, und sie verhinderten die Entwertung vieler Spargut-
haben. Die sozialen Sicherungssysteme und die arbeitsmarktpolitik federten in 
der Folgezeit die Einkommensverluste infolge des radikalen Beschäftigungs-
abbaus ab. Gemessen an den Konsumausgaben ist der aufholprozess der neuen 
Bundesländer im Bereich der Wohlstandsverhältnisse viel weiter vorangeschritten 
als im Bereich der wirtschaftlichen leistung. Die privaten Haushalte haben ihre 
Konsumausgaben je Einwohner inzwischen zu 86% dem Westniveau angeglichen.

Die Sicherung des lebensstandards beruht neben den vor Ort erwirtschafteten 
löhnen, Gehältern und Gewinnen sowie den Einkommen der Pendler zu einem 
guten teil auf den umfangreichen transferleistungen über die Sozialversicherungs- 
systeme. So liegen die verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte je 
Einwohner über dem durch sie erwirtschafteten teil, und die angleichung an das 
niveau in den alten Bundesländern erreichte zuletzt 85%. So können sie bei 
einer Produktion pro Einwohner von 69% des Westniveaus bzw. pro Erwerbs-
tätigen von rund 80% im Durchschnitt relativ mehr konsumieren, als sie selbst 
an Einkommen produzieren (vgl. abbildung 4). Berücksichtigt man die höhere 
Kaufkraft des Euro im transformationsgebiet, so fällt die angleichung im privaten 
Konsumbereich um einige wenige Prozentpunkte höher aus.

Die angleichung der Konsumverhältnisse ist im Bereich der vom Staat gewährten 
unentgeltlichen Dienstleistungen und sozialen Sachtransfers noch viel weiter 
gediehen. Seit Mitte der 1990er Jahre nimmt ein Einwohner in den neuen 
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Bundesländern im Schnitt wertmäßig etwa so viele staatliche leistungen, gemes-
sen am Staatskonsum, in anspruch wie in den alten Bundesländern. Die Schere 
zwischen der erbrachten leistung je Einwohner bzw. Erwerbstätigen im transfor-
mationsgebiet und dem Konsum insgesamt ist damit noch größer als bezogen auf 
die privaten Haushalte.

passive reGiOnale leistunGsBilanZ

Solange die Wirtschaft und die Bevölkerung im transformationsgebiet mehr an 
Gütern verbrauchen, als sie selbst an Einkommen schaffen, besteht ein makro- 
ökonomisches Ungleichgewicht zwischen Produktion und absorption. Die regio-
nale leistungsbilanz weist damit ein Defizit auf. Der ausgleich wird durch einen 
importüberschuss an Waren und Dienstleistungen hergestellt, der per saldo durch 
private und öffentliche transfers von West nach Ost finanziert wird. So kann der 
Einkommens- und Güterkreislauf in der Region durch zuführungen von außen 
aufrechterhalten und der Mehrverbrauch beglichen werden.
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aBBildunG 4

EinKOMMEn UnD KOnSUM PRO KOPF in DER OStDEUtSCHEn tRanSFORMatiOnS-
WiRtSCHaFta iM VERGlEiCH Mit DEn altEn BUnDESlÄnDERn

alte Bundesländer (mit Berlin) = 100

anmerkung: a neue Bundesländer (ohne Berlin).

Quellen: arbeitskreis „VGR der länder“, Stand november 2019; Berechnungen des autors.
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Das Ungleichgewicht zwischen Produktion und absorption ist letztlich ausdruck 
einer Produktionslücke in der ostdeutschen transformationswirtschaft, die sich 
im zuge des marktwirtschaftlichen Umbaus der altbetriebe und des neuaufbaus 
einer Unternehmerschaft aufgetan hatte. Diese lücke ist zwar seit 1992 dank des 
schneller wachsenden Bruttoinlandsprodukts als die inlandsnachfrage absolut und 
relativ deutlich kleiner geworden. aber auch nach fast 30 Jahren wirtschaftlicher 
Entwicklung reichen Größe und Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmenssektors 
in der ostdeutschen transformationswirtschaft nicht aus, um die nachfrage im 
einheimischen Markt vollständig zu bedienen (vgl. tabelle 3). im Gefolge der 
Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 hatte sich die lücke sogar vorüber-
gehend vergrößert und ist erst nach sechs Jahren Pause ab 2014 auf den sinken-
den Pfad zurückgekehrt. Die Produktionslücke ist mit reichlich 40 Mrd. Euro 
pro Jahr kein Bagatellposten in der gesamtwirtschaftlichen Buchhaltung, und 
ihr ausgleich über importe muss finanziell immer wieder aus dem Steuer- und 
Beitragsaufkommen im Westen abgezweigt werden. in Relation zum Brutto-
inlandsprodukt der alten Bundesländer beläuft sich der jährliche ausgleich 
aktuell auf rund 1,5%, nach reichlich 6% in der ersten Hälfte der 1990er Jahre.

Der Defizitabbau in der regionalen leistungsbilanz der ostdeutschen transformations- 
wirtschaft ist vor allem eine Folge der relativ gesunkenen Konsumlastigkeit der 
nachfrage. Der private Konsum entsprach zu Beginn der 1990er Jahre infolge 
der politisch gewollten finanziellen Stützung des materiellen Wohlstandsniveaus 
fast einem in der Region geschaffenen jährlichen Bruttoinlandsprodukt. zusammen 
mit dem Staatskonsum lag die Konsumquote anfangs sogar bei 131% des regiona-
len Bruttoinlandsprodukts. zuletzt ist sie auf 92% des Bruttoinlandsprodukts der 
neuen Bundesländer (ohne Berlin) gesunken. Die Konsumlastigkeit der jährlichen 
Verwendung des Bruttoinlandsprodukts übertrifft damit den Stand in den alten 
Bundesländern immer noch um 22 Prozentpunkte.

Die Modernisierung des Produktionsapparates absorbierte hingegen in den ersten 
Jahren nur knapp die Hälfte des regionalen Bruttoinlandsprodukts. Die anfangs 
vor allem baubestimmte investitionsquote ging mit der einsetzenden Baukrise 
bereits in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre zurück. nach der Überwindung 
der Krise pendelte sie sich bei 20% ein. Das entspricht in etwa dem Stand in den 
alten Bundesländern. Damit versiegte aber auch eine wichtige Voraussetzung für 
aufholendes Wirtschaftswachstum kapitalintensiver art.
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FaZit
trotz unübersehbarer Fortschritte liegt die ostdeutsche transformationswirt-
schaft auch nach fast 30 Jahren des neuaufbaus deutlich hinter dem Westen bei 
zentralen Größen von Produktion, erwirtschaftetem Einkommen und Beschäftigung 
zurück. infolge struktureller Hemmnisse insbesondere im Unternehmens sektor ver-
festigen sich die Rückstände. Die anfänglichen Wachstums- und Modernisierungs-
vorsprünge sind dahin und der aufholprozess erhält kaum noch impulse.

auf gesamtwirtschaftlicher Ebene trägt sich der Wirtschaftskreislauf nach wie vor 
nicht selbst. Er muss Jahr für Jahr finanziell durch milliardenschwere West-Ost-
transfers vor allem aus den öffentlichen Haushalten und güterseitig im Wesentlichen 
durch lieferungen aus den alten Bundesländern in Gang gehalten werden. Die 
transfers sind keine Bagatellgröße, sie dürfen aber auch nicht nur als negativ- 
posten angesehen werden. Sie gleichen nicht nur die Finanzierungslücke aus, 
sondern stoßen zugleich nachfrage und Produktion der anbieter vor Ort an.15 ihr 
Umfang ist tendenziell seit 1995 gestiegen.16 Projektionen bis zum Jahr 2020, die 
keine externen Schocks wie die Virus-Pandemie annahmen, sehen keine tenden-
zwende vor.17

15 Vgl. lehmann, ludwig, Ragnitz (2005).

16 Vgl. Blum et al. (2009), 118.

17 Vgl. Kloß, lehmann, Ragnitz, Untiedt (2012), 66.

1991 1995 2000 2005 2010 2015 2016

privater Konsum 92,5 71,0 73,4 71,8 69,0 65,2 64,9

Staatskonsum 38,7 31,4 28,9 27,0 27,2 26,7 26,9

anlageinvestitionen 44,3 49,5 35,5 22,7 21,7 19,7 21,1

neue ausrüstungenb 20,0 14,6 14,9 10,5 11,1 10,2 10,7

neue Bauten 25,0 35,5 21,2 12,7 11,2 10,2 11,1

inlandsnachfrage insg.c 175,4 151,9 137,8 121,5 117,8 111,5 112,9

Saldod –75,4 –51,9 –37,8 –21,5 –17,8 –11,5 –12,9

taBelle 3

PRODUKtiOn UnD aBSORPtiOn in DER OStDEUtSCHEn tRanSFORMatiOnS-
WiRtSCHaFta

Bruttoinlandsprodukt = 100 

anmerkung: a neue Bundesländer (ohne Berlin). – b Einschließlich sonstiger anlagen. – c inlands-
nachfrage ohne Vorratsveränderungen. – d Saldo von Bruttoinlandsprodukt und inlandsnachfrage. 

Quellen: arbeitskreis „VGR der länder“, Stand november 2019; Berechnungen des autors.
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euphOrie und ernüchterunG
Die Öffnung der Mauer am 9. november 1989, die Einführung der Deutschen 
Mark (DM) in der DDR zum 1. Juli 1990, die Wiedervereinigung am 3. Oktober 
1990: Diese drei Daten markieren vor dem Hintergrund des zusammenbruchs 
des Sozialismus in Osteuropa eine historische Umwälzung, die nicht nur die 
politischen Verhältnisse in Deutschland grundlegend verändert hat, sondern auch 
eine neue deutsche Volkswirtschaft hervorbringen sollte. Das marktwirtschaft-
liche System, in dessen Ordnungsrahmen der Westen des landes zu Wohlstand 
gekommen ist, würde nun – so waren die Erwartungen – auch im Osten des 
landes eine dynamische Wirtschaftsentwicklung einleiten und die Mangel des 
sozialistischen Systems der DDR vergessen machen. Die Erwartungen waren 
hoch, ja euphorisch. Durch die aufhebung aller Einfuhrbeschränkungen und die 
ausstattung der DDR-Bürger mit konvertibler DM wurden lange aufgestaute 
Konsumwünsche rasch erfüllbar. Weil nicht mehr wie zuvor chronische Material- 
engpässe immer wieder Produktionsstillstand verursachen würden, konnte ein 
sprunghafter Effizienzzuwachs in der Produktion erwartet werden. Das Unter-
nehmertum, in der DDR systematisch eingeengt und bis zur volkswirtschaftlichen 
Bedeutungslosigkeit reduziert, würde sich entfalten und für arbeitsplätze und 
steigende Einkommen sorgen. angesichts des nachholbedarfs an Modernisierung 
im Maschinenpark und in der infrastruktur versprachen investitionen im Osten eine 
hohe Rentabilität; das musste einen reichlichen zustrom auswärtigen Kapitals 
auslösen. zwar würde der Übergang vom Sozialismus zur Marktwirtschaft auch 
lasten verursachen, aber nach verbreiteter auffassung war nur eine „anschub- 
finanzierung“ als finanzielle Unterstützung für den Osten durch den Westen 
nötig. Skeptische Stimmen, die in Ostdeutschland keine signifikanten Standort-
vorteile entdecken konnten und deswegen einen schmerzhaften transformations-
prozess erwarteten, gab es auch, doch wollte ihnen kaum jemand Gehör schenken. 
zu sehr waren die Hoffnungen auf wirtschaftlichen Wohlstand ausgerichtet; die 
Befreiung von jahrzehntelanger staatlicher Bevormundung und Einschränkung 
stärkte die Einschätzung, dass das Erhoffte mit entsprechender anstrengung 
auch erreichbar ist. Der „aufholprozess“ – der abbau des Einkommensrück- 
standes gegenüber Westdeutschland – schien nur eine angelegenheit von  
wenigen Jahren zu sein.

Die Erwartungen waren zu hoch. Vieles von dem, was man sich wirtschaftlich 
erhoffte, ließ sich nicht realisieren, schon gar nicht schnell; nicht alle, die sich auf 
den Weg zu mehr Wohlstand machten, fanden ihren Platz in dem neuen Wirt-
schaftssystem. Ernüchterung, auch Pessimismus trat ein. Viele Menschen wurden 
vom Verlust des arbeitsplatzes getroffen, und für viele Betroffene gibt es keine 

* Der vorliegende Beitrag erschien ursprünglich in: Rüdiger Pohl: Die Entfaltung einer Marktwirtschaft – 
Die ostdeutsche Wirtschaft fünf Jahre nach der Währungsunion“, in: Rüdiger Pohl (Hrsg.), Herausforde-
rung Ostdeutschland. Fünf Jahre Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion“. Berlin, analytica 1995.
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aussicht mehr auf eine Rückkehr in die Erwerbstätigkeit. zwischen ostdeutscher 
Produktion (und das heißt: selbsterwirtschaftetes Einkommen) und ostdeutscher 
Güternachfrage (zu deren Finanzierung auch transferzahlungen von außen be-
reitstehen) klafft eine gewaltige lücke. Der Kapitalzustrom aus dem Westen blieb 
trotz massiver Wirtschaftsförderung hinter hochgesteckten Erwartungen zurück. 
Viele Menschen traf die neue Wirtschaftsordnung wie ein Schock. Das Erlernen 
der neuen Ordnung – der Umgang mit den vom Westen übernommenen Geset-
zen und Regulierungen – fällt vielen schwer und verunsichert sie. nicht wenige 
Ostdeutsche sehen „ihre“, die ostdeutsche Wirtschaft heute von Managern, 
Verwaltungsfachleuten, Richtern, Politikern aus dem Westen fremdbestimmt, 
und sie sehen das mit Missfallen.

Wer fünf Jahre nach der deutsch-deutschen Währungsunion eine Bilanz über die 
ostdeutsche Wirtschaft ziehen möchte, darf weder die Euphorie der anfangszeit 
noch den Umschwung zur Ernüchterung zum Hauptmaßstab nehmen. Vielmehr 
gilt es, die wirtschaftliche lage zu bilanzieren. Hier allerdings ist ein kontrastreiches 
Bild zu zeichnen. Ein respektables Wirtschaftswachstum kontrastiert mit einer 
hohen, sich tendenziell verfestigenden arbeitslosigkeit. Die Herausbildung eines 
aktiven Unternehmertums steht im Gegensatz zu unverkennbaren Problemen 
beim Eindringen in überregionale Märkte. trotz umfangreicher staatlicher Finanz-
hilfen bleibt der Mangel an Eigenkapital ein gravierendes Hemmnis. Ungeachtet 
einer starken investitionstätigkeit im privaten, aber auch im öffentlichen Sektor 
sind nach wie vor beträchtliche Defizite im Bereich der öffentlichen infrastruktur zu 
verzeichnen. Die transformation der gescheiterten sozialistischen DDR-Wirtschaft 
in eine Marktwirtschaft ist kein Prozess normalen strukturellen Wandels, sondern 
kommt der neugründung einer Volkswirtschaft gleich. auch nach fünf Jahren 
ist dieser Prozess nicht abgeschlossen. Der abbau des alten und der aufbau 
des neuen vollziehen sich weiter parallel. Der abbau – Betriebsschließungen, 
arbeitsplatzverluste in Rückzugsbranchen, abwanderung aus strukturschwachen 
Räumen, Verluste von absatzmärkten – ist zwar längst nicht mehr so dramatisch 
wie in den ersten zwei bis drei Jahren nach der Wende, aber immer noch nicht 
beendet. Der aufbau – Unternehmensgründungen, Entstehung und Modern- 
isierung von arbeitsplätzen in aufschwungsbranchen, Dynamik von Ballungs- 
raumen, Erschließung neuer Märkte – findet gleichzeitig statt.

Für die Bevölkerung Ostdeutschlands stellen derartige Kontraste jahrzehntelange 
Erfahrungen auf den Kopf. in der DDR herrschte das Gleichmaß. Die Einkommen 
differierten – vergleicht man es etwa mit Westdeutschland – wenig. Die Konsum- 
möglichkeiten waren für nahezu alle sehr beschränkt. Die aufstiegschancen 
waren für alle – außerhalb des Parteiapparates – gleich gering, an Selbstständig- 
keit sehr begrenzt zu denken. Jedem war ein arbeitsplatz zugewiesen, offene 
arbeitslosigkeit keine Sorge. Schrumpfung von Wirtschaftszweigen, gar Schließung 
von Betrieben kam allenfalls durch Produktionsverlagerungen im Rahmen der 
arbeitsteilung des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) zustande, dann 
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aber auch nur langfristig. Mangel an internationaler Wettbewerbsfähigkeit war 
jedenfalls kein Kriterium für strukturelle Bereinigungen der DDR-Wirtschaft. 
Weniger Chancen für alle, aber auch weniger Risiken für den Einzelnen als heute, 
das war die Realität, mit der sich die Meisten arrangiert hatten. Daran gemessen 
überrascht es nicht, wenn die Menschen in den neuen Bundesländern ihre 
persönliche lage ganz unterschiedlich beurteilen. als wirtschaftliche Gewinner 
des transformationsprozesses fühlen sich diejenigen, denen die Existenzgründung 
gelang, die einen zukunftsträchtigen arbeitsplatz einnehmen konnten und die 
jung genug sind, um ihren Platz in einer dynamischen Wirtschaft suchen zu 
können; wirtschaftliche Verlierer sind vor allem jene der anzahl nach nicht wenige 
Menschen mittleren und höheren alters, die ihren arbeitsplatz verloren haben 
und keine Chancen auf einen neuen sehen. Entsprechend positiv oder negativ 
fallen die Urteile der Ostdeutschen über die wirtschaftliche Entwicklung der 
letzten Jahre aus.

Freilich: Die Erfolge des transformationsprozesses den verbliebenen Defiziten  
im transformationsprozess gegenzurechnen, erlaubt noch kein Gesamturteil. 
auch in Westdeutschland gibt es Differenziertheit, abstufungen zwischen arm 
und reich, prosperierende und schrumpfende Branchen, dynamische und zurück- 
bleibende Regionen, erfolgreiche und erfolglose Unternehmen und arbeitnehmer, 
Erwerbstätige und arbeitslose. Die wirtschaftliche Bilanz für Ostdeutschland zu 
ziehen setzt andere Maßstäbe voraus als nur die Differenziertheit. im Kern geht 
es um die Bewertung des Wachstumsprozesses, wie er sich fünf Jahre nach der 
Währungsunion darstellt. Hatten anfangs nachholbedarf, Vereinigungseuphorie 
und dann auch massive westliche transferzahlungen für eine Dynamik gesorgt, 
die der natur ihrer Ursachen nach nicht dauerhaft sein konnte, stellt sich mit 
Blick auf die zweite Hälfte der 1990er Jahre die Frage, ob der Wachstumsprozess 
bereits mit dem Prädikat „selbsttragend“ versehen werden kann. So wichtig dieses 
Kriterium ist, so schwierig ist es analytisch zu fassen. Sicherlich gehörte zu einer 
selbsttragenden Entwicklung, dass sich der Wachstumsprozess in Ostdeutschland 
ohne nennenswerte staatliche Unterstützung weiter fortsetzen würde, also auch 
ohne massive transfers robust bliebe. Das setzte eine hinreichende Wettbewerbs- 
fähigkeit der ostdeutschen Unternehmen voraus. aber die wirtschaftlichen 
aktivitäten sollten auch eine gewisse Breite haben, also nicht auf wenige Produk-
tionen, Sektoren oder Regionen beschränkt bleiben, sondern die vorhandenen 
Ressourcen, vor allem das vorhandene arbeitspotenzial, angemessen nutzen.

Die Kernthese dieser Bilanz lautet: Die dynamische Entfaltung der wirt-
schaftlichen aktivitäten in Ostdeutschland spiegelt eine in der Richtung 
erfolgreiche wirtschaftliche transformation wider; aber auch fünf Jahre nach 
der Währungsunion ist die Wettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen Unter-
nehmen noch nicht so gesichert, dass der Prozess bereits als „selbsttragend“ 
bezeichnet werden kann. Das Urteil über Ostdeutschland muss das größte 
Defizit einbeziehen, das im transformationsprozess aufgetreten ist und das 
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bestehen bleiben wird: die Unterbeschäftigung. Solange der Wirtschaftsprozess 
nicht selbsttragend ist, bedarf er der besonderen wirtschaftspolitischen Unterstüt-
zung; aber die Perspektive eines Wachstums ohne spezifische Wirtschaftsförde-
rung muss allmählich ins Blickfeld gerückt werden.

Es ist unvermeidlich, dass bei der aufarbeitung von fünf Jahren ostdeutscher 
Wirtschaftsentwicklung auch die Frage nach den alternativen gestellt wird. Hätte 
die Währungsunion anders gestaltet werden müssen? War die Privatisierungs-
strategie der treuhandanstalt vernünftig? Bestand in der Regelung der Eigen-
tumsfrage („Rückgabe vor Entschädigung") ein Entwicklungshemmnis? Hätte 
dem Verlust der Ostmärkte energischer entgegengetreten werden können? 
Wären bei einem moderaten lohnpolitischen Kurs mehr arbeitsplätze erhalten 
geblieben? Hätte die Wirtschaftsförderung verstärkt auf den Erhalt „industrieller 
Kerne“ achten müssen? Fragen über Fragen, aber all diese Fragen sind nur mehr 
von historischer Bedeutung, denn zu dem, was wirklich geschehen ist, lässt die 
Geschichte keine alternative mehr zu. auch die nachträgliche gedankliche  
Simulation nicht durchgeführter aktivitäten kann kein unstrittiges Ergebnis liefern. 
insofern sollte diese Bilanz nicht mit hypothetischen „Was wäre, wenn“ - Über- 
legungen angereichert werden. Und dennoch: Viele Menschen in Ostdeutschland 
fühlen sich von den lasten des transformationsprozesses in unerwarteter Weise 
hart betroffen. ihnen ist es ein drängendes Bedürfnis, darüber nachzudenken, ob 
alles so kommen musste. Die geistige Bewältigung des Systemwandels und des 
transformationsprozesses, die von den Menschen auch geleistet werden muss, 
rechtfertigt es, der Frage nach den alternativen bei der Gestaltung der Volks-
wirtschaft wenigstens in bescheidenem Umfang nachzugehen.

dOminanZ der wachstums-
krÄFte

Es war nicht selbstverständlich und trat doch ein: Bereits im ersten Jahr nach 
der Währungsunion, als die Produktion unter übermächtigem Wettbewerbsdruck 
in vielen Wirtschaftsbereichen regelrecht einbrach, gab es schon so viele neue 
wirtschaftliche aktivitäten, dass die Wachstumskräfte bald dominierten. Der 
starke anstieg des Bruttoinlandsprodukts – vom Basisjahr 1991 bis 1995 mit einer 
durchschnittlichen Wachstumsrate von nahezu 8% – ist der umfassendste Beleg 
für die dynamische Entfaltung der wirtschaftlichen aktivitäten in Ostdeutschland 
(die hier und im Folgenden berücksichtigten Daten für 1995 sind Prognosewerte 
der Wirtschaftsforschungsinstitute vom april 1995). Reicht ein Wachstum 
von 8% schon aus, um dem ostdeutschen transformationsprozess Erfolg zu 
bescheinigen? Hierzu gibt es kritische ansichten – überzeugende und weniger 
überzeugende. nicht überzeugend ist der Einwand, das Wachstum dürfe nicht 
überbewertet werden, weil sich Einkommen und Produktion in Ostdeutschland 
noch auf einem im (west)europäischen Vergleich niedrigen niveau befänden. 
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nicht das vorgefundene niveau der Produktion, sondern nur deren Wachstums-
rate kann etwas über die Entfaltung der Wachstumskräfte aussagen. Und das 
niedrige ausgangsniveau einer transformationswirtschaft gegeben, ist eine hohe 
Wachstumsrate allemal einer niedrigen vorzuziehen. nicht überzeugend ist auch 
der Einwand, das Wachstum sei der massiven staatlichen Wirtschaftsförderung 
zu verdanken. Wie anders denn als ein Erfolg ist es zu werten, wenn die staatliche 
Wirtschaftsförderung ihr erklärtes ziel, unter schwierigen Standortbedingungen 
den Wachstumskräften zum Durchbruch zu verhelfen, auch erreicht. Richtig 
ist allerdings, dass erst ein „selbsttragendes“ Wirtschaftswachstum, welches 
ohne spezifische Wirtschaftsförderung auskommt, ein wirklich befriedigendes 
Wachstum sein kann; inwieweit dies in aussicht steht, wird noch zu erörtern 
sein. Richtig ist weiterhin der Einwand, die Wachstumsrate für sich sei ein viel zu 
grober indikator für den Erfolg oder Misserfolg; man müsse auch fragen, welche 
Kräfte hinter dem Wachstum stehen, denn nur so könne man eine „Scheinblüte“ 
von „echtem“ Wachstum unterscheiden. Die differenzierte analyse fördert 
hierzu aspekte zutage, die eine weitere dynamische Entfaltung der Wachstums-
kräfte erwarten lassen: die zunehmend breitere Basis des Wachstumsprozesses, 
die investitionsaktivität auf hohem niveau, der Produktivitätsfortschritt und 
die – statistisch nur indirekt zu untermauernde – qualitative Verbesserung der 
sektoralen Produktionsstruktur.

Die Basis des Wachstumsprozesses in Ostdeutschland hat fünf Jahre nach der 
Währungsunion deutlich an Breite gewonnen. Gleich nach der Währungsunion 
wurde der Bausektor zum Wachstumsträger nummer eins. Hier stimmt alles: 
nachfrage ist aufgrund des beträchtlichen Sanierungsbedarfs in der öffentlichen 
infrastruktur, des gewerblichen Gebäudedefizits und dann auch angesichts des 
nachholbedarfs bei Wohnbauten reichlich vorhanden. Staatliche Förderpolitik 
unterstützt dies tatkräftig durch abschreibungsvergünstigungen, investitionshil-
fen, günstige Finanzierungsbedingungen und – im Bereich der öffentlichen infra-
struktur – durch eigene aufträge; und – was den Produktions- und Wachstums-
effekt erst ausmacht – die nachfrage Ostdeutschlands nach Bauleistungen kann 
weitgehend nur durch Wertschöpfung der Bauwirtschaft in Ostdeutschland selbst 
befriedigt werden. Eine ähnlich günstige Konstellation zeichnete den Dienstleis-
tungssektor aus. Mit dem Bauboom (das Produktionsvolumen des Bauhaupt-
gewerbes hat sich von 1991 bis 1994 verdoppelt) verbinden sich – nur scheinbar 
paradox – zugleich Sorgen über die Fortsetzung des Wachstums. Der Bauboom 
wird nach Deckung des aufgestauten Bedarfes früher oder später sein Ende 
finden, bei einer dann nur noch normalen Entwicklung der Bauwirtschaft werden 
besondere impulse für ein weiterhin hohes Wachstum verlorengehen. aber: inzwi-
schen hängt die Wachstumsdynamik nicht mehr nur vom Bau und dem Dienstleis-
tungssektor ab, inzwischen hat sie auch den industriellen Sektor erfasst.

Bei industriegütern gibt es ähnlich wie bei Bauleistungen aufgrund des nachhol- 
bedarfs eine hohe nachfrage, auch steht staatliche Förderung zur Verfügung, 
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aber: anders als im Bausektor lässt sich die ostdeutsche nachfrage nach industrie- 
gütern mit Produkten befriedigen, die außerhalb hergestellt werden. industrielle 
Wertschöpfung in Ostdeutschland ist nur möglich, sofern die Unternehmen  
in Ostdeutschland gegenüber auswärtiger Konkurrenz zu bestehen gelernt  
haben. Dies ist ein mühevoller Prozess, der zeit kostet und der im scharfen  
Verdrängungswettbewerb mit auswärtiger Konkurrenz bestanden werden muss. 
nur in wenigen industriezweigen ist die Umstellung in kurzer zeit so gelungen, 
dass der Wachstumsschub rasch einsetzen konnte (Beispiele: Papier- und Pappe- 
verarbeitung, Stahl- und leichtmetallbau, Bereiche des Ernährungsgewerbes). 
in den meisten Fällen dominierte der Verdrängungswettbewerb. Die massive 
Schrumpfung der industriellen Gesamtproduktion, von 1990 bis anfang 1993 
um 40%, noch viel ausgeprägter in einzelnen industriezweigen (beispielsweise 
um 90% in der ledererzeugung, um 70% im Maschinenbau und im Bekleidungs-
gewerbe und um 60% in der Elektrotechnik), legte den gravierenden Mangel an 
Wettbewerbsfähigkeit weiter Bereiche der industrie offen. Verschärfend kam 
hinzu, dass angestammte Märkte in Osteuropa verschwanden (oder – wie manche 
heute kritisieren – vorschnell aufgegeben wurden), neue Märkte unmittelbar 
nicht zu erschließen waren. Die neuorientierung der privatisierten Unternehmen 
durch investitionen, Entwicklung marktfähiger Produkte und hin zu neuen 
Märkten sowie die neugründung von Unternehmen waren erforderlich, damit aus 
der anfänglichen „De-industrialisierung“ nun eine „Re-industrialisierung“ werden 
konnte. Seit 1994 können die Früchte dieser anstrengungen geerntet werden; 
die industrieproduktion weist seitdem steil nach oben; sie lag 1994 um 20%  
über dem Vorjahreswert. Damit hat der Wachstumsprozess in Ostdeutschland 
insgesamt an Kraft gewonnen.

Die ostdeutsche industrie steht also nicht auf verlorenem Posten. Dabei geht 
es nicht allein um Mengen, also nicht nur darum, dass der anfängliche Rückgang 
der Produktionsmenge nunmehr durch eine ausweitung der Produktionsmenge 
wettgemacht werden kann. Für den Fortgang des transformationsprozesses ist 
die qualitative Komponente, die Veränderung der sektoralen Struktur, mitent-
scheidend. im zuge der Re-industrialisierung entsteht eine andere industrie, als 
sie im zuge der De-industrialisierung untergegangen ist. Die DDR hatte ihre 
industriestruktur im Rahmen des RGW an den Maßstäben autarkie und Selbst-
versorgung ausgerichtet, nicht am Kriterium einer effizienten internationalen 
arbeitsteilung. industriezweige, die gemessen an diesem Kriterium am Standort 
Deutschland keine Chance haben, bleiben auch in Ostdeutschland auf der 
Strecke und werden in einer Phase der Re-industrialisierung nicht wiederbelebt. 
Übrigbleiben und expandieren werden die industriezweige, für die Deutschland 
Standortvorteile bietet und deren Produktion wettbewerbsfähig gehalten werden 
kann. Daher ist struktureller Wandel gleichbedeutend mit einer Verringerung des 
bisher bestehenden Wettbewerbsnachteils Ostdeutschlands; im Strukturwandel, 
der in Ostdeutschland in vollem Gange ist, liegt zugleich die Hoffnung auf eine 
Fortsetzung des Wachstums.

O s t d e u t s c h l a n d  — e i n e  B i l a n z



So sehr hat sich in den ersten Jahren nach der Währungsunion das Bild von  
der De-industrialisierung in Ostdeutschland verfestigt, dass viele auch im  
Jahre 1995 noch nicht an eine trendwende hin zur „Re-industrialisierung“  
glauben wollen. zumindest erscheint das erreichte (erreichbare) Maß an  
Re-industrialisierung äußerst bescheiden im Vergleich zu der vorangegangenen 
massiven De-industrialisierung. Dies ist eine Frage der Maßstäbe. Der an der Be-
schäftigung gemessene industriebesatz (anteil der in der industrie Beschäftigten 
an der Gesamtbeschäftigung) der Endphase der DDR liefert keinen sinnvollen 
Orientierungspunkt. Die DDR realisierte eine „Über-industrialisierung“, da sie 
nicht in eine effiziente internationale arbeitsteilung eingebunden war. Überdies 
zählten zum industriesektor der DDR statistisch viele arbeitnehmer, die ihrer 
Funktion gemäß heute anderen Sektoren – so den Dienstleistungen – zugerech-
net werden. Der ostdeutsche industriebesatz ist mit 19 Personen je 100 Erwerbs-
tätigen allerdings deutlich niedriger als der westdeutsche (33 Personen). Doch 
der westdeutsche industriebesatz ist überhöht. Westdeutschland hat im Ver-
gleich leistungsstarker industrieländer einen überdurchschnittlichen indust-
riebesatz. So liegt der industriebesatz in den Vereinigten Staaten von amerika 
mit 18 Millionen in der industrie (manufacturing) Beschäftigten bei 110 Millionen 
Gesamtbeschäftigung sogar noch unter dem in Ostdeutschland. Die industrie-
beschäftigung ist in Westdeutschland seit Beginn der 1970er Jahre im Rückzug, 
und dieser Prozess wird weitergehen. Somit überzeichnet der westostdeutsche 
Vergleich der industriebeschäftigung das industrielle Defizit. zudem ist ein an der 
Beschäftigtenzahl gemessener industriebesatz ohnehin problematisch. Da neues 
Kapital im allgemeinen weniger arbeitsintensiv produziert als altes, muss die 
Kapitalintensität in den neuen Bundesländern durchschnittlich höher sein als in 
den alten, weil in den neuen Bundesländern das Durchschnittsalter des Kapital-
stocks niedriger ist als in den alten. Folglich bindet die ostdeutsche industrie je 
Einheit der Wertschöpfung weniger arbeitskräfte als die westdeutsche. Freilich: 
Eine Wende zur Re-industrialisierung zu diagnostizieren bedeutet noch nicht, 
dass die ostdeutsche Wirtschaft bereits am ziel eines selbsttragenden Wachstums-
prozesses angelangt ist.

Unmittelbar im anschluss an die deutsch-deutsche Währungsunion war der 
Wirtschaftsprozess in Ostdeutschland konsumlastig. Für die Bevölkerung wurde 
nach Jahrzehnten des Mangels ein üppiges angebot an Konsumgütern verfügbar, 
von dem reichlich Gebrauch gemacht wurde. Doch war klar, dass eine tragfähige 
Wirtschaftsentwicklung in Ostdeutschland erst durch eine völlige Erneuerung des 
Kapitalstocks, also durch investieren, zustande kommen würde. Das ließ sich  
nicht über nacht realisieren. investoren mussten sich erst finden, die investitionen 
geplant werden. So war der Start in die nachwendezeit mit einem investitions-
defizit belastet. auch hier haben sich positive Veränderungen eingestellt. Die 
investitionsaktivitäten in Ostdeutschland, besonders dynamisch die Bauinvesti- 
tionen, aber auch die für die Erneuerung des Produktionsapparats wichtigen 
ausrüstungsinvestitionen, haben kräftig zugenommen und erreichen heute pro 
Kopf der Bevölkerung ein weitaus größeres Volumen als in Westdeutschland. 
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im Jahre 1994 wurden je Einwohner in Ostdeutschland 11 400 DM gegenüber 
8 600 DM in Westdeutschland investiert. Dies muss auch so sein und bis auf 
Weiteres so bleiben, gilt es doch, einen immensen nachholbedarf zu befriedigen. 
Beim privaten Verbrauch je Einwohner lag Ostdeutschland mit 16 800 DM je 
Einwohner gemäß dem Rückstand an verfügbarem Einkommen auch 1994 noch 
weit hinter dem westdeutschen Wert (25 000 DM).

Die ostdeutsche Wirtschaft war mit einem erheblichen leistungsrückstand in  
den Prozess der marktwirtschaftlichen Erneuerung gestartet. Die Erhöhung der  
Produktivität war und ist eine Grundvoraussetzung für die Erlangung von Wettbe-
werbsfähigkeit. Dieser Prozess ist in Gang gekommen. Der Produktivitätsanstieg 
summiert sich auf beachtliche Werte; er lag im Durchschnitt der Jahre 1992 bis 
l995 bei gut 11%. aber auch hier gibt es kritische Einwände: Der Produktivitäts- 
fortschritt sei nur ein statistischer Effekt, weil er durch die Entlassung von 
arbeitnehmern zustande gekommen sei, die für die Produktion ohnehin nicht 
benötigt wurden. Richtig ist, dass in der DDR-Wirtschaft viel mehr Menschen  
in den Unternehmen beschäftigt wurden, als es für die Produktion eigentlich 
erforderlich war („Überbeschäftigung“). Die statistisch gemessene leistung  
pro arbeitnehmer blieb dadurch sehr niedrig. Mit dem abbau der Überbeschäf-
tigung konnte so rechnerisch ein Produktivitätssprung erreicht werden. Dies war 
1991/1992 der Fall. Seither vollzieht sich der Produktivitätsfortschritt aber bei 
nicht mehr sinkender, zuletzt sogar bei steigender Erwerbstätigkeit. Es wird in- 
zwischen also ein „echter“ Produktivitätszuwachs realisiert: indem neue Maschinen 
eingesetzt werden, die betriebliche Organisation nach betriebswirtschaftlichen 
Effizienzkriterien ausgerichtet wird, die Produktpalette durchforstet, modernisiert 
und kundenorientiert erneuert wird. zur Mitte der 1990er Jahre reflektiert der 
Produktivitätsfortschritt aktive leistungsverbesserung, nicht mehr allein passiv 
den abbau von nicht benötigter arbeit. Es versteht sich von selbst, dass der Prozess 
der Produktivitätsverbesserung höchst differenziert abläuft. neugegründete 
Unternehmen „auf der grünen Wiese“ konnten von der technischen Konzeption 
her sofort mit einem hohen Produktivitätsniveau starten. Für alte Betriebe ist die 
Produktivitätssteigerung mühselig. aufgrund der sehr differenzierten Entwick-
lung sind gesamtwirtschaftliche Produktivitätsvergleiche, etwa zwischen Ost- und 
Westdeutschland, ebenso wenig aussagekräftig wie die Bildung eines Durch-
schnitts zwischen gebirgigem und ebenem Gelände.

Ostdeutschland ist im Vergleich zu den transformationsstaaten in Mittel- und 
Osteuropa durch günstige Bedingungen im transformationsprozess bevorzugt. 
Vor allem ist die massive finanzielle Unterstützung durch Westdeutschland her-
vorzuheben; nach Berechnungen der Wirtschaftsforschungsinstitute summieren 
sich die öffentlichen Finanztransfers (einschließlich Budgetdefizite der treuhand-
anstalt) im zeitraum von 1991 bis 1995 auf gut 900 Mrd. DM, eine immense 
Größenordnung, wenn man sie beispielsweise mit der summierten gesamtwirt-
schaftlichen Produktion in diesem zeitraum (1 200 Mrd. DM) vergleicht. Etwas 
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auch nur annähernd Vergleichbares hat kein Staat in Mittel- und Osteuropa 
erhalten. aber auch im institutionellen Bereich hat Ostdeutschland einen Vorteil. 
Während die mittel- und osteuropäischen Staaten einen für die wirtschaftliche 
Entwicklung förderlichen institutionellen Rahmen erst entwickeln müssen – dazu 
gehören die Steuergesetzgebung, das Wirtschaftsrecht, die Etablierung monetärer 
Märkte, die Gestaltung der Währungsbeziehungen –, konnte Ostdeutschland 
die bewährten institutionen Westdeutschlands übernehmen. Es ist sicherlich 
richtig, dass die westdeutschen institutionen für den ostdeutschen Fall nicht ideal 
zugeschnitten waren (manche institutionellen Regelungen gelten zudem auch in 
Westdeutschland als überzogen, hemmend, verkrustet). aber einen wichtigen 
Vorteil hatte die Übernahmestrategie doch: Sie verhinderte einen mühseligen, 
zeitraubenden, kontroversen und damit letztlich Unsicherheit schaffenden  
Diskussions- und Entscheidungsprozess über die Etablierung von institutionen. 
Freilich ging Ostdeutschland auch mit einem nachteil in den transformations-
prozess. Eine exportfördernde Wechselkurspolitik war mit der Einführung der 
Deutschen Mark nicht mehr möglich. auch die lohndynamik war nachteilig,  
wurde sie doch nicht an den realwirtschaftlichen Möglichkeiten orientiert,  
sondern dem als „gerecht“ empfundenen anspruch, zum westdeutschen lohn- 
niveau möglichst bald aufzuschließen. Der Umschwung von der Schrumpfung 
zum Wachstum setzte trotzdem in Ostdeutschland schneller ein als in Mittel- 
und Osteuropa, und die Dynamik ist in Ostdeutschland größer als jenseits der 
Oder.

rückstand an wettBewerBs- 
FÄhiGkeit

Die dynamische Entfaltung der Wachstumskräfte, wie sie sich in den fünf Jahren 
seit der deutsch-deutschen Währungsunion vollzogen hat, zeigt, dass sich der 
transformationsprozess in Ostdeutschland in die von den Menschen ersehnte 
Richtung bewegt. Dies ist der rückblickende teil der Bilanz. Der Wachstums-
prozess kann aber erst dann wirklich befriedigen, wenn er „selbsttragend“ ist. 
„Selbsttragend“ („nachhaltig“, „stabil“, „robust“) soll sagen, dass sich der Wachs-
tumsprozess auf der Basis einer hinreichend gestärkten Wettbewerbskraft der 
ostdeutschen Unternehmen eigener Kraft – und damit ohne besondere staatliche 
Förderung – fortsetzen würde. Sicherlich kann der Maßstab nicht eine Volkswirt-
schaft ohne jegliche staatliche Unterstützung sein; sie gibt es nicht, auch in West-
deutschland greift der Staat fördernd und stützend ein. Doch in Ostdeutschland 
ist die staatliche Förderpolitik seit der Wiedervereinigung sehr viel intensiver als 
in Westdeutschland und in dieser intensität auf die Dauer schwerlich aufrechtzu-
erhalten. Daher kommt der Frage, ob die ostdeutsche Wirtschaft fünf Jahre nach 
der Währungsunion bereits in einer lage ist, die die Fortsetzung des dynamischen 
Wirtschaftswachstums ohne besondere Fördermaßnahmen erwarten lässt, eine 
besondere Bedeutung zu. Die antwort lautet: nein. Die insgesamt dynamische 
Entwicklung der ostdeutschen Wirtschaft darf nicht darüber hinwegtäuschen, 
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dass es um die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen – bei allen Unterschieden 
im Einzelnen – insgesamt noch nicht gut steht.

„Selbsttragend“ wird die wirtschaftliche Entwicklung erst sein, wenn sich die 
Unternehmen im überregionalen Wettbewerb aus eigener Kraft weit besser als 
bisher behaupten können. anderenfalls werden sie im Verdrängungswettbewerb 
untergehen, sobald sie davor nicht mehr vom Staat bewahrt werden. Das empirisch- 
analytische Problem ist offenkundig: „Die“ Wettbewerbsfähigkeit „der“ ost-
deutschen Unternehmen gibt es nicht. Es existiert ein Kontinuum, welches von 
bereits kraftstrotzenden Unternehmen bis zu jenen reicht, deren insolvenz nur 
eine Frage der zeit ist. Und Wettbewerbsfähigkeit ist überdies kein zustand, 
den ein Unternehmen einmal erreicht dann unangefochten bewahren kann. Die 
Wettbewerbsfähigkeit ist unter marktwirtschaftlichen Bedingungen immer durch 
alte und neue Konkurrenten bedroht, und sie kann verlorengehen. Bei dieser 
komplizierten Sachlage können nur aus indirekten Schlüssen aussagen über 
die Wettbewerbsfähigkeit und damit über den (noch nicht) „selbsttragenden“ 
Wachstumsprozess abgeleitet werden.

Die wichtigsten Belege für einen Mangel an Wettbewerbsfähigkeit sind die nach 
wie vor unbefriedigende Exportaktivität der Unternehmen und der immense 
Überhang der Einfuhren gegenüber den ausfuhren. auf absatzmärkten außer-
halb Ostdeutschlands haben die Unternehmen bisher nur wenig Fortschritte 
gemacht. Die Exportquote (ausfuhr in Relation zum Bruttoinlandsprodukt; die 
ausfuhr erfasst in dieser abgrenzung nicht nur lieferungen ins ausland, sondern 
auch nach Westdeutschland) ist zwar nach dem tiefpunkt von 18% im Jahr 1993 
inzwischen leicht gestiegen, auf 22% im Jahr 1995. aber die Exportquote ist 
gering; beispielsweise realisieren die niederlande mit etwa gleicher Bevölkerungs-
anzahl eine mehr als doppelt so hohe Exportquote (52%). auch die „heimischen“ 
Märkte in Ostdeutschland sind überregionale Märkte (aus der Sicht auswärtiger 
anbieter). auch hier lassen sich Schwächen in der Wettbewerbsfähigkeit belegen. 
Das Volumen eingeführter Güter (aus Westdeutschland oder aus dem ausland) 
ist im Vergleich zur heimischen Güterproduktion mit 81% (1995) ungewöhnlich 
hoch (wieder zum Vergleich: Die Einfuhren der niederlande machen nicht einmal 
die Hälfte der niederländischen Güterproduktion aus). Exportbasis, die fehlt, ist 
also nicht nur die unterbliebene Güterproduktion, die an auswärtigen Märkten 
abgesetzt werden musste, sondern auch die Güterproduktion, die nicht stattfin-
det, weil auswärtige anbieter den heimischen Markt beherrschen.

Der Mangel an Wettbewerbsfähigkeit schlägt sich in einem enorm hohen Han-
delsdefizit (gegenüber Westdeutschland und dem Rest der Welt) nieder. ins-
gesamt saldieren sich geringe Exporte (1995: 83 Mrd. DM) und hohe importe 
(1995: 311 Mrd. DM) zu einem negativen außenbeitrag von 228 Mrd. DM, 
und dies bei einem Bruttoinlandsprodukt von 382 Mrd. DM. Man mag die hier 
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gebotene interpretation des Handelsdefizits als indikator für die Wettbewerbs-
schwäche Ostdeutschlands als zu statisch kritisieren. aufstrebende dynamische 
Volkswirtschaften, die für auswärtige investoren attraktive anlagemöglichkeiten 
bieten, haben – ein klassischer lehrbuchfall – in aller Regel Handelsbilanzdefizite; 
denn ihnen fließt von außerhalb Kapital zu, mit dem wiederum von außerhalb  
moderne Maschinen für moderne wettbewerbsfähige Produktion importiert  
werden. Das aktuelle Handelsbilanzdefizit wäre hier die Vorstufe für einen  
bevorstehenden Quantensprung beim zugewinn von wettbewerbsfähiger  
Produktion, früher oder später würde das Handelsdefizit sinken. Dieser Wirkungs- 
zusammenhang spielt zweifellos auch in Ostdeutschland eine Rolle. Doch erklärt 
er nicht das erhebliche ausmaß des Handelsbilanzdefizits. Fünf Jahre nach der 
Währungsunion lässt sich noch nicht erkennen, dass auswärts in nun nennens- 
wertem Umfang Marktanteile zugewonnen wurden und im inland eine erfolg- 
reiche importsubstitution stattfände.

Somit bleibt es bei der Diagnose einer alles in allem unbefriedigenden Wettbe- 
werbsfähigkeit der ostdeutschen Wirtschaft. Es wäre freilich zu wenig, diese 
Diagnose allein auf die gesamtwirtschaftlichen zahlen über den außenhandel zu 
stützen. Untermauert wird die Diagnose durch einzelwirtschaftliche Beobachtungen. 
Warum muss fünf Jahre nach der deutsch-deutschen Währungsunion immer 
noch eine gravierende Wettbewerbsschwäche vieler ostdeutscher Unterneh-
men konstatiert werden, obwohl doch in den letzten Jahren große Schritte 
zur Erneuerung der Produktionsanlagen, zur Rationalisierung der Produktion, 
zur Optimierung des arbeitseinsatzes, zur Entwicklung neuer Produkte unter-
nommen worden sind? in der tat: an Sachkapital und an Humankapital mangelt 
es immer weniger. Mehr und mehr kristallisiert sich heraus, wo das eigentliche 
Problem liegt: in einem Mangel an „Marktkapital“.

Um absatzfähige Produkte herzustellen, sind nicht „nur“ arbeitsleistungen und 
technische Produktionsmittel notwendig; um die Produkte dann auch wirklich 
absetzen zu können, ist zusätzlich „Marktkapital“ erforderlich; Erfahrung auf den 
einschlägigen absatzmärkten, Vertrauen von lieferanten und Kunden, Referenzen, 
Bekanntheitsgrad. alles das macht den „Firmenwert“ der Unternehmen aus. 
Vielen ostdeutschen Unternehmen mangelt es sechs Jahre nach der Wende genau 
daran, und das ist der Kern ihres Wettbewerbsrückstands. Dieser Rückstand 
ostdeutscher Unternehmen hat nichts damit zu tun, dass sie „ostdeutsch“ sind; 
vielmehr ist der Mangel an Marktkapital das übliche Handicap junger Unternehmen 
(wo immer sie auch ihren Sitz haben). Junge, noch im aufbau befindliche, 
wenige Jahre nach der Gründung zumeist noch nicht konsolidierte ostdeutsche 
Unternehmen müssen sich im Wettbewerb gegenüber alteingesessenen aus-
wärtigen Unternehmen behaupten, und das auf Märkten, die für neue anbieter 
keine lücken gelassen haben, sondern durch etablierte lieferbeziehungen längst 
verteilt sind. Den Wettbewerbsvorteil der etablierten auswärtigen Konkurrenten 
aufzuholen, ist das Schlüsselproblem der jungen ostdeutschen Unternehmen; 
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dieser aufholprozess braucht zeit, ist kostspielig, und solange er noch nicht 
abgeschlossen ist, bleiben ostdeutsche Unternehmen in besonderem Maße im 
Wettbewerb anfällig.

Der Mangel an Marktkapital der Unternehmen geht Hand in Hand mit einem 
Mangel an Risikofähigkeit. Ostdeutsche (junge) Unternehmen sind wie westliche 
(etablierte) zu ständigen innovationen gezwungen, die naturgemäß mit dem Risiko 
des Fehlschlags belastet sind. alteingesessene westliche Unternehmen können 
innovationen zumeist auf der Basis einer bereits am Markt eingeführten Produkt-
palette vornehmen; Fehlschläge bei innovationen werden durch den gesicherten 
absatz eingeführter Produkte abgefedert. Für ostdeutsche Unternehmen gibt  
es vielfach keinen gesicherten absatz eingeführter Produkte. neuentwickelte 
Produkte sollen überhaupt erst eine absatzbasis schaffen. Fehlschläge hier können 
nicht so leicht abgefedert werden.

Fehlschläge bei innovationen (aber auch die Folgen fehlerhafter Kalkulationen, des 
ausfalls von Kundenzahlungen) wären weniger gefährlich, wenn sie durch eine 
entsprechende Eigenkapitalbasis abgefangen werden könnten. Bei den ostdeutschen 
Unternehmen – jedenfalls soweit sie nicht prosperierende tochterunternehmen 
westdeutscher Mütter sind – sind die Gewinne heute noch niedrig, wenn über-
haupt schon welche gemacht werden; dies gilt auch, wenn man berücksichtigt, 
dass die bilanzierten Gewinne dank vieler Sonderabschreibungen niedriger sind 
als die erwirtschafteten Gewinne. zudem haben die ostdeutschen Unternehmen 
in den wenigen Jahren seit der Wende niemals die finanzielle Substanz erreichen 
können, die westdeutsche Unternehmen in Jahrzehnten angesammelt haben. 
Wer bisher keinen Speck angesetzt hat, wird eine Hungerphase schlecht durch-
stehen. Der Mangel an Marktkapital und an Risikofähigkeit betrifft vor allem 
Unternehmen, die auf überregionalen absatz zielen müssen. Beides muss Hand 
in Hand gehen. Das Eindringen in überregionale Märkte ist die Basis für eine aus-
reichende Gewinnsituation, wie umgekehrt ein ausreichendes finanzielles Polster 
notwendig ist, um den atem für ein Eindringen in fremde Märkte zu haben. 
Solange beides noch nicht gegeben ist, kann der ostdeutsche Wachstumsprozess 
nicht als selbsttragend bezeichnet werden.

unterBeschÄFtiGunG im  
transFOrmatiOnsprOZess

Was an Wachstum erreicht werden konnte, was an struktureller Erneuerung be-
reits vollzogen ist, kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass der transformations-
prozess vor allem am ostdeutschen arbeitsmarkt schmerzhafte anpassungslasten 
verursacht hat. Hier liegt im Kern der Grund dafür, dass die anfängliche Euphorie 
über den marktwirtschaftlichen neubeginn in Ostdeutschland inzwischen der 
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Ernüchterung gewichen ist. am ostdeutschen arbeitsmarkt haben sich in der tat 
umwälzende Bewegungen mit elementarer Bedeutung für den Einzelnen vollzogen. 
auf der negativen Seite steht der rapide abbau von arbeitsplätzen seit der  
Wende. Die Unterbeschäftigung wird durch die registrierten arbeitslosen  
(Februar 1995: 1,1 Millionen Personen) noch unterschätzt; in erheblichem  
Umfang ist arbeitslosigkeit auch verdeckt vorhanden (über eine Million Personen). 
Für viele, die arbeitslos geworden sind – insbesondere für Ältere –, gibt es keine 
realistische Chance, in den Erwerbsprozess zurückzukehren; Verfestigung der  
arbeitslosigkeit zu langzeitarbeitslosigkeit ist im Gange. Die überdurchschnittliche 
Betroffenheit von älteren Frauen in ländlichen Regionen zeigt, dass die anpassungs- 
lasten des arbeitsmarktes ungleich verteilt sind. im Jahr nach der Wende wurde 
die Verfügbarkeit qualifizierter arbeitskräfte als ein wesentlicher (mancher sagte: 
der einzige) Standortvorteil Ostdeutschlands gewertet, der für eine dynamische 
Entwicklung stehen sollte. Heute muss konstatiert werden, dass das Potenzial 
qualifizierter arbeitskräfte nicht voll genutzt wird. Die arbeitslosigkeit hat den 
Menschen in aller Härte die Risiken des marktwirtschaftlichen Systems vor 
augen geführt. auch die junge Generation – zu DDR-zeiten in der persönlichen 
Entfaltung behindert, aber nicht mit Sorgen um den arbeitsplatz geplagt – sieht 
das. auch für die, die arbeit haben, sind die Sorgen um den arbeitsplatz nicht 
verschwunden; noch immer gehen Betriebe und arbeitsplätze verloren.

Die existentielle Dimension der arbeitslosigkeit, ihre negativen sozialen und 
psychischen auswirkungen machen es vielen Betroffenen – aber nicht nur ihnen 
– schwer, emotionsfrei eine vornehmlich volkswirtschaftliche Einschätzung der 
arbeitslosigkeit zu akzeptieren. Dass eine Gesellschaft, die in den Jahrzehnten 
der DDR-Wirtschaft arbeitslosigkeit als individuelles Risiko nicht erfahren 
hat, nunmehr das „Recht auf arbeit“ reklamiert, ist gut nachvollziehbar. Der 
anspruch richtet sich aber zumeist nicht auf arbeit jedweder art, sondern auf 
arbeit bestimmter Qualität (möglichst im erlernten Beruf), an einem bestimmten 
Ort (möglichst am bisherigen Wohnort) und zu einem bestimmten (möglichst 
„westdeutschen“) lohn. Die Konditionierung des anspruchs führt zum Kern-
problem des ostdeutschen arbeitsmarktes. Die im transformationsprozess 
entstandene arbeitslosigkeit ist nicht allein dem transformationsvorgang als 
solchem zuzurechnen, sondern auch Reflex der Konditionen, unter denen der 
transformationsprozess ablaufen sollte und die mit Blick auf den arbeitsmarkt 
nicht durchweg günstig waren.

Selbst wenn es auf den ersten Blick anders erscheinen mag, kann die Entwicklung 
am ostdeutschen arbeitsmarkt nicht ohne Weiteres als ein Beleg für den Miss-
erfolg, gar das Scheitern des transformationsprozesses gewertet werden. zwar ist 
es zutreffend, dass die 6,3 Mio. am „ersten“ arbeitsmarkt verfügbaren arbeits-
plätze, also ohne die durch staatliche aktivitäten wie arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen, Fortbildung und Umschulung, Vorruhestandsregelungen aufgefangene 
arbeitslosigkeit („zweiter“ arbeitsmarkt), bei Weitem nicht ausreichen, um allen 
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8,3 Millionen Personen Beschäftigung zu geben, die eine Beschäftigung suchen 
(diese und die folgenden arbeitsmarktdaten sind iWH-Schätzungen für 1995). 
auch wenn die Beschäftigungsentwicklung den tiefpunkt überwunden hat und 
die Gesamtzahl der arbeitsplätze am „ersten“ arbeitsmarkt schon seit 1993 leicht 
ansteigt, wird sich dadurch das Ungleichgewicht zwischen verfügbaren und gesuch-
ten arbeitsplätzen bestenfalls mildern, nicht aber beseitigen lassen. Jedoch: Bei der 
interpretation dieser zusammenhänge muss bedacht werden, dass die ausstattung 
der ostdeutschen Wirtschaft mit arbeitsplätzen inzwischen der in Westdeutsch-
land sehr nahekommt. Für je 100 Personen im erwerbsfähigen alter stehen in 
Ostdeutschland (am „ersten“ arbeitsmarkt) schätzungsweise 59 arbeitsplätze zur 
Verfügung, in Westdeutschland sind es gut 62 arbeitsplätze, also nur wenig mehr.

Beim Vergleich der arbeitsplatzausstattung Ostdeutschlands mit der West-
deutschlands ist freilich zu bedenken, dass die lage am ostdeutschen arbeits-
markt mit den genannten zahlen günstiger erscheint, als sie es wirklich ist. zum 
einen bestehen die verfügbaren arbeitsplätze zu einem guten teil im Staatssektor, 
der gemeinhin (und im Vergleich zu Westdeutschland) personalmäßig als über-
besetzt gilt; nimmt der Staat die erforderlichen Entlassungen vor, wird sich die 
arbeitsmarktbilanz verschlechtern. zum anderen sind am „ersten“ arbeitsmarkt 
in Ostdeutschland sicherlich mehr noch als in Westdeutschland arbeitsplätze von 
staatlichen Subventionen abhängig; mit der auf die Dauer gebotenen Kürzung von 
Subventionen ist insoweit eine Einbuße an arbeitsplätzen absehbar. Doch wäre es 
falsch, aufgrund dieser Risiken eine negative Entwicklung in der ausstattung mit 
arbeitsplätzen zu prognostizieren. Denn den arbeitsplatzverlusten stehen immer 
auch neuentstehende arbeitsplätze gegenüber; dies wird in Ostdeutschland nicht 
anders sein als anderswo.

Das Schlüsselproblem des ostdeutschen arbeitsmarktes liegt woanders. Dass die 
Unterbeschäftigung in Ostdeutschland trotz der am westdeutschen Maßstab 
gemessen nahezu vergleichbaren ausstattung mit arbeitsplätzen weit höher 
ist als in Westdeutschland, ist auf die von der ostdeutschen Bevölkerung ge-
wünschte, im Vergleich zu Westdeutschland deutlich höhere Erwerbsbeteiligung 
zurückzuführen. Bislang jedenfalls wollen in Ostdeutschland bezogen auf die 
Bevölkerung im erwerbsfähigen alter viel mehr Menschen arbeiten (1995: 78%) 
als in Westdeutschland (1995: 70%). Wenn für alle jene, die einen arbeitsplatz 
suchen, ein arbeitsplatz vorhanden sein soll, müssten in Ostdeutschland also viel 
mehr arbeitsplatze verfügbar werden als in Westdeutschland (immer in Relation 
zur erwerbsfähigen Bevölkerung).

Dies ist der kritische Punkt. So wie der transformationsprozess in Ostdeutschland 
angelegt worden ist, zielt er darauf ab, die westdeutschen Wirtschaftsverhältnisse 
in wesentlichen Bereichen auch in Ostdeutschland herzustellen. Mit der Über-
nahme des westdeutschen Geldes (und damit des westdeutschen Wechselkurses), 
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der institutionellen Strukturen und Regulierungen Westdeutschlands und mit 
dem erklärten ziel, westdeutsche löhne der Höhe und der Struktur nach so bald 
wie möglich auch in Ostdeutschland zu realisieren, wird im Großen und Ganzen 
auch das westdeutsche arbeitsplatzpotenzial (in Relation zur Bevölkerung)  
„übernommen“. zu arbeitsmarktkonditionen, die denen in Westdeutschland ver-
gleichbar werden, können in Ostdeutschland nicht mehr arbeitsplätze entstehen 
als in Westdeutschland, auch in zukunft und bei Fortsetzung des wirtschaftlichen 
Wachstumsprozesses nicht.

Wenn mehr gewollt wird, wenn die anzahl verfügbarer arbeitsplätze gemäß 
der höheren Erwerbsneigung in den neuen Bundesländern größer sein soll als 
in den alten, müsste der transformationsprozess in andere Bahnen gelenkt 
werden und auf eine Wirtschaftsstruktur zielen, die viel arbeitsintensiver als die 
in Westdeutschland ist. Sicherlich müsste das lohnniveau auf Dauer sehr viel 
niedriger sein, auch die lohnstruktur müsste sehr viel differenzierter sein als in 
Westdeutschland. Sicherlich müssten die Unternehmen in der Flexibilität des 
arbeitseinsatzes (von der arbeitszeit bis hin zu weniger rigidem Kündigungs-
schutz) viel mehr Gestaltungsmöglichkeiten haben als in Westdeutschland. 
aber sind die arbeitnehmer, ist die Bevölkerung in Ostdeutschland dazu (und 
zu anderen Einbußen gegenüber westdeutschen Standards) wirklich dauerhaft 
bereit? Eine offene, auch politisch unterstützte Diskussion dieser Fragen findet in 
Ostdeutschland kaum statt.

Unterbeschäftigung wird somit vielfach als Makel des transformationsprozesses 
missverstanden, wo sie doch vor allem auch das Ergebnis einer an westdeutschen 
Verhältnissen ausgerichteten anspruchshaltung (zum Beispiel bei den löhnen) 
ist. Scheinlösungen werden propagiert, wo die Verantwortung für nicht entstehende 
arbeitsplätze dem Staat zugeschoben wird und dieser – mit den Mitteln der 
Subvention – arbeitsplätze schaffen soll, auch wenn diese nicht rentabel sind. 
Maßstäbe werden verrückt, wenn die große anzahl von arbeitsplätzen in der 
untergegangenen DDR zum Vorbild für die arbeitsplatzanzahl heute genommen 
wird. Ein wirtschaftliches Urteil über den arbeitsmarkt kann nicht allein an der 
bloßen anzahl der arbeitsplätze festgemacht werden. Entscheidend ist die Wett-
bewerbsqualität der arbeitsplätze. Es kann kein wirtschaftlich sinnvolles ziel sein, 
möglichst viele arbeitsplätze zu haben, sondern es müssen möglichst viele rentable 
arbeitsplätze sein, also arbeitsplätze, deren lohn am Markt verdient werden kann. 
Die große zahl von arbeitsplätzen in der DDR war mit einem entscheidenden 
Makel versehen: Es waren zu einem großen teil unrentable arbeitsplätze. Daran 
ist die DDR-Wirtschaft zuletzt gescheitert. Heute (und auch künftig) sind der 
anzahl nach viel weniger arbeitsplätze verfügbar als am Ende der DDR, aber es 
sind immer mehr rentable arbeitsplätze vorhanden. Wo sich in den letzten Jahren 
erfolgreiche Unternehmen am Markt etabliert haben – im Handwerk, im Baube-
reich, im Dienstleistungssektor, auch in der industrie – und wo mittels investitionen 
moderne arbeitsplätze geschaffen worden sind, können die löhne am Markt 
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verdient werden. Entwarnung wäre gleichwohl verfrüht. noch ist es – wie  
bereits geschildert – um die Wettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen Wirtschaft 
nicht so bestellt, dass Sorgen über den Fortgang des Wachstumsprozesses 
unberechtigt wären. Die einzufordernden anstrengungen der Unternehmen, 
ihre Wettbewerbslage zu verbessern, werden im Erfolgsfall gleichzeitig auch die 
Beschäftigungslage in den neuen Bundesländern stabilisieren.

kOntrOversen um die Gestal-
tunG der vOlkswirtschaFt

Die ostdeutsche Wirtschaft, so wie sie sich fünf Jahre nach der Währungsunion 
präsentiert, ist nicht nur und nicht einmal in erster linie das Ergebnis von  
Marktprozessen. Vielmehr hat der Staat massiv gestaltend in den transformations- 
prozess eingegriffen, und er tut es noch. Es entbehrt nicht der Pikanterie, dass 
nach dem zusammenbruch der Staatswirtschaft in der DDR ein neuaufbau 
der Wirtschaft – jetzt als Marktwirtschaft – wieder nur mit massiver staatlicher 
Unterstützung möglich war. Es ist bezeichnend, dass viele Menschen unter der 
last der anpassungen erneut den Staat in die Pflicht nehmen, vor allem als 
Subventionierer für existenzgefährdete Betriebe und als Finanzier von arbeits- 
plätzen. Die zentrale Rolle des Staates beim neuaufbau der ostdeutschen 
Wirtschaft kommt nicht von ungefähr. Ein rein marktwirtschaftlich ablaufender 
transformationsprozess hätte nach dem Desaster des Sozialismus in ein Desaster 
der Marktwirtschaft führen können; von der „schöpferischen zerstörung“, die das 
Wesensmerkmal des marktwirtschaftlichwettbewerblichen Wirtschaftsprozesses 
ist, wäre wohl nur die „zerstörung“ übriggeblieben. Unter rein marktwirtschaft-
lichen Bedingungen hätte Ostdeutschland als Produktionsstandort kaum eine 
Chance. Weder war die aus der DDR-zeit überkommene ostdeutsche Produktion 
wettbewerbsfähig. noch wird überhaupt Produktion aus Ostdeutschland  
(jedenfalls soweit sie sich nicht auf rein lokale Güter richtet) gebraucht, um die 
Güternachfrage in Ostdeutschland zu befriedigen. Weltweit sind genug Produktions- 
kapazitäten verfügbar, um die nachfrage aus Ostdeutschland zu decken. Die 
Folgen des Marktdrucks wurden 1990/1991 auch sichtbar. Die Produktion 
überregional handelbarer Güter brach weitgehend zusammen, die Versorgung 
der ostdeutschen Märkte wurde von auswärts vorgenommen. Ostdeutschland als 
Produktionsstandort konnte nur durch staatliche Förderung gegen den zerstöre-
rischen Wettbewerb erhalten bleiben und entwickelt werden. Eine der wichtigsten 
aufgaben – die Erneuerung des unternehmerischen Kapitalstocks – wurde mit be-
trächtlicher öffentlicher Hilfe eingeleitet. Gravierende Standortnachteile – Mängel 
in der infrastruktur vom Kommunikationssystem bis zu den Verkehrswegen – 
wurden mit großen anstrengungen allmählich abgebaut.

Freilich ist nicht alles, was der Staat für die marktwirtschaftliche Erneuerung 
getan und unterlassen hat, unstrittig. auch wenn es beispielsweise für die  
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Eigentumsregelungen („Rückgabe vor Entschädigung“) gute ordnungspolitische 
Gründe gab, stellen ungeklärte Eigentumsverhältnisse vor allem in den Städten 
nach wie vor ein gravierendes Entwicklungshemmnis dar. auseinandersetzungen 
über die vom Staat getroffenen Regelungen begleiten den transformations- 
prozess von anfang an, und sie werden sich in der wirtschaftshistorischen auf-
arbeitung des transformationsprozesses fortsetzen. Die Schwierigkeiten sind für 
beide Seiten offenkundig. Wer eine alternative Gestaltung des transformations-
prozesses befürwortet hätte, muss den schlüssigen empirischen Beleg für deren 
Überlegenheit schuldig bleiben; wer die getroffenen Maßnahmen verteidigt, kann 
nicht ausschließen, dass andere Wege doch überlegen gewesen wären. Eingedenk 
dieser Schwierigkeiten sollen im Folgenden einige besonders kontroverse Problem-
felder beleuchtet werden.

Die deutsch-deutsche Währungsunion von 1990 ist vom zeitpunkt und der 
Gestaltung her kritisch zu würdigen, jedenfalls aus volkswirtschaftlicher Sicht. 
Durch die Währungsunion wurde die ostdeutsche Wirtschaft über nacht einem 
massiven Wettbewerbsdruck ausgesetzt, dem sie absehbar aus eigener Kraft 
nicht standhalten konnte. Mit der Einführung der Deutschen Mark in der DDR 
ließ sich das Wechselkursinstrument nicht nutzen, mehr noch: Gegenüber dem 
subventionierten Exportriesen der DDR wirkte die Einführung der DM wie eine 
scharfe aufwertung. zugleich wurden mit der Öffnung der Grenzen auch alle 
Handelsschranken niedergerissen, auch die schützenden. Die alternative wäre 
gewesen, den ostdeutschen Betrieben mehr zeit für die anpassung an die neuen 
Wettbewerbsbedingungen dadurch zu verschaffen, dass sie durch günstige  
Wechselkurse Preisvorteile nutzen könnten und dass der Verdrängungswettbewerb 
durch Einfuhrbeschränkungen gemildert worden wäre. Ob diese alternative 
wirklich bestanden hat, ist fraglich. Die Entwicklung in der DDR der Jahre 
1989/1990 war nicht einfach ein wirtschaftlicher Vorgang, sondern viel weiter-
gehend ein Prozess der politischen Befreiung von einem unerträglichen Regime. 
Diesen Prozess zu sichern, war ziel und Effekt auch der Währungsunion. Ob die 
alternative, wäre sie genutzt worden, wirklich zu einer überlegenen wirtschaftlichen 
Entwicklung geführt hätte, ist überdies offen. Die Währungsunion muss als 
Voraussetzung dafür anerkannt werden, dass neben der Deutschen Mark auch 
andere wichtige institutionen Westdeutschlands auf Ostdeutschland übertragbar 
wurden. auf diese Weise konnte in Ostdeutschland sehr rasch ein institutioneller 
Rahmen (vor allem Rechts-, Steuer-, Finanzsystem) etabliert werden, der für die 
marktwirtschaftliche transformation unerlässlich ist.

Die treuhandanstalt stand vor allem in Ostdeutschland im Kreuzfeuer der Kritik. 
Wenn nach der Beendigung der operativen tätigkeit der treuhandanstalt immer 
noch ein akuter Rückstand in der Wettbewerbsfähigkeit ostdeutscher Unter-
nehmen zu beklagen ist, liegt die Vermutung nahe, dass der Rückzug des Staates 
als erster Eigentümer der vormals sozialistischen Unternehmen verfrüht und 
übereilt war. Konkret: Hätte die treuhandanstalt nicht länger im Engagement 

52 |  53

D i E  E n t Fa lt U n G  E i n E R  M a R K t W i R t S C H a F t  – D i E  O S t D E U t S C H E  W i R t S C H a F t  
F Ü n F  J a H R E  n a C H  D E R  WÄ H R U n G S U n i O n



für die ihr anvertrauten Unternehmen bleiben müssen, um deren zugewinn an 
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern? auch diese Frage ist nach der Beendigung der 
operativen tätigkeit der treuhandanstalt nur mehr hypothetisch.

Die liste der Vorwürfe an die treuhandanstalt ist lang. Sie sei verantwortlich für 
die zerstörung von arbeitsplätzen, weil Unternehmen unter dem Schlagwort 
„Sanierung durch Privatisierung“ zu schnell aus dem Schutz der staatlichen 
Obhut gegeben worden seien. Es seien nichtlebensfähige Strukturen entstanden, 
weil es nicht gelungen sei, die Validität der Unternehmenskonzepte hinreichend 
zu bewerten, und weil auch kriminelle Erwerber nicht verlässlich abgewehrt 
worden seien. Öffentliches Eigentum sei verschleudert worden, weil die unter 
dem zeitdruck der Privatisierung erzielten Preise für veräußerte Unternehmen zu 
niedrig gewesen wären und weil sich die treuhandanstalt insbesondere bei großen 
Privatisierungen einseitig den Gestaltungskonzepten der Erwerber unterworfen 
hätte. Es sei durchweg zu einer Benachteiligung der Ostdeutschen gekommen, 
weil als Erwerber zumeist westliche investoren zum zuge gekommen seien. Jeder 
dieser Vorwürfe kann mit einer anekdotischen auflistung einschlägiger Fälle 
untermauert werden. Die entscheidende Frage ist, wie das alles hätte vermieden 
werden können. Eine alternative wäre gewesen: Die treuhandanstalt behält die 
einzelnen Unternehmen viel länger als praktiziert in ihrer Obhut, finanziert ihnen 
vor allem auch investitionen (nicht nur Erhaltungsinvestitionen, sondern auch 
solche für die Erschließung neuer tätigkeitsfelder); der Verkauf wird nicht nur an 
Erwerber mit hoher zahlungsbereitschaft und mit Sanierungskonzepten vorge-
nommen, die breite zustimmung bei der Belegschaft, der landesregierung und 
der treuhandanstalt finden; für im Bestand gehaltene Unternehmen verteilt die 
treuhandanstalt unter der ostdeutschen Bevölkerung handelbare anteilsrechte zu 
einem allenfalls symbolischen Preis.

Kann man sich den alptraum einer solchen Strategie vorstellen? nichtwettbe-
werbsfähige Betriebe wären mit dem argument, man könne sie auf jeden Fall aus 
eigener Kraft sanieren, ad infinitum am leben gehalten worden. Das hätte nicht 
bei liquiditätshilfen geendet, sondern schließlich zu massiven investitionsbe- 
mühungen mit zweifelhaften Erfolgschancen geführt. arbeitsplätze wären 
erhalten geblieben, aber nicht wettbewerbsfähig geworden. Die staatlich durch-
gebrachten Unternehmen hätten die Entstehung neuer Unternehmen behindert, 
weil sie mit staatlich subventionierten angeboten der Konkurrenz den Garaus 
gemacht hätten. Die idee des wirtschaftlichen Wettbewerbs – der ostdeutschen 
Bevölkerung in 40 Jahren Sozialismus ausgetrieben – wäre weiter verschüttet  
geblieben. Die Staatswirtschaft, die gerade gescheitert war, wäre mit Subventions- 
mitteln aus dem Westen wieder auferstanden. nicht jedem werden diese  
argumente freilich für die Schlussfolgerung genügen, dass es zur Grundlinie der 
treuhandanstalt keine überlegene alternative gab. Eine Erfahrung aber, die mit 
der praktizierten Strategie der treuhandanstalt gemacht wurde, ist hervorzuheben. 
Die Privatisierung ehemals sozialistischer Unternehmen ist eine notwendige 

O s t d e u t s c h l a n d  — e i n e  B i l a n z



Bedingung für eine erfolgreiche Systemtransformation, aber sie ist – anders als 
es manchmal erwartet wurde – keine hinreichende Bedingung dafür, dass die 
Wirtschaft einer Region in ihrer Breite wettbewerbsfähig wird. Die Privatisierung 
ist weitgehend abgeschlossen, die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit steht 
hingegen noch aus.

Die lohnpolitik war mit dem Konflikt konfrontiert, einerseits hohe Einkommens-
ansprüche der arbeitnehmerschaft zu erfüllen, andererseits aber nicht durch 
überzogene Kostensteigerungen dem wirtschaftlichen neubeginn unüberwind-
liche Hürden aufzubauen. Sie hat in den anfangsjahren eine unrühmliche Rolle 
gespielt. in Ostdeutschland wurden lohnsteigerungen vereinbart, die zumindest 
bis 1992 weit über die leistungskraftsteigerung der Betriebe hinausgingen und 
dadurch die lohnstückkosten immens in die Höhe getrieben haben. Vor allem 
wurde auf die höchst differenzierte wirtschaftliche lage der einzelnen Betriebe 
keinerlei Rücksicht genommen. Die lohnpolitik hat den transformationsprozess 
in Ostdeutschland nicht gefördert. in der lohnpolitik zeigt sich in besonderer 
Weise, dass die Euphorie der anfangsjahre auch zu Reaktionen führte, die 
dieser Euphorie letztlich mit die Basis entzogen. Die lohnpolitik machte sich zur 
Verfechterin verteilungspolitischer ziele: den lohnvorsprung Westdeutschlands 
möglichst rasch aufzuholen. Die ostdeutschen lohneinkommen (je arbeitnehmer) 
lagen 1994 bei 74% des westdeutschen niveaus (1991: 49%). Doch ging mit 
dem aufholprozess ein möglicher Wettbewerbsvorteil – der in einem niedrigen 
lohnkostenniveau bestanden hätte – verloren. Mit der weiteren Entwicklung am 
ostdeutschen arbeitsmarkt, die in Ernüchterung mündete, wurde der lohnpolitische 
Kurs allerdings viel bescheidener.

Die Kritik an der lohnpolitik darf nicht dahingehend missverstanden werden, als 
läge hier der alleinige Grund für die unerwarteten Schwierigkeiten im transfor-
mationsprozess, insbesondere am arbeitsmarkt. Dies ist nicht so. Gravierende 
Probleme gab es auch woanders: Viele ostdeutsche Unternehmen mussten mit 
veralteten Produktionsmethoden Güter herstellen, die dem Wettbewerb mit 
Konkurrenzprodukten vom Design, dem image, der Qualität weit unterlegen waren. 
netzwerke zwischen den Unternehmen auf der Einkaufs- und Verkaufsseite 
waren zerrissen, und neue ließen sich nicht schnell knüpfen. Für betriebswirt-
schaftliche abläufe unter marktwirtschaftlichen Bedingungen fehlte weitgehend 
das Knowhow. Dies alles machte die Umstellungsprobleme der ostdeutschen 
Unternehmen deutlich – der lohnkostendruck kam „nur“ als Weiteres hinzu. 
Um es überspitzt zu beschreiben: Eine moderate, ja zurückhaltende lohnpolitik 
hätte in vielen Fällen nur den Bedarf an staatlichen Subventionen, mit denen 
die Unternehmen über Wasser gehalten wurden, reduziert, nicht aber die Um-
stellungsprobleme der Unternehmen beseitigt. Und umgekehrt: Es ist schwer 
vorstellbar, dass in einem – im internationalen Vergleich gemessen – kleinen land 
wie Deutschland ein beträchtliches regionales lohngefälle dauerhaft sein kann. 
Ostdeutschland wird ein „Hochlohnland“ werden wie Westdeutschland auch. nur 
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muss dazu der richtige Weg beschritten werden: Es müssen die realwirtschaftlichen 
Voraussetzungen für ein Hochlohnland geschaffen werden; es bei fehlenden 
realwirtschaftlichen Voraussetzungen allein mit nominallohnanhebungen zu 
versuchen, realisiert das Hochlohnland zwar auch: aber nur für wenige, während 
unerträglich viele in die arbeitslosigkeit gedrängt werden. 

wachstum Ohne wirtschaFts-
FörderunG?

Der transformationsprozess in Ostdeutschland ist ohne tatkräftige staatliche 
Wirtschaftsförderung nicht zu bewältigen. Die breit angelegte Förderung der 
wirtschaftlichen aktivitäten war eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass in 
dem Wechselspiel von zerfall und aufbau alsbald die dynamischen Kräfte domi-
nierten. Diese im Ganzen positive Einschätzung der Wirtschaftsförderung ignoriert 
nicht Fehlentwicklungen im Einzelnen. Es ist zu Mitnahmeeffekten gekommen; 
manche investoren, Handelsketten etwa oder Vermieter von Büroflachen, hätten 
den ostdeutschen Markt auch ohne besondere Förderung erschlossen. Es sind 
auch investitionsruinen entstanden; manche investition, etwa in die Erschließung 
dann ungenutzt gebliebener Gewerbegebiete, brachte nicht den erhofften wirt-
schaftlichen Erfolg; auch Konkurse privater Unternehmen, die reichlich staatliche 
Förderung beansprucht hatten, trüben die Bilanz. aus Beispielen solcher Fehl-
entwicklungen lässt sich leicht der Vorwurf der „Vergeudung“ öffentlicher Mittel 
ableiten. Eine anspruchsvollere Kritik würde der Wirtschaftsförderung vorhalten, 
unnützerweise gefördert zu haben, was ohnehin entstanden wäre (siehe Mitnahme- 
effekte), oder eine Scheinblüte erzeugt zu haben, wo Unternehmen nur dank der 
Förderung einige zeit überleben konnten (siehe investitionsruinen). Kritik dieser 
art ist im Einzelfall berechtigt; jedoch wäre sie überzogen, wollte sie das Scheitern 
der Wirtschaftsförderung im Ganzen behaupten.

Staatliche Wirtschaftsförderung nach der deutsch-deutschen Währungsunion war 
nachteilsausgleich, und sie war notwendig. Für das investieren in Ostdeutschland 
bestanden in den meisten Wirtschaftsbereichen gegenüber Westdeutschland  
signifikante Standortnachteile: Mängel in der infrastruktur, größere Umweltbe-
lastungen, noch unerfahrene staatliche Verwaltungen, Kosten für die Umschulung 
von arbeitnehmern in neue tätigkeitsfelder, besondere Schwierigkeiten bei der 
Beschaffung von Finanzierungsmitteln mangels etablierter Bankverbindungen, 
fehlende Einbindung der Unternehmen in gewachsene abnehmer/lieferanten- 
netzwerke, hohe Sozialplankosten für betriebswirtschaftlich erforderlichen Personal-
abbau, Hemmnisse aus ungeklärten Eigentumsverhältnissen. trotz dieser Standort-
nachteile die erforderliche investitionsdynamik in Gang zu bringen, war nur durch 
Wirtschaftsförderung möglich, und dieses ziel wurde erreicht. Die transfer- 
zahlungen, die von Westdeutschland nach Ostdeutschland fließen, sind keine Ver- 
geudung, sondern ein notwendiger und wirkungsvoller Beitrag für den „aufbau Ost“.
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Fünf Jahre nach der deutsch-deutschen Währungsunion hat vor allem in West-
deutschland eine kritische Diskussion um die Fortführung der besonderen Wirt-
schaftsförderung in Ostdeutschland eingesetzt. im politischen Raum wird für eine 
Straffung der Förderprogramme, ihre Beschränkung auf verbliebene Problemfelder, 
eine Verringerung der Fördersätze und für eine definitive zeitliche Befristung 
geworben. am Ende sollen in Ostdeutschland nur mehr jene Fördermodalitäten 
übrigbleiben, die auch in Westdeutschland gelten. Für den allmählichen abbau 
spezieller ostdeutscher Wirtschaftsförderung lassen sich gute volkswirtschaftliche 
Gründe anführen. Die Standortnachteile Ostdeutschlands sind dank der aktivi- 
täten der ersten fünf Jahre geringer geworden; für einen nachteilsausgleich 
gibt es von Jahr zu Jahr immer weniger anlass. Der volkswirtschaftliche nutzen 
gegebener Förderbeträge nimmt allmählich ab; so wurden beim ausbau der 
infrastruktur die wichtigsten Vorhaben als erste in angriff genommen, folgende 
Maßnahmen erstrecken sich dann notwendigerweise auf Projekte mit abnehmender 
wirtschaftlicher Bedeutung. im Bestreben des Bundes und vor allem der ost-
deutschen länder, immer neuen Entwicklungshemmnissen für die Unternehmen 
gezielt Herr zu werden, entstand ein Dickicht an Förderprogrammen, das mangels 
Überschaubarkeit und wegen bürokratischer Unhandlichkeit die adressaten nicht 
mehr wie gewünscht erreicht; die Straffung der Programmvielfalt ist angezeigt. 
Was in Westdeutschland allzu gut bekannt ist, gilt auch in Ostdeutschland: Staats-
hilfe macht süchtig wie eine Droge; die idealvorstellung, staatliche Förderung strebe 
nur eine anschubwirkung an, setze einen Strukturwandel in Gang und gewähre nur 
Hilfe zur Selbsthilfe, scheitert in der Wirklichkeit allzu oft daran, dass Subventions-
mentalität eine politische Mehrheit erhält und Dauersubventionierung die Regel 
wird – mit nutzen für den Geförderten und Schaden für die Volkswirtschaft.

Ostdeutschland muss sich letztlich der Perspektive eines Wachstums ohne 
besondere Wirtschaftsförderung stellen. Doch ist dies keine Perspektive, die sich 
bis zum Ende des Jahrtausends realisieren ließe. Besondere Wirtschaftsförderung 
bleibt bis auf Weiteres erforderlich, denn noch steht die ostdeutsche Wirtschaft 
nicht auf festem Fundament. Würde die Wirtschaftsförderung vorzeitig reduziert, 
drohte ein empfindlicher Rückschlag in der ostdeutschen Wirtschaftsentwicklung. 
nach wie vor besteht im Unternehmenssektor ein Rückstand an Wettbewerbs-
fähigkeit, sodass der Wirtschaftsprozess in Ostdeutschland keineswegs schon 
„selbsttragend“ ist. Den Wettbewerbsrückstand zu beseitigen, ist zweifelsohne die 
ureigene aufgabe der ostdeutschen Unternehmer selbst, nicht die des Staates. 
Vieles muss den Unternehmern gelingen: die Entwicklung innovativer Produkte, 
die Optimierung der betriebswirtschaftlichen abläufe, die intensivierung der 
Marketingstrategien, der aufbau eines Beziehungsgeflechtes an den absatzmärkten, 
und dies über die Grenzen des landes hinweg. Für alles das kommt es auf das 
Können und Geschick der Unternehmer, nicht des Staates, an, weil der Staat 
vieles kann, nur nicht die Wettbewerbsfähigkeit für die einzelnen Unternehmen 
herstellen, wo die Unternehmer selbst ohne Erfolg bleiben.
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Dennoch bleibt der Staat in der Wirtschaftsförderung gefordert. Den vorhan-
denen Wettbewerbsrückstand zu beseitigen, kann den Unternehmern in der 
Regel nicht schon in wenigen Jahren gelingen. Der nachholprozess kostet zeit; 
und solange er noch nicht zum Erfolg geführt hat, bleiben die Unternehmen in 
besonderem Maße existenziell gefährdet. Es ist ein teufelskreis. ihr Rückstand 
an Wettbewerbsfähigkeit bürdet den jungen ostdeutschen Unternehmen ein 
höheres investitionsrisiko auf als ihren etablierten auswärtigen Konkurrenten, hält 
sie ertragsschwach und verhindert die Bildung finanzieller Polster, beeinträchtigt 
so ihre Bonität bei potenziellen Kreditgebern. Unter diesen Bedingungen ist es 
für die Unternehmen schwer, die eigentliche Ursache des Übels – den Rückstand 
an Wettbewerbsfähigkeit – zu beseitigen.

Die staatliche Unterstützung der Unternehmen, vor allem die Förderung der 
investitionen, bleibt im Sinne des nachteilsausgleichs vorläufig weiter notwendig. 
Volkswirtschaftlich wünschenswert wäre es allerdings, einen auswahlmechanismus 
für die trennung der guten von den schlechten Risiken zu etablieren. Es kann nicht 
darum gehen, bei betriebswirtschaftlich schlecht geführten Unternehmen einen 
chronischen Mangel an Finanzierungsmitteln auszugleichen. in Finanzierungs-
schwierigkeiten geratene Unternehmen sollten spezielle Finanzhilfen nur erhalten, 
wenn ihre betriebswirtschaftliche Situation von kompetenten Fachgremien 
(man könnte sich Begutachtungsgremien bei den Kammern vorstellen) gründ-
lich geprüft und positiv bewertet worden ist. Dies ist die achillesferse künftiger 
Förderung der Unternehmen. Es ist vergleichsweise einfach, eine bestimmte 
unternehmerische aktivität, zum Beispiel das investieren, pauschal zu fördern; 
schwer wird es, wenn die individuelle Förderwürdigkeit eines Unternehmens zum 
Kriterium für die Förderung gemacht werden soll. Wenn dies in der Praxis nicht 
geleistet werden kann, bleibt nur pauschale Förderung übrig, allerdings dann 
mit dem Risiko, dass die Förderung auch Unternehmen zugutekommt, die bei 
wirtschaftlicher Betrachtung eigentlich nicht (mehr) förderwürdig sind.

Durch den länderfinanzausgleich in Verbund mit Bundeszuweisungen wird der 
Rückstand in der Finanzkraft der ostdeutschen öffentlichen Haushalte mehr als 
ausgeglichen. Wie lange dies in der bisherigen Höhe weitergeführt werden soll, ist 
letztlich politisch zu entscheiden. Das Verfassungsgebot von der „Einheitlichkeit 
der lebensverhältnisse“ lässt Spielraum für die Entscheidung, wie schnell das 
Gebot realisiert werden soll. Mitunter wird mit dem Verweis auf die bisherigen 
Fortschritte bei der Erneuerung der ostdeutschen infrastruktur eine Reduzierung 
der Förderaktivitäten in diesem Bereich erwogen. Hier werden die verbliebenen 
aufgaben jedoch unterschätzt. zwar ist im Bereich der infrastruktur vieles 
in Gang gekommen: von der Modernisierung des Kommunikationssystems 
bis zum ausbau der Fernverkehrswege. Bei Gewerbeflächen auf der grünen 
Wiese gibt es nichts mehr zu fördern. Doch das alles darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass unvermindert auch der zerfall von infrastruktur weiter-
geht. Uralte Versorgungs- und Entsorgungssysteme sind störanfällig; in vielen 
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Städten nehmen Straßenschäden schneller zu als die Sanierung; öffentliche 
Gebäude wie Schulen und Universitäten sind oft in einem armseligen zustand. 
Es wird pro Kopf der Bevölkerung weiterhin ein im Vergleich zu Westdeutsch-
land überdurchschnittlicher Bedarf an infrastrukturausgaben verbleiben. Die 
Finanzkraft der ostdeutschen länder und Gemeinden wird auf absehbare zeit 
nicht ausreichen, um den nachholbedarf bei der infrastruktur zu finanzieren. 
Werden hier Maßnahmen wegen finanzieller Engpässe unterlassen, ist die 
weitere Entwicklung absehbar: Der zerfall geht weiter, die Sanierung wird in 
ein paar Jahren unvermeidlich, dann allerdings höhere Kosten verursachen als 
heute. Mängel in der infrastruktur sind auch weiterhin ein Standortnachteil Ost-
deutschlands, den es abzubauen gilt.

Eine in ihrer Bedeutung nicht hoch genug zu schätzende Rolle für die Bewältigung 
des ostdeutschen Strukturwandels spielt das System der sozialen Sicherung. 
Schmerzhafte anpassungsprozesse wie massive arbeitsplatzverluste und gewaltige 
Änderungen der Preisrelationen (Beispiel Mietsteigerungen) waren von der 
darauf in keiner Weise vorbereiteten ostdeutschen Bevölkerung zu ertragen. 
Dass diese lasten getragen werden konnten (von der Mehrzahl der Betroffenen 
wenigstens), dass aus Massenarbeitslosigkeit nicht Massenelend wurde, ist dem 
System der sozialen Sicherung zu verdanken. Ohne das Sozialleistungssystem 
wären Ressentiments gegen das neue marktwirtschaftliche System in einem 
ausmaß denkbar gewesen, die im Ergebnis die Erneuerung der ostdeutschen 
Wirtschaft beeinträchtigt hätten. Die Systeme der sozialen Sicherung werden in 
Ostdeutschland weiter hohe lasten tragen müssen. Eine im Vergleich zu West-
deutschland überdurchschnittliche arbeitslosigkeit muss finanziell alimentiert 
werden. Die Ostdeutschland zurechenbare Bilanz von Einnahmen und ausgaben 
in der arbeitslosenversicherung wird weiter mit einem Defizit abschließen. Dies 
gilt auch für die Rentenversicherung, bei der leistungen realisiert werden, die 
nur zum teil aus eigenen Beiträgen finanziert werden können. Hier bleibt Ost-
deutschland als Ganzes auf Mittelzuflüsse von außen angewiesen. Ein „Wachstum 
ohne Wirtschaftsförderung“ muss die Perspektive für Ostdeutschland werden, 
und es ist zugleich die Perspektive für eine kräftige Reduzierung der westdeutschen 
transferzahlungen zugunsten von Ostdeutschland. Eine realistische Bilanzierung 
der verbleibenden Probleme ergibt jedoch, dass Ostdeutschland noch auf Jahre 
besonderer Fördermaßnahmen bedarf. Die anlässe – gravierender Wettbewerbs- 
rückstand der ostdeutschen Unternehmen, weiterbestehende Mängel in der 
öffentlichen infrastruktur, weiterhin überdurchschnittliche Belastung mit Sozial-
ausgaben – fallen nicht in wenigen Jahren weg.

Wie wird die Wirtschaft Ostdeutschlands im Jahre 2010 aussehen? Sie wird mit 
der westdeutschen Wirtschaft so gut verschmolzen sein, dass sie kein eigen-
ständiges Forschungsobjekt mehr ist. Die gesamte deutsche Wirtschaft wird mit 
einem wirtschaftlich nach Osten hin erweiterten Europa im Standortwettbewerb 
stehen, aber dort auch beträchtliche absatzpotenziale erschließen. Welche 
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Produktionen sich dann in Ostdeutschland konzentrieren und wieviel arbeits-
plätze dann verfügbar sein werden, kann heute niemand verlässlich voraussagen, 
denn es gibt für die künftige Wirtschaftsentwicklung keinen eindimensionalen 
automatismus, den man aufspüren könnte. Vielmehr wird die Situation im Jahre 
2010 von den Handlungen und Unterlassungen der wirtschaftlichen akteure 
abhängen: Den intensiven anstrengungen der Unternehmen, neue Märkte zu 
erschließen; der Bereitschaft von arbeitnehmern an arbeitsbedingungen und 
lohn die Einbindung in den internationalen Wettbewerb zu berücksichtigen; die 
Bereitschaft der Wirtschaftspolitik, sich dem strukturellen Wandel, nicht der 
Bewahrung alter Strukturen zu verpflichten. Es gibt unter diesen Bedingungen 
keinen Grund, etwas anderes zu erwarten, als dass Ostdeutschland im Jahre 2010 
eine wettbewerbsfähige und leistungsstarke Wirtschaft vorweisen wird.

die entFaltunG einer 
marktwirtschaFt –  
update 2020

Dieses Update 2020 reflektiert den vorhergehenden Beitrag „Die Entfaltung 
einer Marktwirtschaft – Die ostdeutsche Wirtschaft fünf Jahre nach der  
Währungsunion“, der im Jahr 1995 erschienen ist.

Die „Entfaltung einer Marktwirtschaft“ in Ostdeutschland war noch 1995, fünf 
Jahre nach der Wiedervereinigung, mehr Hoffnung als Realität. Damals, als die 
trümmer des gescheiterten Sozialismus wegzuräumen waren, konnte sich die 
Marktwirtschaft auf ostdeutschem Boden nur langsam entfalten. Es mangelte 
an allem: wettbewerbsfähigen Unternehmen, marktwirtschaftlichem Know-how, 
soliden Standortvorteilen. Stattdessen: verbreitete Enttäuschung über die lasten 
des Systemwechsels, arbeitsplatzverluste, Karrierebrüche, Schuldzuweisungen 
(bevorzugt an die treuhandanstalt). Die Menschen wanderten in Scharen ab. 
Schlechte Voraussetzungen auch für Unternehmensansiedlungen: zur Versorgung 
der Bevölkerung standen Produkte aus der ganzen Welt bereit; es bedurfte keiner 
industrieproduktion in Ostdeutschland. Ohne die massive staatliche Förderung 
privater investitionen, ohne die Herstellung akzeptabler Standortbedingungen 
durch den Staat wäre der aufbau Ost gar nicht erst in Gang gekommen.

Und heute, 25 Jahre später? Wer die wirtschaftliche Entwicklung Ostdeutschlands 
in den vergangenen Jahrzehnten bewerten will, muss sich entscheiden, ob er eine 
positive Bilanz zieht oder ein negatives Bild zeichnet. Für beides gibt es argumente. 
Man muss ja nur den bis heute chronischen Rückstand der ostdeutschen  
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Wirtschaftskraft gegenüber der Westdeutschlands thematisieren, um das Scheitern 
des aufbau Ost zu beschwören. Wer hingegen die trostlose lage der Wirtschaft 
(und Gesellschaft) am Ende der DDR und die schweren ersten Jahre nach der 
Wiedervereinigung erinnert und sieht, wie das überwunden wurde, wird den 
absolvierten aufholprozess bewundernd resümieren. Einen dritten Weg zwischen 
beiden Positionen, der mehr ist als ein unentschlossenes lavieren, gibt es nicht. 
in diesem Update wird eine positive Bilanz gezogen.

Die „Entfaltung einer Marktwirtschaft“, um die es in Ostdeutschland seit der 
deutsch-deutschen Währungsunion von 1990 ging, hatte ein Kernziel: die Gleich-
wertigkeit der lebensverhältnisse im Osten mit denen im Westen Deutschlands 
herzustellen. Dieses ziel ist erreicht worden. Das Wichtigste brachte schon vorab 
der Fall der Mauer: Freiheit. Die Menschen der DDR hatten sich von staatlicher 
Bevormundung befreit. Die Freiheit der Bürger fand mit der Wiedervereinigung 
unter den Regeln des Grundgesetzes ihre politisch-institutionelle absicherung. 
Die Ostdeutschen leben seither mit den gleichen Freiheitsrechten wie die West-
deutschen; sie genießen in der Welt die gleiche Bewegungsfreiheit. Die lebens-
verhältnisse im Osten haben sich denen im Westen angeglichen: im Rechtswesen, 
im informationssystem (Medien, zugriff auf literatur), im Bildungssystem, in der 
medizinischen Versorgung, im Kulturangebot – nirgendwo mehr ist der Osten im 
nachteil. Das gilt - anders als noch 1995 – für andere lebensbereiche ebenso: 
Die Verkehrsinfrastruktur ist in Ost und West vergleichbar, ebenfalls die Qualität 
von Wohnraum, das angebot von Konsumgütern, denen des täglichen lebens 
bis hin zu Reisen ins ausland. Die Standards im Umweltschutz und nachhaltigen 
Wirtschaften unterscheiden sich nicht mehr. Von großer Bedeutung ist die 
Entwicklung am arbeitsmarkt. Die arbeitslosigkeit, bis Mitte der 2000er Jahre 
prekär hoch, ist inzwischen drastisch abgeschmolzen, kaum mehr höher als in 
Westdeutschland; die Erwerbstätigkeit steigt. Junge Menschen aus Ostdeutsch-
land haben heute die gleichen Chancen für eine erfolgreiche Berufskarriere 
wie junge leute aus Westdeutschland. Der Systemwechsel vom Sozialismus zur 
Marktwirtschaft, der anfangs so schwer fiel, ist längst mit Erfolg abgeschlossen. 
Heute gibt es in der Funktionsweise der Marktwirtschaft in den neuen und in den 
alten ländern keine fühlbaren Unterschiede mehr.

Das Rückgrat jeder Wirtschaft ist ein wettbewerbsfähiger Unternehmenssektor. 
Gerade den gab es nach der Wiedervereinigung nicht. noch 1995 war als  
wichtigster Beleg für den Mangel an Wettbewerbsfähigkeit die unbefriedigende 
Exportaktivität der Unternehmen anzuführen. Das schlug sich damals nicht 
zuletzt in einem immens hohen Handelsdefizit Ostdeutschlands (gegenüber 
Westdeutschland und dem Rest der Welt) nieder. Das alles hat sich geändert. Die 
Exportquote ist in den drei Jahrzehnten auf das Dreifache gestiegen. Das Handels- 
defizit hat sich drastisch vermindert. als die globale Finanzkrise 2008/2009 
zu einem weltweiten Konjunktureinbruch führte, musste man befürchten, dass 
die noch jungen, im aufbau befindlichen ostdeutschen Unternehmen dadurch 
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weggefegt würden. Doch sie hielten stand. Das Wirtschaftswachstum setzte sich 
nach der Krise fort. Dies ist ein Beleg dafür, dass Ostdeutschlands Unternehmen 
inzwischen kraftvoll genug sind, konjunkturelle Schocks zu verkraften.

niemandem wird in der Wirtschaft, auch in der Marktwirtschaft nicht, ein 
arbeitsplatz in dem von ihm bevorzugten Beruf an dem von ihm bevorzugten 
Ort und dann auch noch mit hohem Einkommen garantiert. Eigeninitiative ist 
gefragt. Es liegt an jedem Einzelnen, sich beruflich zu qualifizieren und den für 
ihn passenden arbeitsplatz zu finden. Das erfordert oft genug regionale Mobilität, 
die Bereitschaft, dorthin zu gehen, wo sich die gewünschten Beschäftigungs-
möglichkeiten bieten. Denn diese sind nicht gleichmäßig über das land verteilt. 
Somit gehören Wanderungen über die Regionen zum alltagsgeschehen in der 
Marktwirtschaft. So weit, so gut. aber es bleiben prekäre Regionen zurück, 
wenn sich deren Einwohner, vor allem deren Erwerbstätige, in großer zahl zum 
Gehen entschließen und niemand mehr zuwandern will. Diese Gefahr war für 
Ostdeutschland real. Mit dem Fall der Mauer setzten massive Wanderungen ein. 
Es gab zwar zuwanderungen aus Westdeutschland. aber die abwanderungen aus 
Ostdeutschland überwogen erheblich. Ostdeutschland hat über Jahre in großer 
zahl Einwohner und Erwerbspersonen verloren, was die Perspektiven für den 
aufbau Ost schwächte. Mangel an arbeitsplätzen im Osten und weit höhere 
löhne im Westen waren wohl die wichtigsten triebkräfte hinter den abwande-
rungen. Eine fortgesetzte starke abwanderung aus Ostdeutschland hätte den 
aufbau Ost früher oder später zusammenbrechen lassen. Doch so weit ist es 
nicht gekommen. Vielmehr hat sich der abwanderungsdruck über die Jahre 
spürbar verringert, ist inzwischen sogar zum Stillstand gekommen. Das reflektiert 
die mit steigender Erwerbstätigkeit verbesserten Beschäftigungschancen in 
Ostdeutschland. zugleich sind die löhne ansehnlich gestiegen (wenngleich sie 
nicht das westdeutsche niveau erreichen). Die Sogwirkung Westdeutschlands hat 
dadurch nachgelassen. Mit den verbesserten Beschäftigungschancen und steigen-
den löhnen und mit Blick auf die angleichung der allgemeinen lebensverhältnisse 
ist in Ostdeutschland ein lebensumfeld entstanden, das dazu beiträgt, dass sich 
abwanderungen und zuwanderungen mittlerweile die Waage halten. Für sich 
genommen ist das das stärkste indiz für den Erfolg des aufbau Ost.

allerdings: Die positive Bewertung des aufbau Ost wird in Ostdeutschland nicht 
von jedermann geteilt. Kritische Wertungen der Entwicklung in Ostdeutschland 
finden sich nach wie vor in Medien, in leserbriefspalten, auf Podien. Das verwun-
dert nicht. Die Entfaltung der Marktwirtschaft hat nicht nur Gewinner hervorge-
bracht. Manche Ostdeutsche empfinden sich als Verlierer des Systemwechsels, 
manche sind es auch. Wer sich dem untergegangenen Sozialismus verpflichtet 
gefühlt hat, wer den Systemwechsel als niederlage wahrgenommen hat, wer nach 
der Wende die Entwertung seiner Kompetenzen zu beklagen hatte und in dem 
neuen System nicht Fuß fassen konnte, wer sich im marktwirtschaftlichen Wettbe-
werb nicht behaupten konnte, wird sich vom aufbau Ost nicht angezogen fühlen. 
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Schon gar nicht wird er „blühende landschaften“ im Osten erkennen können. Das 
ist nachvollziehbar. Gleichwohl muss man sich dieser Sicht nicht anschließen. Denn 
beschworen wurden 1990 „blühende landschaften […], in denen es sich zu leben 
und zu arbeiten lohnt“. Dass es sich heute in Ostdeutschland nicht zu leben und zu 
arbeiten lohnt, ist sicherlich keine mehrheitsfähige Beschreibung mehr.

Die positive Bewertung des aufbau Ost basiert auf der intertemporalen Betrach-
tung: der Entwicklung der ostdeutschen Wirtschaft seit der Wiedervereinigung. 
Die indikatoren belegen eine nachhaltige Verbesserung der wirtschaftlichen lage 
und der allgemeinen lebensbedingungen. Die negative Bewertung des aufbau Ost 
basiert in der Regel auf dem interregionalen niveauvergleich. Der geht zwar für 
Ostdeutschland gut aus, wenn man ihn auf Europa (und erst recht auf Osteuropa) 
bezieht. im europäischen Vergleich liegt Ostdeutschland mit seiner Wirtschafts-
kraft gut im Mittelfeld; in der industriellen Wertschöpfung sogar vor ländern wie 
italien, Frankreich, Spanien und dem Vereinigten Königreich. Ostdeutschland ist 
keine prekäre Region in Europa. Doch im Vergleich zu Westdeutschland erreicht 
Ostdeutschland nur 80% der Wirtschaftsleistung (gemessen am Bruttoinlandspro-
dukt je Erwerbstätigen). Entsprechend niedriger sind im Osten im Durchschnitt 
die löhne, und noch viel niedriger sind die Steuereinnahmen der ostdeutschen 
länder. Die vollständige angleichung der Wirtschaftsleistung an Westdeutschland 
hat in drei Jahrzehnten nicht stattgefunden. Das vereinte Deutschland erlebt, 
was in Westdeutschland mit seinen Regionen schon vor der Wiedervereinigung 
die Regel war, was die Europäische Gemeinschaft seit Jahrzehnten prägt, was in 
anderen Staaten der Welt ebenfalls zu beobachten ist: Regionale Unterschiede in 
der Wirtschaftskraft bleiben bis zu einem gewissen Grade trotz aller angleichungs-
bemühungen hartnäckig bestehen, auch über lange zeiträume.

Statt angleichungsillusionen für Ostdeutschland zu wecken, wird man früher oder 
später einsehen müssen, dass die Wirtschaftskraft Ostdeutschlands auf absehbare 
zeit hinter der Westdeutschlands zurückbleibt. Das wäre ein Menetekel, wenn das 
ausbleiben der vollständigen angleichung von der Bevölkerung als so gravierend 
empfunden würde, dass die Menschen in großer zahl aus dem Osten abwanderten. 
Das tun sie – siehe oben – nicht (mehr). Was durchaus nachvollziehbar ist. Der 
Einzelne wird den potenziellen Vorteil einer abwanderung (etwa in einer anderen 
Region ein höheres Einkommen zu erzielen) mit den Kosten der abwanderung 
(zum Beispiel dem Verlust sozialer Bindungen in der bisherigen Region) abwägen. 
Bei dem mittlerweile erreichten 80-Prozent-niveau an Wirtschaftsleistung und 
löhnen wird der Vorteil einer abwanderung vielen nicht mehr so verlockend er-
scheinen, dass sie die Kosten einer abwanderung in Kauf zu nehmen bereit wären.

Eine Konsequenz des verbleibenden Wirtschaftsgefälles ist aber, dass der Staat 
dauerhaft einen interregionalen Finanzausgleich aufrechterhalten muss. Die 
ostdeutschen länder mit ihrer strukturell unterdurchschnittlichen Finanzkraft 
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werden erst dadurch finanziell in die lage versetzt, ihre verfassungsmäßigen auf-
gaben erfüllen zu können. Der Finanzausgleich zwischen wirtschaftlich starken 
und schwachen Regionen ist aber kein reines Ost-West-thema und schon gar 
nicht ein neues. Es gibt ihn seit jeher zwischen den westdeutschen ländern. Der 
Finanzausgleich gehört zur etablierten föderalen Ordnung Deutschlands.

Wer sich mit den regionalen Unterschieden in der Wirtschaftskraft nicht abfinden 
will, wer Ostdeutschland neue impulse für den aufholprozess verschaffen will, 
wird weiter für eine aktive Regionalpolitik werben. Dagegen ist überhaupt nichts 
einzuwenden. nur sollten die Erwartungen nicht zu hoch geschraubt werden. Die 
umfassende Wirtschaftsförderung für Ostdeutschland hat einen entscheidenden 
anteil daran, dass der enorme leistungsrückstand der Wirtschaft in Ostdeutsch-
land, der zur zeit der Wiedervereinigung bestand, stark verringert worden ist. 
aber er konnte eben nicht vollständig abgebaut werden. Es griffe zu kurz, dafür 
einen Mangel an qualifizierten regionalpolitischen ideen verantwortlich zu machen. 
tatsächlich hat es in den Jahrzehnten eine (Über)Fülle regionalpolitischer Eingriffe 
zugunsten des aufbau Ost gegeben. Keine gute idee wurde ignoriert. Patent- 
rezepte für eine vollständige angleichung sind allerdings nicht gefunden worden. 
Man soll ja die Hoffnung nie aufgeben, aber daran wird sich nichts ändern.

angebracht erscheint allerdings eine akzentverschiebung (um nicht gleich 
von einem Paradigmenwechsel zu sprechen) von der Regionalpolitik für Ost-
deutschland zur Wachstumspolitik für ganz Deutschland. Die anfänglich sehr 
hohen Wachstumsraten der Wirtschaft in Ostdeutschland haben sich auf die 
niedrigeren Wachstumsraten Westdeutschlands zubewegt. inzwischen entwickeln 
sich die Großräume Westdeutschland und Ostdeutschland gesamtwirtschaftlich 
nahezu im Gleichschritt (nur noch mit leichtem Vorsprung Ost). Wollte man 
den aufholprozess fühlbar beschleunigen, müsste es gelingen, einen kräftigen 
und nachhaltigen Wachstumsvorsprung für die neuen länder zu erreichen. Die 
Erfolgsaussichten sind angesichts der Wirkungsgrenzen regionaler Wirtschafts-
politik gering. Umso mehr kommt es darauf an, das Wirtschaftswachstum in 
Deutschland als Ganzes zu stärken. Es muss ja nicht dabei bleiben, dass sich die 
Wachstumsraten in Deutschland nur noch im bescheidenen Ein-Prozent-Bereich 
bewegen. Die Wachstumsbremsen in Deutschland sind bekannt: hohe Energiepreise, 
hohe Unternehmensbesteuerung, bürokratische Hemmnisse gehören dazu. Wie 
die Wirtschaftspolitik damit umgeht, ob sie willens und in der lage ist, die Bremsen 
zu lösen, wird die Entwicklung in den neuen ländern mehr beeinflussen als eine 
spezifisch für Ostdeutschland konzipierte Politik. anders ausgedrückt: Die besten 
Perspektiven für die neuen länder ergeben sich durch eine Wirtschaftspolitik, die 
das Wirtschaftswachstum in Deutschland als Ganzes stärkt.

Der Perspektivwechsel auf Deutschland als Ganzes sollte helfen, endlich 
die in Jahrzehnten eingeschliffene Ost-West-Dichotomie zu überwinden. 
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Ost-West-Dichotomie bedeutet: den Osten (die auf ewig „neuen“ länder) und 
den Westen als quasi autonome, wenig vernetzte und sich weitgehend unabhängig 
voneinander entwickelnde Regionen zu betrachten und als solche zu vergleichen. im 
Jahr 1995 (und noch einige Jahre danach) war das ja gerechtfertigt. Die damals 
wirklich „neuen“ länder waren eine vom Westen klar abgrenzbare Region, hatten 
jedenfalls mit den alten ländern wirtschaftlich wenig gemein. zugleich standen 
praktisch alle teilregionen in Ostdeutschland wirtschaftlich schwächer da als alle 
Regionen in Westdeutschland. Das ist heute anders. längst hat sich in Ost- 
deutschland eine Differenzierung zwischen wirtschaftlich „starken“ und „schwachen“ 
 Regionen herausgebildet. Das gleiche ist seit jeher in Westdeutschland der Fall. 
Die Differenzierung ist so weit vorangeschritten, dass einige (zugegeben wenige) 
„stärkere“ ostdeutsche Regionen eine höhere Wirtschaftskraft aufweisen als 
„schwächere“ westdeutsche Regionen. Es macht immer weniger Sinn, die 
(irgendwie im Durchschnitt gemessene) Wirtschaftskraft von „Ostdeutschland“ 
mit der von „Westdeutschland“ zu vergleichen. Der regionalpolitisch relevante 
Schnitt muss zwischen wirtschaftsstarken und wirtschaftsschwachen Regionen 
gemacht werden, ob sie nun im Westen oder im Osten liegen. Erfreulicherweise 
hat die Bundesregierung eine neuorientierung der regionalen Wirtschaftspolitik 
in diesem Sinne auf den Weg gebracht.

Dabei wird sich die Regionalpolitik von morgen allerdings weniger denn je auf die 
Förderung wirtschaftsschwacher Regionen beschränken lassen. Mehr denn je wird 
man bisher prosperierende Regionen unter Beobachtung stellen. Wirtschaftlich 
bisher erfolgreiche Regionen können morgen unter Druck geraten (wie übrigens 
auch der aufbau Ost Rückschläge erleiden kann). Der weltweite Strukturwandel 
– neue Produktionsschwerpunkte in China, neue Mobilitätskonzepte (Stichwort 
Elektroauto), neue technologien (Stichwort Digitalisierung), neue Entwicklungen 
in der internationalen arbeitsteilung (Stichwort weniger Globalisierung, mehr 
Protektionismus) – erzwingt allerorten anpassungen. Das muss erst mal ge-
schafft werden, auch in den bisher starken Regionen.

aus dem weitgehend unverbundenen wirtschaftlichen nebeneinander des Ostens 
und des Westens in der ersten Phase nach der Währungsunion ist mittlerweile ein 
Miteinander geworden. Ostdeutschland und Westdeutschland sind heute aufs 
Engste verflochten, wirtschaftlich, institutionell, und politisch sowieso. in nicht 
geringer zahl leben heute ehemals Westdeutsche in Ostdeutschland, wie ehemals 
Ostdeutsche in Westdeutschland leben (jeweils weit mehr als zwei Millionen Men-
schen). Es mögen immer noch Mentalitätsunterschiede zwischen manchen Ostdeut-
schen und Westdeutschen bestehen (die unterschiedlichen Gesellschaftssysteme vor 
der Wiedervereinigung wirken nach), aber sie werden sich zunehmend verwischen. 
Wenn das Deutschland von heute vor Herausforderungen steht – Sicherung der 
Energieversorgung, Bewältigung des Klimawandels, integration von Migranten, Um-
gang mit der alterung in der Gesellschaft –, dann gibt es hierfür keine westdeutschen 
und ostdeutschen lösungen, sondern eben nur gesamtdeutsche.
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Die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung zeigt auch knapp drei Jahrzehnte nach 
der Deutschen Einheit, dass die arbeitsproduktivität in Ostdeutschlands industrie 
mehr als 20% unter dem westdeutschen niveau verharrt. in dieser arbeit gehe 
ich der Frage nach, ob dieser Rückstand die Folge einer geringeren physischen 
Produktivität oder niedrigerer Preise für ostdeutsche Erzeugnisse ist. Dazu 
werden Mikrodaten auf Firmenebene benutzt, die informationen zu produzierten 
Gütermengen und erzielten Preisen enthalten. Der Rückstand in der Erlös- 
produktivität wird auch mit diesen Daten bestätigt. Die Hauptergebnisse 
sind, dass i) ostdeutsche industrieunternehmen tatsächlich deutlich geringere 
Marktpreise erlösen und ii) der physische Output bei gleichen inputmengen im 
Osten höher liegt als im Westen. Eine naheliegende Erklärung für beide Befunde 
ist, dass ostdeutsche Produkte weniger Kundennutzen generieren und gleichzeitig 
in weniger aufwändigen Produktionsverfahren hergestellt werden können. Weitere 
tests zeigen, dass iii) die Hypothese verlängerter Werkbänke keine Erklärung für 
den ostdeutschen Produktivitätsrückstand ist und iv) ostdeutsche Betriebe im 
Vergleich zur westdeutschen Konkurrenz eine geringere physische Produktivität 
aufweisen, wenn sie Güter zu westdeutschen Preisen herstellen.

einleitunG und literatur- 
üBerBlick

nach dem Fall der Mauer wurde schnell deutlich, dass die DDR-zentralverwal-
tungswirtschaft im Weltmarkt nicht wettbewerbsfähig ist.1 So schätzen akerlof  
et al. auf Basis von DDR-Daten, dass Ende der 1980er Jahre nur etwa 10% 
der Erwerbstätigen der DDR in Betrieben arbeiteten, die zu Weltmarktpreisen 
wettbewerbsfähig sind. investitionen in den Kapitalstock der industrie waren über 
Jahre ungenügend und die technischen anlagen daher vielerorts hoffnungslos ver- 
altet. auch der in westlichen ländern erfolgte Strukturwandel weg von Branchen 
wie Kohle und Stahl und hin zu Mikroelektronik und Dienstleistungen war in 
der DDR in etwa um zehn bis 20 Jahre politisch motiviert verzögert worden. 
Folgerichtig brach die Wirtschaft nach Öffnung der Grenzen regelrecht in sich 
zusammen. Die ostdeutsche industrieproduktion sank zwischen 1990 und dem 
ersten Quartal 1992 um die Hälfte, und die arbeitslosigkeit stieg bis anfang 1991 
in nur wenigen Monaten von null auf ca. 30% (inklusive Kurzarbeit). neben den 
schlechten ausgangsbedingungen war das Wegbrechen der inländischen und 
ausländischen nachfrage nach ostdeutschen Gütern ursächlich für diesen  
zusammenbruch. Ostdeutsche wollten die eigenen Produkte nicht mehr kaufen, 
die traditionell vornehmlich osteuropäischen Handelspartner waren selbst 

* Dieser Beitrag ist angelehnt an ein Forschungspapier, das der autor gemeinsam mit Matthias 
Mertens (iWH) verfasst.

1 Vgl. akerlof et al. (1991); Collier, Siebert (1991).
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mit gewaltigen Umbrüchen konfrontiert. Der zweite wichtige Grund für die 
dramatischen Geschehnisse zu Beginn der 1990er Jahre waren die gewaltigen 
lohnanstiege im Osten. allein im Jahr 1990 stiegen die löhne der ostdeutschen 
industriearbeiter – vornehmlich auf Betreiben westdeutsch dominierter Gewerk-
schaften – nominal um 40%.

in diesem Umfeld erreichte die ostdeutsche industrie erhebliche Produktivitäts-
zuwächse, zum einen durch Schrumpfung und Schließung der unproduktivsten 
Unternehmen und zum anderen durch zugang zu modernen Vorleistungs- und 
investitionsgütern. Bereits im Jahr 1992 erreichte die ostdeutsche industrie 
(ohne Berlin) 25% des westdeutschen Produktivitätsniveaus, 1995 waren es 
schon 48%, aber es dauerte bis 2005, bis in etwa das derzeitige niveau von 
75% erreicht wurde (vgl. abbildung). Dass sich der Rückstand seit 2005 nicht 
wesentlich verändert hat, ist zum einen ein ernstzunehmendes gesellschaftliches 
Problem, das das zusammenwachsen der beiden landesteile behindert, und zum 
anderen eine interessante akademische Frage. Wie kann es sein, dass sich derartig 
große Produktivitätsunterschiede in ein und demselben land persistent halten, 
wo sich doch Produktionsfaktoren frei zwischen Ost und West bewegen können? 
Klar scheint zu sein, dass die Unterschiede in der arbeitsproduktivität vor dem 
Hintergrund ähnlicher Humankapitalausstattung und sogar höherer Kapitalaus-
stattung im Osten vor allem durch Unterschiede in der totalen Faktorproduktivität 
verursacht sein müssen.2

Snower und Merkl (2006) argumentieren theoretisch, dass die Emigration junger 
Ostdeutscher zu Kapitalinvestitionen im Osten führte, die weniger fortschrittlich 
und eher komplementär zu älteren Beschäftigten sind.3 zudem sei davon auszu-
gehen, dass massive Subventionen den Strukturwandel verzögert und unproduktive 
Unternehmen am leben erhalten haben. Uhlig (2006) argumentiert hingegen, 
dass die im Westen stärker ausgebildete agglomeration von Unternehmen und 
Beschäftigten zu produktiveren arbeitgeber-arbeitnehmer-Kombinationen 
führt.4 in einer aktuellen arbeit finden Burda und Severgnini wenig empirische 
Unterstützung für die agglomerationsthese, stützen jedoch die these von Snower 
und Merkl im Hinblick auf zu hohe Kapitalintensität. Burda und Severgnini 
argumentieren, dass der Osten aufgrund des Fehlens von Managern und Start-
ups sowie aufgrund zu geringer Unternehmensgrößen im nachteil ist. aschhoff 
et al. (2007) dokumentieren eine sehr geringe Forschungs- und Entwicklungs-
intensität und zeigen, dass ostdeutsche Unternehmen stärker über den Preis und 

2 Vgl. Burda, Hunt (2001); Burda, Severgnini (2018).

3 Vgl. Snower, Merkl (2006).

4 Vgl. Uhlig (2006).
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weniger über den technologieinhalt ihrer Produkte am Markt bestehen wollen.5 
zusammen mit den Befunden von Burda und Severgnini entsteht dadurch das 
Bild, dass der Osten weniger anspruchsvolle Produktionsmethoden und input-
faktoren verwendet. Eine zentrale Folgerung daraus ist, dass im Osten entweder 
andere, einfachere Güter hergestellt werden (horizontale Spezialisierung) oder 
dieselben Güter in einfacherer ausführung (vertikale Spezialisierung). in beiden 
Fällen, würde der Osten pro Produkt sowohl weniger inputkosten haben als auch 
weniger am Markt erlösen.

Es gibt nur sehr wenige Studien, die sich die Frage stellen, ob der ostdeutsche 
Rückstand in der Erlösproduktivität tatsächlich auf einen Rückstand in der  
physischen Produktivität zurückzuführen ist oder ob niedrigere Preise die Ursache 
sind. Burda und Hunt (2001) betrachten Veränderungen in den Marktpreisen im 
Rahmen eines makroökonomischen Wachstumszerlegungsmodells und finden, 
dass der anstieg in den Preisen ostdeutscher Produkte zur Konvergenz in der  

5 Vgl. aschhoff et al. (2007), tabelle 5.
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Erlösproduktivität nur zu Beginn der 1990er Jahre beigetragen hat. Paqué 
(2009) argumentiert, dass aufgrund der Ähnlichkeit in den Faktorausstattungen 
Unterschiede in der physischen Produktivität eher unwahrscheinlich sind und 
schließt, dass der Unterschied in der Erlösproduktivität auf Preisunterschiede 
zurückzuführen sein müsse.6 Er verwendet keine Mikrodaten zu Mengen und 
Preisen, um diese Schlussfolgerung direkt zu testen, sondern dokumentiert statt-
dessen die geringeren Forschungs- und Exportaktivitäten im Osten und schließt 
indirekt auf eine weniger aufwändige Produktion und geringere Preise.

außerhalb der rein akademischen Diskussion gibt es darüber hinaus Forschungs-
berichte, die die Frage der Preisunterschiede direkt ansprechen, ohne jedoch 
eine systematische analyse von Preisunterschieden anzubieten. Müller (1998) 
zeigt für ein kleines Güterbündel große Preisunterschiede zwischen Sachsen und 
Bayern im Jahr 1995 und schätzt, dass bei einer Preisangleichung die arbeits- 
produktivität Sachsens von 55% auf 80% des bayrischen niveaus klettern würde.7 
Brenke et al. (1998) argumentieren mit Verweis auf Müller: „Es gibt eine Reihe 
von Hinweisen darauf, dass ostdeutsche Hersteller nolens volens eine Speziali-
sierung in vertikaler Richtung betreiben. Sie bedienen vorzugsweise das untere 
und mittlere Preissegment, weil sie sich dem Qualitätswettbewerb, der häufig ein 
Reputationswettbewerb ist, nicht gewachsen zeigen.“8

in diesem Beitrag werde ich diese Hypothese einer empirischen Überprüfung 
unterziehen und den Beitrag von Preisunterschieden auf Unterschiede in der 
Erlösproduktivität multivariat und unter Verwendung detaillierter Mikrodaten 
schätzen.

daten und empirischer ansatZ
ich benutze die amtlichen Firmendaten für Deutschland (aFiD) der statistischen 
Ämter der länder.9 Diese Daten umfassen das Verarbeitende Gewerbe für die 
Jahre 1995 bis 2014 und enthalten informationen zu Produktmengen und Produkt- 
preisen auf Firmenebene. Darüber hinaus sind informationen zu eingesetzten 
Vorleistungen und arbeits- und Kapitaleinsatz vorhanden, sodass sowohl physische 
Produktivität als auch Erlösproduktivität in idealtypischer Weise untersucht  
werden können. Die Daten umfassen grundsätzlich alle Unternehmen mit mehr 

6 Vgl. Paqué (2009).

7 Vgl. Müller (1998).

8 Brenke et al. (1998), 26.

9 Die empirischen analysen wurden gemeinsam mit Matthias Mertens (iWH) umgesetzt.
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als 19 Mitarbeitern, jedoch werden viele Variablen nur für eine teilstichprobe 
von 40% erhoben. Da unter diesen Variablen auch der für die Produktionsfunk-
tionsschätzung unverzichtbare Vorleistungseinsatz ist, wird im Folgenden diese 
teilstichprobe verwendet. nach Bereinigung der Daten verbleiben 187 000 
Beobachtungen, von denen 157 000 auf Westdeutschland und 30 000 auf  
Ostdeutschland entfallen. Für die analyse werden drei arbeitsproduktivitätsmaße 
(alle logarithmiert) verwendet: Erlös und Bruttowertschöpfung pro Vollzeit- 
äquivalent (VzÄ) und produzierte Menge pro VzÄ. Für die Messung des  
physischen Outputs ergibt sich ein aggregationsproblem innerhalb von Mehr- 
produktunternehmen, da verschiedene Produkte in ganz unterschiedlichen  
Maßeinheiten gemessen werden (Stück, liter, tonne). in der Konsequenz  
beschränke ich mich auf Unternehmen, die nur ein Produkt herstellen. Die  
Stichprobengröße wird dadurch auf 41 000 Beobachtungen reduziert.

Mittelwertvergleiche zeigen, dass ostdeutsche Unternehmen pro VzÄ weniger 
erlösen, aber mehr produzieren. Wird der Erlös ins Verhältnis zum gezahlten 
lohn gesetzt, liegt der Osten aufgrund der geringeren löhne vorn. aufgrund 
der eben erwähnten Messproblematik beim physischen Output sind einfache 
Mittelwertvergleiche zwischen Unternehmen, die unterschiedliche Produkte 
herstellen, problematisch. in der nachfolgenden multivariaten analyse werden 
daher nur Unternehmen verglichen, die das gleiche Gut produzieren. zentrale 
Ergebnisse früherer Studien werden im Rahmen des Mittelwertvergleichs auch 
mit den aFiD-Daten bestätigt: Die ausgaben für Forschung und Entwicklung, 
die Exportneigung, die Betriebsgröße und das lohnniveau sind im Osten niedriger, 
und die Kapitalintensität ist höher. interessant ist, dass westdeutsche Firmen 
eine größere Vielfalt an Produkten herstellen, höhere Marktanteile besitzen und 
höhere Preise am Markt erzielen.

in der multivariaten analyse (vgl. tabelle) werden mit Hilfe von Kleinstquadrate-
schätzungen Ost-West-Unterschiede in allen drei Ergebnisvariablen untersucht. 
Eine wesentliche innovation ist die Verwendung von produktfixen Effekten, was 
sicherstellt, dass nur Unternehmen verglichen werden, die das gleiche zehn- 
Steller Produkt herstellen. Das ermöglicht zudem die multivariate analyse der 
physischen Produktivität, da innerhalb dieser feinen Produktklassen keine Unter-
schiede in den Maßeinheiten vorliegen und, weil durch die logarithmierung des 
Produktionsoutputs Ost-West-Unterschiede innerhalb der Produktklassen auch 
über die Klassen hinweg als prozentualer Unterschied und somit auf der gleichen 
Skala gemessen und vergleichbar gemacht werden. Um produktfixe Effekte 
berücksichtigen zu können, werden wie bereits weiter vorn beschrieben nur 
Einproduktunternehmen betrachtet. allerdings finden sich die Produktivitäts- 
unterschiede der Spalten 1 und 2 (ohne Kontrolle für produktfixe Effekte) nahezu 
identisch auch in der Gesamtstichprobe. Die Spalten 1 und 2 von tabelle 1 zeigen, 
dass bei Berücksichtigung von Vorleistungs- und Kapitalintensität, jedoch ohne 
Kontrolle für produktfixe Effekte, der Osten einen um etwa 8% geringeren 
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Umsatz pro VzÄ und eine um etwa 28% geringere Bruttowertschöpfung pro 
VzÄ aufweist. Kontrolliert man produktfixe Effekte (Spalten 3 und 4), ändern 
sich diese Unterschiede nicht. Ein interessantes Ergebnis findet sich in Spalte 
5, wo gezeigt wird, dass der Osten bei gleichen inputmengen etwa 20% höhere 
Mengen innerhalb der gleichen Gütergruppe produziert als der Westen.

Damit stellt sich die Frage, warum die Preise im Osten geringer und der Produk-
tionsausstoß bei gleichen Faktoreinsatzmengen höher ist. Vor dem Hintergrund 
der eingangs erwähnten Studien ist naheliegend, dass beide Phänomene zwei Seiten 
derselben Medaille sind. zunächst ist es wichtig zu verstehen, dass industrie- 
güter überregional handelbar sind und dass unter der annahme nur geringer 
transportkosten grundsätzlich jeder Kunde, egal wo er wohnt, Produkte aus 
ostdeutscher und westdeutscher Produktion kaufen kann. lokale Kaufkraftunter-
schiede beeinflussen den Preis überregional handelbarer Güter also nicht. Daher 
reflektieren Preisunterschiede für ein und dasselbe Gut Unterschiede in dem vom 
Kunden zugewiesenen nutzen des Produkts. Solche nutzenunterschiede können 
durch Qualitätsdifferenzen oder durch Reputationsunterschiede und Markennamen 

(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8)

Ostit 
–0,0845***
(0,0060)

–0.281***
(0,0150)

–0,0796***
(0,0042)

–0,263***
(0,0115)

0,199***
(0,0365)

–0,0768***
(0,0042)

–0,262***
(0,0116)

–0,0567***
(0,0129)

ln(Kapit/Lit) 
0,0539***
(0,0022)

0,219***
(0,0052)

0,0441***
(0,0018)

0,178***
(0,0048)

0,0919***
(0,0156)

0,0444***
(0,0018)

0,179***
(0,0048)

0,0623***
(0,0061)

ln(Vorlit/Lit) 
0,710***

(0,0034)
—

0,717***
(0,0031)

—
0,752***

(0,0024)
0,719***

(0,0031)
—

0,578***
(0,0131)

ln(Preisit) — — — — —
0,0108***
(0,0015)

0,0077**
(0,0038)

–0,979***
(0,0052)

produktfixe Effekte nein nein ja ja ja ja ja ja
Bestimmtheitsmaß 0,917 0,210 0,958 0,556 0,924 0,958 0,556 0,986

taBelle 

OlS-REGRESSiOnEn DER aRBEitSPRODUKtiVitÄt 

anmerkung: aFiD-Daten für das Verarbeitende Gewerbe (1995–2014). ln(U/L), ln (BWS/L) und 
ln(Q/L) messen die arbeitsproduktivität gemessen anhand des Umsatzes, der Bruttowertschöpfung 
und der produzierten Mengen jeweils logarithmiert pro VzÄ. Die Stichprobe umfasst nur Ein-
produktunternehmen. Es werden 41 138 Beobachtungen von 9 221 verschiedenen Unternehmen 
verwendet. Standardfehler werden auf Unternehmensebene geclustert. Statistische Signifikanz auf 
dem 0,10-, 0,05-, 0,01-niveau wird durch ***,**,* gekennzeichnet.

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der länder. Darstellung des autors.
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begründet sein. letztendlich ist es jedoch für die Beantwortung der beiden 
eingangs erwähnten Fragen nicht nötig, die Ursachen für nutzenunterschiede zu 
unterscheiden, denn beide Ursachen implizieren, dass der Westen mehr in den 
Wert seiner Güter investiert. Resultiert der Preisabstand aus Qualitätsunter-
schieden, dann produziert der Westen geringere Stückzahlen, weil die Produktion 
aufwändiger ist. liegt es hingegen an Reputationsunterschieden, dann investiert 
der Westen stärker in Marketingaktivitäten, denn er muss die abschreibungen  
auf den Markenkapitalstock ausgleichen. Diese zusatzinvestitionen (z. B. Werbe- 
aufwand, Marketingpersonal) fielen im Osten nicht in gleichem Maße an, und 
somit kann der Osten bei gleichen inputmengen mehr physischen Output 
produzieren. letztendlich ist das argument sehr einfach: Die Produktion höher-
wertigerer und teurer Güter ist kostenintensiver, und unsere Ergebnisse zeigen, 
dass Unternehmen in Ost und West diesen zielkonflikt unterschiedlich beant-
worten. Es erscheint naheliegend, dass viele Ostunternehmen, die 1990 plötzlich 
ohne Markenkapitalstock gegen etablierte Westkonkurrenz antreten mussten, die 
ihrerseits über Jahrzehnte in die Reputation ihrer Produkte investieren konnte, 
diese Strategie wählen mussten, um zu überleben.

Die vertikale Spezialisierung auf einfachere Versionen der gleichen Produkte ist 
zu unterscheiden von der vielfach diskutierten horizontalen Spezialisierung auf 
verlängerte Werkbänke des Westens. Das Konzept der verlängerten Werkbank 
beschreibt eine Situation, in der sich Unternehmen auf die Fertigung beziehungs- 
weise bloße Montage von zwischenprodukten spezialisieren. Diese Speziali-
sierung geht in der Regel einher mit standardisierter Massenproduktion wenig 
differenzierter und damit günstigerer Produkte. Es werden also andere Produkte 
hergestellt (z. B. Pkw-Sitzbezug versus Pkw) und nicht andere Varianten der 
gleichen Produkte (z. B. günstiger Stoffbezug versus hochwertiger lederbezug). 
Der Vergleich der Ergebnisse in den Spalten 1 und 3 beziehungsweise 2 und 4 der 
tabelle zeigt, dass die Hypothese der verlängerten Werkbänke keine Erklärungs-
kraft für den ostdeutschen Rückstand hat. Wären verlängerte Werkbänke ein 
Grund für den Rückstand, dann sollte sich der Ost-West-Unterschied durch die 
aufnahme produktfixer Effekte und den dadurch erzwungenen Vergleich inner-
halb der gleichen Produktklassen reduzieren.

Eine sich direkt an die Feststellung vertikaler Spezialisierung anschließende 
Frage ist, ob Ostunternehmen zumindest dann die westdeutsche Erlösproduk-
tivität erreichen, wenn sie westdeutsche Preise durchsetzen können. Um dieser 
Frage nachzugehen, wird in den Spalten 6 bis 8 das Preisniveau der verkauften 
Güter konstant gehalten. Mithin werden also Unternehmen verglichen, die bei 
gleichem Faktoreinsatz, innerhalb der gleichen fein abgegrenzten Produktklasse 
die gleichen Marktpreise erzielen. Die Ergebnisse zeigen, dass der Rückstand 
des Ostens bei Erlös pro VzÄ und Bruttowertschöpfung pro VzÄ unverändert 
bleibt und dass sich nun auch bei den physischen Mengen (vgl. Spalte 8) der 
gewohnte Rückstand zeigt. interpretiert man den Produktpreis als ausdruck der 
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Wertschätzung der Kunden für das Produkt, dann bedeutet das, dass der Osten 
bei der Produktion identischer Produkte eine um etwa 6% geringere physische 
Produktivität hat.

FaZit
Die ostdeutsche industrie erreicht auch Jahrzehnte nach der Deutschen Einheit 
nur etwa 75% der westdeutschen Bruttowertschöpfung pro VzÄ. Dieser Beitrag 
legt nahe, dass sich Ostdeutschland auf weniger komplexe Produktionsverfahren 
und die Produktion einfacherer Varianten der auch in Westdeutschland produ-
zierten Güter spezialisiert hat. Diese vertikale Spezialisierung führt zu höheren 
Stückzahlen und niedrigeren Preisen pro Stück. Sie erklärt nicht den Rückstand 
des Ostens, denn es wird gezeigt, dass ostdeutsche Unternehmen auch bei der 
Herstellung von Produkten, für die westdeutsche Preise erzielt werden, weniger 
produktiv sind. Vertikale Spezialisierung ist zu unterscheiden von horizontaler 
Spezialisierung, wie sie zum Beispiel durch das Konzept der verlängerten Werk-
bänke beschrieben wird. in diesem Beitrag wird gezeigt, dass auch horizontale 
Spezialisierung den Rückstand des Ostens nicht und auch nicht in teilen erklären 
kann.

Somit kann dieser Beitrag zwar die Rolle von vertikaler Spezialisierung und  
Preisunterschieden beleuchten, die Frage nach den Ursachen für die Produk- 
tivitätslücke bleibt jedoch unbeantwortet. Erfolgversprechend erscheint die an-
wendung mikrobasierter makroökonomischer Modelle, welche informationen zu 
ökonomischen Entscheidungen einzelner Unternehmen nutzen, aber gleichzeitig 
auch makroökonomische Wechselwirkungen einbeziehen können. zudem ist noch 
ungeklärt, ob ostdeutsche Unternehmen, die in westdeutschem oder ausländischem 
Eigentum sind, stets Marktpreise für ihre Produkte erhalten oder ob für innerhalb 
des Unternehmensverbundes gehandelte Güter von den Konzerneignern syste-
matisch Preise unterhalb der Marktpreise festgesetzt werden (transfer pricing). 
interessant ist zudem, warum sich ostdeutsche Betriebe trotz geringerer Produk-
tivität am Markt halten können. Eine analyse von lohnniveau und Profitabilität 
kann hierzu antworten liefern. Schlussendlich bleibt die Frage, ob die massiven 
staatlichen Eingriffe in Ostdeutschland neben einer kurzfristigen und sozial-
politisch gebotenen abmilderung sozialer Härten auch zu einer Fehlallokation 
von arbeit und Kapital geführt haben, die sich nun in persistent unvorteilhaften 
Strukturen manifestiert.
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Ostdeutschland schrumpft, Westdeutschland wächst. Dieser Eindruck drängt sich aus 
demographischer Sicht auf, wenn die Bevölkerungsentwicklung seit 1989 betrachtet 
wird. lebten auf dem Gebiet der fünf östlichen Bundesländer Ende 1988 noch 
15,4 Millionen Personen, so waren es Ende 2018 nur 12,6 Millionen Personen – ein 
Rückgang um fast drei Millionen Einwohner oder beinahe 20%. Die zehn westlichen 
Bundesländer wuchsen im selben zeitraum von 59,6 Millionen auf 66,8 Millionen 
Einwohner. Der überwiegende teil dieser unterschiedlichen demographischen 
Entwicklung ist der räumlichen Umverteilung von Bevölkerung geschuldet, einerseits 
der nettobinnenwanderung von Ost- nach Westdeutschland, andererseits der sehr 
unterschiedlichen Verteilung der nettoaußenwanderungen. Die Umverteilung der 
Bevölkerung ist dabei nicht homogen, vielmehr in starkem Maße selektiv – vor allem 
in den Dimensionen von ausbildung, alter, Geschlecht und nationalität.1

Diese übergeordnete Ost-West-Dichotomie in der Bevölkerungsentwicklung 
seit dem Jahr der Grenzöffnung 1989 sollte allerdings zweierlei Entwicklungen 
nicht verdecken. Erstens ist darauf hinzuweisen, dass die Dichotomie eine längere 
Geschichte hat: Die Bevölkerung in Ostdeutschland geht bereits seit Ende der 
1940er Jahre fast stetig zurück, auch wenn der demographische aderlass durch 
die Errichtung der Mauer über 25 Jahre hinweg deutlich gedämpft bis gestoppt 
wurde. Demgegenüber ist Westdeutschland bis in die 1970er Jahre hinein stark 
gewachsen.2 zweitens sind unter der Oberfläche der sehr groben Ost-West- 
Unterscheidung erhebliche regionale (und auch zeitliche) nuancierungen zu finden. 
Um diese nuancierungen wird es im vorliegenden Beitrag zuallererst gehen, auch 
wenn nicht jedem Unterschied auf demographischem Feld nachgegangenen 
werden kann und der Fokus auf den – freilich besonders wichtigen – räumlichen 
Bevölkerungsbewegungen liegt.3 in zeitlicher Hinsicht werden die letzten (verfüg- 
baren) 20 Jahre – der zeitraum zwischen 1998 und 2017/2018 – betrachtet 
und somit eine Periode, welche der unmittelbaren transformationsphase folgt. 
Ökonomisch betrachtet handelt es sich um den zeitraum, der durch eine nur 
noch langsame wirtschaftliche Konvergenz Ostdeutschlands an das westdeutsche 
niveau gekennzeichnet ist.4 im zentrum steht im Folgenden mithin die regionale 
Dimension von Demographie und Migration. Dabei wird gefragt, wo siedlungs-
strukturelle räumliche Muster (zumindest in jüngerer Vergangenheit) stärker sind  

* alexander Kubis: institut für arbeitsmarkt- und Berufsforschung
 ** lutz Schneider: Hochschule Coburg.

1 Vgl. Schneider (2005); Kubis, Schneider (2010).

2 Siehe Destatis 2020.

3 Für differenzierte analysen der regionalen Wanderungsbewegungen in Deutschland vgl. Milbert, 
Sturm (2016); Busch (2016); Slupina, Damm, Klingholz (2016); Gans (2017) sowie Münter, Oster-
hage (2018). Eine illuminative Darstellung der Ost-West-Wanderungen in regionaler Perspektive 
leisten Bangel et al. (2019).

4 Vgl. Heimpold (2016).
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als das übergeordnete Ost-West-Schema – sich damit auch ostdeutsche Probleme 
und Chancen ebenso im westdeutschen Raum finden –, aber auch, wo die Ost- 
West-Dichotomie nach wie vor große Erklärungskraft beweist.

Demographische Variationen können dabei Spiegelbilder der ökonomischen 
Disparitäten sein. Einerseits reagiert die Demographie – gerade in Form von 
Migrationsprozessen – auf wirtschaftliche Ungleichheiten, hervorgerufen zum 
Beispiel durch räumlich differenzielle Einkommenschancen. andererseits können 
demographische Prozesse wiederum treiber ungleicher ökonomischer Entwick-
lung sein, zum Beispiel durch selektive Wanderungsprozesse oder durch positive 
agglomerationseffekte. Demographische Polarisierungen können aber auch Spie-
gelbilder gesellschaftlicher Polarisierungen sein. Das Wahlverhalten in schrump-
fenden Räumen unterscheidet sich stark vom Wahlverhalten in deutschen  
Boomregionen.5 „abgehängte Regionen“ sind in der Wahrnehmung der Bevölkerung 
demographisch abgehängte Regionen, also Regionen mit starker nettoabwanderung 
und alterung. Vor diesem Hintergrund ist das Verständnis regionaler demogra-
phischer Differenzierungen unumgänglich, um die regionalen Unterschiede in 
anderen Sphären aufzuklären.6

reGiOnale disparitÄten in der 
demOGraphischen struktur

nicht alle ostdeutschen Regionen sind in den letzten 20 Jahren geschrumpft,  
so wie nicht alle westdeutschen Regionen bevölkerungsmäßig gewachsen sind. 
Dies wird aus abbildung 1 ersichtlich, welche die Bevölkerungsentwicklung der  
20 Jahre des analysezeitraums darstellt. Die großen Städte wuchsen, im Osten 
wie im Westen. im Westen und in Berlin strahlte dies ins Umland ab, im Osten ist 
hier zumindest die Schrumpfung deutlich geringer als in entlegeneren Gebieten 
ohne große agglomerationen. insofern könnte man von ähnlichen demographischen 
Mustern im Osten wie im Westen sprechen, das ausmaß der Entwicklung war 
im Osten allerdings dramatischer. im Osten schrumpften 82% der Kreise, im 
Westen sind es 37%, der Mediankreis im Westen wuchs um 3%, der Mediankreis 
im Osten schrumpfte um 15%. Der maximale zuwachs im Osten lag bei 27% 
(Potsdam), im Westen bei 24% (Erding). Die höchste Schrumpfung im Osten 
erfuhr Suhl mit 31%, im Westen Wunsiedel mit 16%.

5 Vgl. Franz et al. (2018); Franz et al. (2019).

6 im Übrigen bewahrt der regionale Fokus vor vereinfachenden Schlussfolgerungen – ostdeutsche 
Phänomene sind bspw. nicht immer postkommunistische Phänomene. andernfalls dürfte es ver-
gleichbare Fälle regionaler sozialer Erosion im westdeutschen, westeuropäischen oder amerikanischen 
Raum nicht geben.

O s t d e u t s c h l a n d  — e i n e  B i l a n z



in abbildung 2 werden die vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raum- 
forschung (BBSR) bestimmten siedlungsstrukturellen Regionstypen in Ost- 
West-Unterscheidung verwendet, um das räumliche Muster der Schrumpfung 
und dessen zeitliche Dynamik abzubilden.7 Die Metropolen entwickelten sich  
demographisch günstig, dies galt besonders auch für den Osten – dabei ist 
allerdings zu berücksichtigen, dass hierunter nur leipzig und Dresden fallen. 
Die übrigen Großstädte entwickeln sich auch im Osten – nach Rückgang und 
Sta gnation – seit einigen Jahren wieder positiv. Massive Bevölkerungsverluste 
erleiden demgegenüber nach wie vor die landkreise: alle drei Kreistypen sind im 
Osten davon fast gleichermaßen betroffen, auch wenn der Rückgang in den letzten 
Jahren etwas an tempo verloren hat. Diese Schrumpfung ist der große Unter-
schied zu den westlichen ländern. Hier wuchsen auch die drei weniger verdichte-
ten typen oder schrumpften zumindest nicht.

7 Um die Situation in den Metropolen eigens abzubilden, wird der Raumtyp der kreisfreien Großstädte 
noch einmal unterteilt in Städte mit weniger als bzw. mit mindestens 500 000 Einwohnern.

in %

–40 bis –20
–20 bis  –10
–10 bis  0
0 bis 10
10 bis 30

aBBildunG 1

BEVÖlKERUnGSEntWiCKlUnG 1998 BiS 2018

in %

Quelle: Destatis; Berechnung und Darstellung der autoren.
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BEVÖlKERUnGSEntWiCKlUnG 1998 BiS 2018 naCH REGiOnStyPEn, OSt VS. WESt

1998 = 100

anmerkung: zensusbedingter Strukturbruch 2011/2012.

Quelle: Destatis; Berechnung und Darstellung der autoren.
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Wenn in verfeinerter Gliederung das augenmerk auf die altersspezifischen Ent-
wicklungen gelegt wird, so verstärken sich die trendunterschiede noch – insbe-
sondere mit Blick auf die jüngeren altersgruppen. zwar schrumpfte die Bevölke-
rungszahl bei den 18- bis 30-Jährigen in den zwei ländlichen Regionstypen auch 
im Westen über die vergangenen 20 Jahre – um immerhin ca. 15%. im Osten 
schrumpfte die Bevölkerung in dieser jungen altersgruppe in den entsprechenden 
ländlichen Regionen aber um ca. 40%.

Das Resultat der altersspezifisch sehr unterschiedlichen Entwicklung lässt sich in 
der tabelle ablesen. Hier ist der Stützquotient dargestellt, welcher das Verhältnis 
der altersgruppe im erwerbsfähigen alter zur Gruppe der Rentner ausdrückt. 
War das Verhältnis der Raumtypen im Ost-West-Vergleich zu Beginn der  
Betrachtungsperiode relativ ausgeglichen, wiesen die ländlicheren Regionen 
bis 2018 eine viel stärkere Schrumpfung des Verhältnisses auf, wenn sie im 
Osten liegen. Selbst bei den Großstädten unter 500 000 Einwohnern ist dieser 
Unterschied ausgeprägt. Einzig die beiden Ostmetropolen leipzig und Dresden 
wiesen einen sehr viel langsameren alterungstrend auf. Gehörten sie – gemessen 
am Stützquotienten im Jahr 1998 – noch zu den roten laternen, so sind es 2018 
eher leuchttürme, die nur von den westdeutschen Großstädten noch etwas 
übertroffen werden.

Stützquotient 
(Personen im Alter von 18 bis 64 Jahren je Person über 64 Jahre)

westliche Bundesländer östliche Bundesländer (ohne Berlin)
1998 2018 Rückgang 1998 2018 Rückgang

Metropole 
(>500 000) 3,97 3,43 –14% 3,95 2,96 –25%

Großstadt 
(<500 000) 3,79 3,25 –14% 4,33 2,57 –41%

städtischer Kreis 4,17 2,88 –31% 3,61 1,99 –44%

ländlicher Kreis mit 
Verdichtungsansätzen 4,01 2,87 –28% 4,04 2,17 –46%

dünn besiedelter Kreis 3,79 2,78 –27% 4,35 2,30 –47%

taBelle 1

StÜtzQUOtiEnt 1998 UnD 2018 naCH REGiOnStyPEn, OSt VS. WESt

Quelle: Destatis; Berechnung und Darstellung der autoren.
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Verhältnis Männer je Frau (18 bis 50 Jahre)

aBBildunG 3

DEMOGRaPHiSCHE StRUKtURMERKMalE 2018

Quelle: Destatis; Berechnung und Darstellung der autoren.
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Große Unterschiede im regionalen wie im Ost-West-Vergleich zeigen sich auch 
bei anderen demographischen Strukturparametern. im ländlichen Raum in 
Ostdeutschland ist nach wie vor ein hoher Männerüberschuss in der altersgruppe 
der 18- bis 50-Jährigen zu verzeichnen. nur wenige Städte im Osten stehen hier 
besser da – einzig Potsdam weist einen leichten Frauenüberschuss auf. im Westen 
ist das Bild deutlich heterogener. Ein großflächiger Männerüberschuss ist hier nicht 
auszumachen. noch signifikanter sind die Ost-West-Unterschiede über alle 
Raumtypen hinweg indes beim ausländeranteil. Die meisten Regionen im Osten 
liegen hierbei unter 5%, alle bis auf Frankfurt an der Oder unter 10%. Diese 
demographischen Unterschiede sind in teilen historisch bedingt (ausländer- 
anteil), zumeist aber auch ausdruck selektiver Wanderungsbewegungen der 
letzten Dekaden. Diese stehen in den folgenden beiden abschnitt im Fokus.

reGiOnale struktur der  
BinnenwanderunGen

Ostdeutschland hat per saldo seit 1989 ca. zwei Millionen Menschen an West-
deutschland verloren: 0,74 Millionen in den Jahren 1989 und 19908 sowie 1,23 Millio-
nen zwischen 1991 und 20179. in regionaler Hinsicht stellen sich die demographischen 
Ergebnisse dieser Wanderungsprozesse jedoch sehr unterschiedlich dar. in abbil-
dung 4 sind die aggregierten nettomigrationsraten des zeitraums von 1998 bis 2017 
für die landkreise und kreisfreien Städte visualisiert. im rechten teil der abbildung 
sind die nahwanderungen im Umkreis von 75 Minuten Pkw-Fahrzeit herausgerech-
net worden, um den Einfluss von Suburbanisierungsprozessen zu neutralisieren.

Die weiß eingefärbten Regionen haben über den zeitraum von 1998 bis 2017 
Wanderungsverluste von mehr als 6% der Bevölkerung hinnehmen müssen. Sie 
finden sich in den ländlichen geprägten Regionen und dabei vornehmlich im Osten 
der Republik. Die Wanderungsgewinner sind im Süden (Bayern), im norden und 
im Bereich der Metropolen zu finden, wozu neben dem Berliner Raum auch das 
leipziger und Dresdner Gebiet gehören. Dabei haben die Umlandkreise stark von 
den Stadt-Umland-Wanderungen profitiert. Werden diese herausgerechnet, ist 
deren Bilanz schlechter, freilich immer noch besser als die der Regionen ohne 
Metropolbezug. Das räumliche Muster in abbildung 4 passt im Übrigen zum 
Muster des Geschlechtsverhältnisses in abbildung 3. Dies zeigt, dass der Männer- 
überschuss in vielen ländlichen Regionen Ostdeutschlands der überproportionalen 
abwanderung von Frauen geschuldet ist.10

8 Vgl. Kubis, Schneider (2008).

9  Vgl. Bagel et al. (2019).

10 Vgl. Kubis, Schneider (2010).
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Gesamtwanderungen

in %
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aBBildunG 4

nEttOMiGRatiOnSRatE BinnEnWanDERUnG VOn DEUtSCHEn

in %, 1998 bis 2017 aggregiert 

anmerkung: in der rechten abbildung wurden nur Wanderungen über eine Distanz von mehr als 
75 Minuten Pkw-Fahrzeit zwischen den Kreiszentren berücksichtigt. Für die Jahre 2000 und 2001 
sind keine nationalitäten verfügbar, hier wurden die Wanderungen von Deutschen und ausländern 
insgesamt verwendet.

Quelle: Destatis; Berechnung und Darstellung der autoren.
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Die zeitliche Dynamik des räumlichen Musters der Binnenwanderungsprozesse 
wird aus abbildung 5 ersichtlich. Demnach scheint sich der Reurbanisierungs-
trend der frühen 2000er Jahren in den letzten fünf Jahren deutlich abge-
schwächt bzw. sogar umgekehrt zu haben. Die Binnenwanderungsbilanz der 
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Nettomigrationsrate - dünn besiedelte Kreise, in Promille

aBBildunG 5

EntWiCKlUnG DER nEttOBinnEnWanDERUnGSRatE 1998 BiS 2017 naCH REGiOnStyPEn

anmerkung: ausreißerregionen mit Grenzdurchgangslagern wurden bei der Berechnung entfernt 
(Göttingen, Osnabrück, Freudenstadt, trier, Ostprignitz-Ruppin). Werte für 2000 und 2001 sind 
interpoliert, da hier keine information zur nationalität vorliegt.

Quelle: Destatis; Berechnung und Darstellung der autoren.
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Metropolen und Großstädte hat sich gegenüber allen drei weniger verdichteten 
Raumtypen der landkreise – und damit nicht nur im Falle der städtischen Kreise – 
seit 2012 deutlich verschlechtert, sie ist im Falle der Metropolen sogar negativ 
geworden. Ganz generell stellt sich aktuell das Bild in den ländlichen und dünn 
besiedelten Kreisen eher positiv dar – die zeit der hohen Binnenwanderungsver-
luste scheint zumindest aktuell vorbei zu sein. Ferner fällt eine stabile Entwicklung 
ins auge: Die Metropolen haben nahezu konstante Binnenwanderungsgewinne 
gegenüber den kleineren Großstädten zu verzeichnen. in differenzierter Gliederung 
lässt sich überdies nachweisen, dass die ostdeutschen Metropolen schon seit 
geraumer zeit Wanderungsgewinne gegenüber den westdeutschen Metropolen 
und Großstädten verbuchen.

reGiOnale internatiOnalitÄt: 
aussen- und BinnenwanderunG 
vOn auslÄndern

aufgrund der verstärkten zuzüge von ausländischen Staatsbürgern seit 201011 
stellt sich die Frage nach deren regionaler demographischer inzidenz. Dabei ist 
zwischen der unmittelbaren zuwanderung aus dem ausland und der späteren 
Binnenwanderung von ausländern innerhalb Deutschlands zu unterscheiden 
– dies vor allem auch deshalb, weil die zuletzt sehr umfangreiche humanitäre 
zuwanderung durch den Staat zunächst erheblich regional gesteuert wurde, die 
Binnenwanderung hingegen nicht mehr.

Der linke teil von abbildung 6 macht deutlich, dass der zuzug von ausländern 
aus dem ausland stark in die Städte geht, und dabei vor allem in westdeutsche 
Regionen. auf der rechten Seite zeigt sich ferner, dass viele ländliche Regionen 
auch bei der Binnenwanderung von ausländern eher unterdurchschnittlich  
abgeschnitten haben, nicht selten sogar ausländer per saldo an andere Regionen 
in Deutschland verloren haben. Das Resultat dieser regional sehr ungleich verteilten 
Wanderungsbewegungen von ausländern war in abbildung 3 zu sehen – der 
ausländeranteil ist im ländlich geprägten Osten sehr gering. Er nimmt durch 
die starken (regional gesteuerten) nettozuzüge von ausländern zwar zu. Durch 
die Binnenwanderungsverluste wird dieser Effekt aber wieder reduziert, sodass 
die geringeren ausländeranteile in diesen Regionen noch lange Bestand haben 
dürften.

11 Vgl. Fuchs et. al. (2019).
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Außenwanderung von Ausländern

aBBildunG 6

nEttOMiGRatiOnSRatE aUSSEn- UnD BinnEnWanDERUnG VOn aUSlÄnDERn

in %, 1998 bis 2017 aggregiert

Quelle: Destatis; Berechnung und Darstellung der autoren.
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reGiOnale demOGraphische 
eFFekte: FachkrÄFteüBer-
schuss und FachkrÄFtemanGel

Die beschriebene regionale Struktur von Demographie und Migration hat vielfältige 
ökonomische Konsequenzen. abschließend wird der Blick auf die vielleicht 
entscheidende ökonomische Folge dieser Entwicklungen gelenkt, nämlich die 
Verfügbarkeit des Faktors arbeit bzw. das angebot von Fachkräften. Waren 
in den ersten 20 Jahren nach der Wiederherstellung der Deutschen Einheit in 
vielen ostdeutschen Regionen zumindest quantitativ ausreichend arbeitskräfte-
reserven vorhanden, stellt sich die Situation in jüngerer zeit demographiebedingt 
anders dar. abbildung 7 verdeutlicht dies anhand einer zentralen Kennziffer der 
regionalen Fachkräftesituation, der arbeitslosen-Stellen-Relation. Kamen 2004 
im Osten mit fast 2 300 arbeitslosen je 100 offene Stellen rund 3,5mal so viele 
arbeitslose auf eine offene Stelle wie im Westen Deutschlands, so ist der Unter-
schied in den vergangenen Jahren nahezu vollständig verschwunden. im vierten 
Quartal 2019 kamen im Osten nur noch 167 und im Westen 153 arbeitslose auf 
jeweils 100 offene Stellen. Demnach hat sich die Fachkräftesituation im Osten 
nicht nur verschärft, sie hat sich ferner dem westdeutschen niveau nahezu 
angeglichen.
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1998 bis 2019, jeweils viertes Quartal

Quellen: iaB-Stellenerhebung; Statistik der Ba.
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Die angebots-nachfrage-Situation scheint also in Ost und West mittlerweile 
sehr ähnlich, wobei anzumerken ist, dass die arbeitslosenquote im ostdeutschen 
Durchschnitt nach wie vor höher ausfällt. Gleichzeitig ist jedoch die Vakanzquote, 
also der anteil der offenen Stellen am gesamten Stellenbestand, im Osten in den 
vergangenen fünf Jahren ebenfalls höher als im Westen. Dies spricht für ein im 
ökonomischen Sinn immer noch bestehendes Effizienzproblem auf dem ostdeutschen 
 teilarbeitsmarkt. Gerade bei Ungelernten bzw. Personen mit veralteter/obsoleter 
ausbildung ist die arbeitslosenquote 2018 im Osten mit 26,5% deutlich höher 
als im Westen mit 16,1%.

in %

< 2,3
2,3 bis 3,5
3,5 bis 5,1
5,1  bis 7,4
> 7,4

aBBildunG 8

aRBEitSlOSEn-GEMElDEtE-StEllEn-RElatiOn in KREiSEn UnD KREiSFREiEn StÄDtEn

2019, viertes Quartal

Quellen: iaB-Stellenerhebung; Statistik der Ba.
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auch wenn der Ost-West-Vergleich (gerade auf der Fachkraftebene) für einen 
deutlichen Konvergenzprozess der beiden arbeitsmärkte spricht, zeigen sich auf 
der regionalen Ebene weiterhin deutliche Unterschiede (vgl. abbildung 8).  
Dies gilt jedoch in gleichem Maße für alle Regionen in Deutschland. Die arbeits- 
losen-Gemeldete-Stellen-Relation12 bewegte sich im Dezember 2019 zwischen 
90 arbeitslosen je 100 gemeldete offene Stellen im landkreis Donau-Ries und 
1 076 arbeitslosen je 100 gemeldete offene Stellen in der kreisfreien Stadt 
Gelsenkirchen.

im Osten Deutschlands weist der Kyffhäuserkreis mit 1 042 arbeitslosen je 100 
gemeldete offene Stellen den höchsten Wert und die kreisfreie Stadt Jena mit 
132 arbeitslosen je 100 gemeldete offene Stellen den niedrigsten Wert aus.  
auffällig ist der Kontrast mit einer sehr positiven arbeitsmarktentwicklung im 
Süden thüringens und vergleichsweise schlechten arbeitsmarktzahlen südlich  
des Harzes. im gesamtdeutschen Durchschnitt kamen im Dezember 2019 auf 
rund 330 arbeitslose 100 gemeldete Stellen, im Osten 385 und im Westen  
310 arbeitslose je 100 gemeldete Stellen. Für den gleichen Stichtag weist die 

12 Die zahl der offenen Stellen auf Basis der iaB-Stellenerhebung liegt nur für Ost- und West-
deutschland vor. Sie setzt sich aus den der Bundesagentur mit Vermittlungsauftrag gemeldeten 
offenen Stellen und den der Bundesagentur nicht gemeldeten offenen Stellen zusammen.
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2019, viertes Quartal; in %

Quellen: iaB-Stellenerhebung; Statistik der Ba.
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Bundesagentur für arbeit eine arbeitslosenquote (bezogen auf alle zivilen Erwerbs- 
personen) von 4,7% im Westen und 6,4% im Osten aus. Die höchsten arbeitslosen- 
quoten sind im Durchschnitt in den Großstädten unter 500 000 Einwohnern 
sowie zusätzlich im Osten in den dünn besiedelten ländlichen landkreisen zu 
finden (vgl. abbildung 9). Parallel dazu fällt bei der Betrachtung der verschiedenen 
Raumtypen auf, dass in Metropolen mit mindestens 500 000 Einwohnern der 
höchste Stellenbestand zu finden ist. Dies gilt gerade vor dem Hintergrund, 
dass die Verteilung der arbeitslosenquoten (insbesondere in den westdeutschen 
Metropolen) diesen anstieg nicht widerspiegelt.

FaZit
Die demographischen Prozesse haben die räumliche Verteilung der arbeitskräfte 
in Deutschland über die letzten 30 Jahre hinweg den ökonomischen Gegeben-
heiten angepasst. Die wirtschaftsstarken (west- und ostdeutschen) Metropolen 
und viele Großstädte haben aufgrund hoher löhne und besserer Beschäftigungs-
chancen arbeitskräfte angezogen, sowohl hinsichtlich der Binnen- als auch der 
außenwanderung. Die ländlichen Räume haben sich demgegenüber ausgedünnt, 
vor allem in Ostdeutschland. Was anfangs als Entspannung am arbeitsmarkt 
gewirkt hat, wurde in jüngerer Vergangenheit zusehends zur großen Belastung für 
die dort ansässigen Betriebe. Der Überschuss an Fachkräften verwandelte sich 
vielerorts in einen Fachkräfteengpass.

Vor dem Hintergrund dieser sich anspannenden Fachkräftesituation gerade 
auch in den ländlich geprägten ostdeutschen Regionen stellt sich die Frage, 
welche Chancen im Hinblick auf die (internationale) zuwanderung bestehen, 
wenn zusätzliche arbeitskräftepotenziale erschlossen werden sollen. Die nähe 
zu den nachbarländern tschechien und Polen könnte in diesem Sinne Hand-
lungsoptionen eröffnen. Jedoch zeigt sich gerade hier, dass tschechien im 
europäischen Vergleich die niedrigste arbeitslosenquote hat und dem eigenen 
nachwuchs zunehmend reizvolle Perspektiven im eigenen land bietet. auch der 
Wanderungssaldo mit Polen hat sich nach starker zuwanderung im Rahmen der 
EU-Osterweiterungsprozesse mittlerweile deutlich beruhigt. Unabhängig von der 
zuwanderung aus nachbarländern scheint die Wanderung von ausländern ganz 
generell am ländlichen Raum in Ostdeutschland weitgehend vorbeizugehen. Die 
gezeigten Befunde sprechen dafür, dass selbst die regional gesteuerte zuwanderung 
humanitärer art keine dauerhaften Wanderungsgewinne in diesen Regionen 
erzeugen wird, da die nachfolgende Binnenwanderung in Richtung Westen bzw. 
in die großen Städte geht. Dies dürfte in erster linie der Verteilung der jeweiligen 
Diaspora geschuldet sein – die ausländer wandern dorthin, wo bereits ausländer 
ihrer eigenen Ethnie wohnen. Dieser Effekt verstärkt die ohnehin größere  
attraktivität von Metropolen für ausländische zuwanderer, er ist kaum umkehrbar. 
Vor diesem Hintergrund ist nicht damit zu rechnen, dass ein starker anstieg der 
zuwanderung die Fachkräftesituation im Osten Deutschlands in nächster zeit 
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entspannen wird. Dies gilt umso mehr, als ganz allgemein nicht damit zu rechnen 
ist, dass die zuwanderung nach Deutschland in den nächsten Jahren auf dem 
gegenwärtig hohen niveau verbleibt. Gerade die in den vergangenen zehn Jahren 
besonders bedeutsame nettozuwanderung aus der EU dürfte mittelfristig er-
heblich zurückgehen.13 Damit bleibt den schrumpfenden und alternden Regionen 
als anpassungsstrategie einerseits die noch bessere ausschöpfung bestehender 
arbeitskräftereserven – die arbeitslosenquote ist im ostdeutschen ländlichen 
Raum im Raumtypenvergleich immer noch am höchsten. andererseits gilt es, 
das geringer werdende arbeitskräftepotenzial mit Hilfe neuer technologischer 
Entwicklungen auszugleichen. Es kommt darauf an, in den arbeitssparenden 
technischen Fortschritt zu investieren bzw. diesen zu fördern. aber auch das ist 
unter den Bedingungen alternder Belegschaften eine große Herausforderung für 
die betroffenen Regionen.
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einleitunG
Was treibt regionale Entwicklung? Warum wachsen einige Regionen schneller als 
andere? Diese Fragen stehen im Mittelpunkt regionalökonomischer Forschung. 
Einen besonderen anwendungsfall stellen die ökonomischen anpassungsprozesse 
im Gefolge der Wiederherstellung der Deutschen Einheit dar. nach einem fulmi-
nanten Start in der ersten Hälfte der 1990er Jahre hat sich der aufholprozess seit 
Mitte der 1990er Jahre verlangsamt und kommt seitdem nur noch in sehr kleinen 
Schritten voran. im Jahr 2017 betrug die Produktivität Ostdeutschlands (mit 
Berlin) 82% des westdeutschen niveaus. Über die Ursachen dieses Rückstands 
gibt es intensive Diskussionen.1

Der vorliegende Beitrag rückt das Humankapital in den Fokus der Überlegungen. 
Die einschlägige literatur weist ihm eine tragende Rolle als treiber regionaler 
Entwicklung zu. Die Verteilung des Humankapitals im Raum divergiert dabei 
zunehmend, und zwar überall auf der Welt. nicht nur in Deutschland, sondern 
auch in vielen anderen industrieländern, wie etwa den USa und Kanada, hat 
sich der Humankapitalbestand besonders in jenen Regionen erhöht, die schon 
anfang der 1970er Jahren zu den hochqualifizierten Regionen zählten.2 in jenen 
Regionen ging diese Entwicklung mit positiven Effekten auf das Bevölkerungs-, 
Beschäftigungs- und Einkommenswachstum einher. im Gegensatz dazu stagnierten 
Regionen mit geringerer anfänglicher Humankapitalausstattung oder erlitten 
Wohlstandsverluste.3 Es wird ein rise of the skilled region deutlich.4

Verschiedene theoretische ansätze bieten Erklärungen für die zunehmend unglei-
che Verteilung des Humankapitals im Raum. Glaeser et al. (2001) argumentieren 
beispielsweise, dass sich das höhere ausgangsniveau des regionalen Humankapitals 
mit der zeit selbst verstärkt hat. neuere Studien verlegen ihren Erklärungsschwer-
punkt jedoch zunehmend auf die zusammensetzung der regionalen Qualifikations-
struktur als Erklärungsfaktor für die akkumulation von Humankapital im Raum. So 
bemerkt Poelhekke (2013), dass regionale Entwicklungsprozesse zunehmend davon 
abhängen, ob in Regionen die richtige Kombination von Kompetenzen vorzufinden 
ist. Dies steht im Einklang mit Florida et al. (2008), die feststellen, dass die regio-
nale akkumulation von Humankapital durch das zusammenspiel von Menschen mit 
verschiedenen qualifikationsintensiven tätigkeiten getrieben wird.

* alexander Kubis: institut für arbeitsmarkt- und Berufsforschung.

1 Vgl. iWH (2019).

2 Vgl. Glaeser, Berry (2005).

3 Vgl. Florida et al. (2008).

4 Vgl. Glaeser, Saiz (2004).
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Dahinter steht die Überlegung, dass lernprozesse dann am besten gelingen, wenn 
sie verwandtes Wissen teilen bzw. akteure mit verwandten Wissensbeständen 
zusammenführen. Verwandtes Wissen zeichnet sich durch einen gewissen Grad 
an kognitiver Distanz (bspw. unterschiedliche Perspektiven auf gleiche themen 
wie in der interdisziplinären Forschung) aus, der erst effektive Kommunikation 
ermöglicht.5 Kognitive Distanz kann dabei in mehrerlei Hinsicht bestehen, wenn 
sich Menschen in unterschiedlichen Umgebungen entwickeln. Bisher haben 
die meisten Studien die kognitive Distanz im Hinblick auf technologisches oder 
industrielles Wissen interpretiert.6 in dieser Betrachtung wurde jedoch bislang die 
Rolle beruflicher Strukturen vernachlässigt. Berufe beeinflussen wesentlich, wie 
Menschen Wissen wahrnehmen, interpretieren und bewerten.7 aggregiert auf 
regionaler Ebene kann das Berufs- und damit Kompetenzportfolio folglich die  
Potenziale zur Humankapitalakkumulation beschränken und zugleich die Fähig-
keit, neue Berufsgruppen in Regionen zu etablieren und damit neue Kompetenzen 
zu erlangen, erschweren.8

Der folgende Beitrag betrachtet die Entwicklung der beruflichen  
Ko-Spezialisierung (bspw. die gemeinsame Präsenz verschiedener Berufsgruppen 
wie unterschiedliche typen von ingenieuren, naturwissenschaftlern, Managern, 
Designern etc. in einer Region) des Verarbeitenden Gewerbes in Deutschland 
und trägt zum Verständnis der Frage bei, warum und wie Qualifikationen in Ost- 
und Westdeutschland in diesem Sektor akkumuliert werden. Die Fokussierung 
auf das Verarbeitende Gewerbe erfolgt, da dieser Sektor trotz des Wandels zur 
Dienstleistungsgesellschaft weiterhin in großen teilen als treiber für die positive 
wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands angesehen wird. Der Beitrag betont 
die Relevanz der räumlichen interdependenz von Berufsstrukturen – bspw. der 
Präsenz von humankapitalintensiven Berufen in einer arbeitsmarktregion, deren 
austausch Wissens-Spillover fördert. Dahinter steht die Vorstellung, dass die be-
rufliche zusammensetzung einer Region für die akkumulation von Humankapital 
durch ihre auswirkung auf den Eintritt (austritt) von räumlich inter dependenten 
(unabhängigen) beruflichen Spezialisierungen von Bedeutung ist. Das heißt, dass 
die jeweilige berufliche zusammensetzung einer Region sie in einem so genannten 
occupation space positioniert, von dem man sich zukünftige regionale Diversifi-
kationsmöglichkeiten verspricht, was Chancen für ein weiteres aufholen Ost-
deutschlands an die westdeutsche Wirtschaftsleistung bedeuten könnte.

5 Vgl. nooteboom (1992); nooteboom (2000).

6 Vgl. neffke et al. (2011); Boschma et al. (2015).

7 Vgl. Markusen (2004).

8 Vgl. Muneepeerakul et al. (2013); Shutters et al. (2016).
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Das nächste Kapitel beschreibt das Konzept zur Messung der Ko-Spezialisierung 
bzw. der räumlichen interdependenz beruflicher Strukturen in Deutschland. Das 
darauffolgende Kapitel behandelt zunächst die Positionierung von Deutschland 
innerhalb des occupation space für das Jahr 2010. Ein weiterer Schritt der analyse 
nimmt eine regional differenzierte Betrachtung für Ost- und Westdeutschland 
vor. Von besonderem interesse ist, wie sich die Dynamik von beruflichen Speziali-
sierungen auf der Ebene der arbeitsmarktregionen in den beiden landesteilen im 
zeitraum von 1992 bis 2010 entwickelt hat. Das letzte Kapitel fasst die Ergebnisse 
zusammen und erörtert anknüpfungspunkte für die Wirtschaftspolitik.

die messunG rÄumlicher  
interdependenZen BeruFlicher 
strukturen in deutschland

Für die abbildung der beruflichen Ko-Spezialisierungsmuster in Deutschland 
nutzt der Beitrag die räumliche Verteilung der Berufe (Berufsordnungen nach 
Klassifikation der Berufe, KldB, 1988 des iaB) auf Ebene der arbeitsmarkt- 
regionen für das Jahr 2010. arbeitsmarktregionen stellen funktionalräumliche 
Einheiten aus Kreisen bzw. kreisfreien Städten dar, die im Wesentlichen auf 
Pendlerverflechtungen beruhen. arbeitsmarktregionen repräsentieren für diesen 
zweck die ideale analyseeinheit, da sie sich am regionalen interaktionspotenzial 
der wirtschaftlichen akteure orientieren. Wir folgen Muneepeerakul et al. (2013) 
und berechnen zunächst den jeweiligen lokationsquotienten LQi

(m) eines Berufs i

wobei xi
(m) die anzahl der Beschäftigten in Beruf i und arbeitsmarktregion m ist. 

Werte des LQi, die größer als 1 sind, implizieren, dass die arbeitsmarktregion m 
auf diesen Beruf spezialisiert ist, was bedeutet, dass der anteil einer Region m am 
Beruf i höher ist als der der durchschnittlichen Region Deutschlands. Um ferner 
die Beziehung zwischen verschiedenen Berufen im Raum zu erfassen, definieren 
Muneepeerakul et al. (2013) und Shutters et al. (2016) die räumliche inter- 
dependenz (ϕ) zwischen zwei Berufen i und j als:
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wobei M, M', M'' zufällig ausgewählte arbeitsmarktregionen sind. Das Vorzeichen 
von ϕ beschreibt die art der Beziehung zwischen zwei Berufen:

•	 ϕij > 0 – die Berufe i und j sind positiv im raum verbunden,

•	 ϕij > 0 – die Berufe i und j sind unabhängig voneinander,

•	 ϕij > 0 – die Berufe i und j sind negativ im raum verbunden.

Die Werte von ϕ erlauben folglich eine Beurteilung, ob die Ko-Spezialisierung der 
Berufe in einer eher unterstützenden oder konfligierenden Beziehung steht. Ein 
Wert von – 1 bedeutet beispielsweise, dass die Berufe i und j in keiner arbeits-
marktregion in Deutschland gemeinsam spezialisiert sind.

neben der individuellen Untersuchungsebene auf Basis der Berufsordnungen der 
KldB 1988 erfolgt auch eine Kategorisierung bzw. aggregation der Berufe nach 
der von Blossfeld (1987) entwickelten Klassifikation von funktionalen Berufs-
gruppen. Diese unterscheidet Berufe grundsätzlich nach drei Gruppen der oberen 
Ebene – Produktion, Dienstleistungen und Verwaltung – und ordnet die Berufe 
innerhalb dieser Kategorien nach der art der für die tätigkeit erforderlichen 
Fähigkeiten ein. Diese werden wie folgt abgegrenzt:

•	 ungelernte arbeiter – die sowohl einfache manuelle tätigkeiten (Sim_Ma-
nual_Occ – bspw. anteil von ungelernten von 60%), dienstleistungs- (Sim_Ser-
vice_Occ – bspw. einfache persönliche dienstleistungen) oder auch verwaltungs-
aufgaben (Sim_Admin_Occ) ausführen,

•	 qualifizierte arbeiter – die sowohl qualifizierte manuelle tätigkeiten (Qual_Ma-
nual_Occ) als auch routinemäßige service- (Qual_Service_Occ) oder verwaltungs-
aufgaben (Qual_Admin_Occ) sowie in teilen auch kompliziertere arbeitsaufgaben 
(Techniker) ausführen; zu dieser Gruppe gehören auch Semi-Professionen (dienst-
leistungsberufe, die wissenschaftlich ausgerichtet sind) und 

•	 hochqualifizierte arbeiter – mit einem hohen anteil an nicht-routine-aufgaben 
wie Manager (Manager), ingenieure (R&D_Occ) und Professionen (freie Berufe 
sowie hochqualifizierte dienstleistungsberufe).
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die rÄumliche interdepen-
denZ BeruFlicher strukturen 
im verarBeitenden GewerBe

erGeBnisse Für deutschland 

in abbildung 1 findet der beschriebene ansatz eine erste anwendung. Die ab- 
bildung zeigt den occupation space für das Verarbeitende Gewerbe in Deutschland 
im Jahr 2010. Das Histogramm von ϕ (vgl. abbildung 1a) macht deutlich, dass 
die Mehrzahl der Beziehungen zwischen Berufen (Berufsordnungen nach KldB 
1988) durch eine positive räumliche interdependenz zueinander gekennzeichnet 
ist. nur etwa 1% der Werte von ϕ liegen bei –1. Durch negative Werte von ϕ sind 
19,4% der bilateralen Verbindungen von Berufen charakterisiert. Diese Ergeb-
nisse für Deutschland sind vergleichbar mit denjenigen von Muneerpeerakul et al. 
(2013) für die USa.

abbildung 1b erlaubt detaillierte Einblicke in die netzwerkdarstellung des occu-
pation space. Die Knoten der abbildung stellen dabei den jeweiligen Beruf dar. 
Die Kanten geben den Grad der bilateralen räumlichen interdependenz (ϕ) an. 
Da eine beträchtliche anzahl vernachlässigbar niedriger interdependenzwerte 
zwischen den Berufsordnungen besteht, basiert diese Darstellung auf den  
top-5 000-Verbindungen.

Die netzwerkdarstellung zeigt, dass Berufe mit höheren Qualifikationsanforde-
rungen aufgrund ihrer höheren allgemeinen räumlichen interdependenz zentraler 
im occupation space angesiedelt sind. Dies gilt insbesondere für Berufe, die eine 
nähe zu Forschung und Entwicklung (FuE) aufweisen (R&D_Occ), aber auch für 
das Management (Manager) sowie hochqualifizierte Dienstleistungsberufe. Mehr 
noch, das Vorhandensein starker roter linien deutet zudem auf hohe bilaterale 
interdependenzen zwischen diesen Berufen im Raum hin. Folglich ist das zentrum 
des occupation space durch hochgradig räumliche interdependente, human- 
kapitalintensive Berufe gekennzeichnet. im Gegensatz dazu wird der äußere Rand 
des occupation space von einfachen Berufen dominiert (gekennzeichnet durch die 
hellblauen, blauen und rosafarbenen Kreise). Obwohl diese Berufe im Hinblick 
auf die relativen Beschäftigungsanteile bedeutend sind, weisen sie allgemein 
niedrige räumliche interdependenzen (insbesondere mit hochqualifizierten 
Berufsordnungen) auf.

abbildung 2a aggregiert die Werte für die räumliche interdependenz ϕ innerhalb 
und zwischen den elf funktionalen Berufsgruppen nach Blossfeld (1987) in einer 
Matrixdarstellung. Sie bestätigt, dass das Vorhandensein hoher Werte (starke 
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DER BERUFSRaUM – OCCUPATIOn SPACE DES VERaRBEitEnDEn GEWERBES  
in DEUtSCHlanD

a) Histogramm der räumlichen Interdependenz (ϕ)

b) Netzwerkdarstellung des occupation space einschließlich der Top-5 000-Verbindungen 
zwischen diesen Berufen

anmerkung: a) 72 (von 115 934) sehr große Werte von ϕ fehlen. Diese Werte sind das Ergebnis von 
Ko-Spezialisierungen seltener Berufe in gleichen arbeitsmarktregionen. – b) Die Stärke der linie 
der Verbindung stellt den Verbundenheitswert zwischen zwei Berufen dar. Die Knoten sind mit der 
nummer ihrer Berufsordnung versehen. Die Größe der Knoten gibt den anteil der Beschäftigten in 
diesem Beruf an allen Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe an, die Farbe spiegelt die jeweilige 
Kategorie der Berufsklassifikation nach Blossfeld (1987) wider.

Quellen: Blossfeld (1987); Darstellung der autoren.
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räumliche interpendenz) entlang der Diagonale fast nur bei qualifizierten und 
hochqualifizierten Berufen gegeben ist. Dies bedeutet, dass die räumliche inter-
dependenz innerhalb der Berufsgruppen mit steigendem Humankapital gehalt 
zunimmt. zudem gibt es auch abseits der Hauptdiagonale dunkle Bereiche. Sie 
weisen auf starke räumliche interdependenzen zwischen qualifizierten und hochquali-
fizierten Berufen innerhalb der Gruppen der oberen Ebene hin. Dies macht deutlich, 
dass das gleichzeitige auftreten von beruflichen Ko-Spezialisierungen innerhalb 
(hoch-)qualifizierter Berufskategorien wahrscheinlicher ist, unabhängig von der 
ausführung von Produktions-, Dienstleistungs- oder Verwaltungsaufgaben im 
Verarbeitenden Gewerbe. Die gegenteilige interpretation gilt für die einfachen 
manuellen Dienstleistungs- oder Verwaltungskategorien. im allgemeinen sind sie 
durch geringere räumliche interdependenzen innerhalb ihrer jeweiligen Gruppe 
gekennzeichnet. Darüber hinaus kennzeichnet sie auch geringere Werte räum-
licher interdependenz mit anderen Berufsfunktionen im Raum.

abbildung 2b beschreibt die Veränderungen von ϕ im zeitraum von 1995 bis 
2010. Dabei weisen leere Felder auf negative Werte (wachsende konfligierende 
Ko-Spezialisierung) hin, während die dunklere Einfärbung auf steigende  
Werte der räumlichen interdependenz hinweist. abbildung 2b ergänzt somit  
abbildung 2a, indem sie zeigt, dass sich in den vergangen zwei Jahrzehnten  
deutliche Veränderungen in der räumlichen interdependenz beruflicher  
Strukturen vollzogen haben und dass diese Entwicklung insbesondere berufliche 
Funktionen mit höheren Qualifikationsniveaus im Sinne steigender räumlicher 
interdependenzen betrifft. Dies gilt insbesondere für produktionsbezogene 
Dienstleistungsberufe, aber auch für Funktionen mit höheren Qualifikations- 
niveaus. im Gegensatz dazu verlieren alleinige Produktionsaufgaben wie einfache 
(Sim_Manual_Occ) oder qualifizierte manuelle tätigkeiten (Qual_Manual_Occ) an 
räumlicher interdependenz mit hochqualifizierten Berufsfunktionen wie Mana-
gern (Manager), ingenieuren (R&D_Occ) und Dienstleistungen im all- 
gemeinen (mit ausnahme der einfachen Dienstleistungen).
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aBBildunG 2

RÄUMliCHE intERDEPEnDEnzEn

a) Durchschnittliche Verbundenheit ϕ innerhalb und zwischen funktionalen Berufsgruppen nach 
Blossfeld (1987) im Jahr 2010)

b) Wachstumsfaktor der mittleren Verbundenheit ϕ innerhalb und zwischen funktionalen Berufs-
gruppen im Zeitraum von 1995 bis 2010

anmerkung: Weiße Felder stellen negative Werte dar.

Quellen: Blossfeld (1987); Darstellung der autoren.
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reGiOnal diFFerenZierte BetrachtunG: erGeBnisse 
Für Ost- und westdeutschland

abbildung 3 nimmt nun eine die regionale Perspektive ein, um Unterschiede 
im Spezialisierungsmuster des Verarbeitenden Gewerbes in Ost- und West-
deutschland9 zu identifizieren. Die analyse folgt Hidalgo et al. (2007) und hält 
den occupation space konstant. Die abbildungen 3a und 3b zeigen die Ergebnisse 
für beide landesteile. Berufe mit einem LQ > 1 in Ost- bzw. Westdeutschland 
sind durch Quadrate gekennzeichnet. Die Positionierung der beiden Regionen 
unterscheidet sich erheblich. Ostdeutschland ist im Verarbeitenden Gewerbe auf 
Berufe spezialisiert, die fast ausschließlich am äußeren Rand des occupation space 
angesiedelt sind. Dabei dominieren einfache und qualifizierte manuelle  
Berufe sowie einfache Dienstleistungsberufe mit durchschnittlich niedriger  
räumlicher interdependenz. Folglich ist das Spezialisierungsprofil Ostdeutschlands 
im Verarbeitenden Gewerbe durch Berufe mit fehlender räumlicher inter- 
dependenz mit hochqualifizierten, primär im Kern des Berufsraumes ange- 
siedelten Berufsordnungen gekennzeichnet. Dies kann ungünstige auswirkungen 
in Bezug auf das regionale Potenzial für Wissens-Spillover, aber auch für zukünftige 
Diversifikationsprozesse und damit auf die langfristige regionale Entwicklung 
haben, was einem weiteren aufholprozess Ostdeutschlands an das westdeutsche 
niveau nicht zuträglich wäre.

im Gegensatz dazu bestehen in Westdeutschland berufliche Spezialisierungen 
im gesamten occupation space und insbesondere in der Mehrzahl der zentral ge-
legenen Berufe. Dazu gehören die breite Palette fast aller FuE-Berufe, wichtige 
Managementtätigkeiten (751 – Unternehmer, Geschäftsführer, Bereichsleiter; 
752 – Unternehmensberater; 753 – Wirtschaftsprüfer, Steuerberater, Verwaltungs-
berufe), qualifizierte Verwaltungsberufe (681 – Großhandel; 703 – Wer bung; 
774 – Datenverarbeitungsfachleute; 781 – Bürofachleute) und weitere akademische 
bzw. hochqualifizierte Berufe (813 – Rechtsvertreter, Berater; 881 – Wirtschafts- 
und Sozialwissenschaftler). Dies lässt den Schluss zu, dass Westdeutschland eine 
vorteilhaftere Position in Bezug auf die regionale akkumulation von Human-
kapital und damit funktionale Umstrukturierung des Verarbeitenden Gewerbes in 
Deutschland einnimmt.

9 Wegen seiner Sonderstellung als Bundeshauptstadt ist Berlin von der analyse ausgeschlossen.
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aBBildunG 3

DER OCCUPATIOn SPACE in OSt- UnD WEStDEUtSCHlanD

a) Die Spezialisierung von Ostdeutschland im occupation space

b) Die Spezialisierung von Westdeutschland im occupation space

anmerkung: abbildung 3a: Berufe mit einem LQ > 1 sind als Vierecke gekennzeichnet. 

abbildung 3b: Berlin wurde in die analyse als dritte Region integriert. Daher verbleiben manche 
Berufe als unspezialisiert in beiden Darstellungen.

Quelle: Darstellung der autoren.
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Die abschließenden Schritte der analyse nehmen eine dynamische, regionale 
Perspektive ein, um zu zeigen, wie sich die beruflichen Spezialisierungsmuster im 
zeitraum von 1992 bis 2010 verändern. Die bisherigen ausführungen beruhten 
im Wesentlichen auf analysen für das Jahr 2010. Die analyse berücksichtigt die 
kumulierte anzahl von Eintritten in und austritten aus regionalen Berufsspezia- 
lisierungen auf Ebene der arbeitsmarktregionen in Ost- und Westdeutschland in 
den zeiträumen von 1992 bis 1995, 1996 bis 2000, 2001 bis 2005 und 2006 
bis 2010. Diese Betrachtung ist wiederum an das Vorgehen von Hidalgo et al. 
(2007) angelehnt. Wie abbildung 3 deutlich gemacht hat, nehmen Ost- und 
Westdeutschland, obwohl beide Regionen durch signifikante Beschäftigtenanteile 
des Verarbeitenden Gewerbes gekennzeichnet sind, unterschiedliche aufgaben 
mit unterschiedlichem Qualifikationsniveaus in diesem Sektor wahr. Dabei erfüllen 
arbeiter in ostdeutschen Regionen aufgaben mit geringerem Qualifikations- 
niveau und niedriger räumlicher interdependenz. 

Westdeutschland Ostdeutschland

funktionale 
Berufsgruppe

Eintritt in 
berufliche  
Speziali-

sierungen

austritte aus 
beruflichen 

Speziali-
sierungen

Verhältnis von 
Eintritten zu 

austritte 

Eintritt aus 
beruflichen 

Speziali-
sierungen

austritte aus 
beruflichen 

Speziali-
sierungen

Verhältnis von 
Eintritten zu 
austritten

Sim_Manual_Oocc 1 318 1 802 0,73 882 1 135 0,78

Qual_Manual_Occ 538 822 0,65 390 611 0,64

Technicians 314 364 0,86 178 204 0,87

R&D_Occ 183 152 1,20 118 157 0,75

Sim_Service_Occ 779 1082 0,72 437 578 0,76

Qual_Service_Occ 979 1031 0,95 414 588 0,70

Semi-Professionen 410 392 1,05 152 271 0,56

Professionen 394 463 0,85 172 209 0,82

Sim_Admin_Occ 155 203 0,76 68 121 0,56

Qual_Admin_Occ 329 371 0,89 160 217 0,74

Manager 114 119 0,96 32 66 0,48

insgesamt 5 513 6 801 0,81 3 003 4 157 0,72

taBelle 

EintRittE in UnD aUStRittE aUS DER BERUFliCHEn SPEzialiSiERUnG in 
WESt- UnD OStDEUtSCHlanD

anmerkung: aggregierte absolute Häufigkeiten des Eintritts in und austritts aus beruflichen  
Spezialisierungen in Ost- und Westdeutschland auf Ebene der arbeitsmarktregionen in vier  
Untersuchungszeiträumen (1992 bis 1995; 1995 bis 2000; 2000 bis 2005; 2005 bis 2010).  
Berlin ist von der analyse ausgeschlossen.

Quelle: Berechnungen der autoren.
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Die tabelle macht deutlich, dass die unterschiedliche Positionierung Ost- und 
Westdeutschlands im Verarbeitenden Gewerbe das Ergebnis eines langfristigen 
Prozesses des funktionalen Strukturwandels darstellt. Dabei zeigt sich eine 
grundsätzliche höhere Persistenz (höhere Dynamik) räumlicher Spezialisie-
rungsmuster in Westdeutschland (Ostdeutschland). zudem ist die Entwicklung 
Ostdeutschlands durch eine höhere Bedeutung der austritte aus beruflichen 
Spezialisierungen gekennzeichnet. Diese Entwicklung in Ostdeutschland durch-
zieht alle beruflichen Funktionen und tritt besonders stark bei der Gruppe der 
Manager, der Semi-Professionen und den qualifizierten manuellen tätigkeiten 
hervor. So offenbart die Betrachtung der Berufsstrukturen das klassische Bild als 
„verlängerte Werkbank“ mit einem Mangel bzw. einem fortschreitenden Verlust 
an klassischen Entscheidungsfunktionen.

in Westdeutschland führt dieser funktionale Strukturwandel zu einer aufwertung 
humankapitalintensiver beruflicher Spezialisierungen. So zeigen sich insbesondere 
bei den FuE-Berufen (R&D_Occ) und den wissenschaftlich ausgerichteten 
Dienstleistungsberufen mehr Eintritte als austritte in regionale Spezialisierungen, 
während in der Regel in den anderen Bereichen mit steigendem Humankapital- 
gehalt der funktionalen Gruppe sich auch das Verhältnis von Eintritten und 
austritten annähert. Folglich ist es den westdeutschen arbeitsmarktregionen in 
diesem zeitraum gelungen, den funktionalen Strukturwandel im Sinne einer auf-
wertung der ausgeübten tätigkeiten im Verarbeitenden Gewerbe zu vollziehen. 
Ostdeutschland sieht sich stattdessen einem generellen Verlust verschiedenster 
Funktionen im Verarbeitenden Gewerbe gegenüber, welche insbesondere in den 
humankapitalintensiven Bereichen überproportional deutlich ausfallen.

ZusammenFassunG und  
ausBlick

Elementare Prozesse der Entwicklung von Regionen werden durch den Grad 
der räumlichen interdependenz wirtschaftlicher aktivitäten angetrieben. Der 
vorliegende Beitrag zeigt, dass hierzu auch das Muster regionaler beruflicher 
Spezialisierungen zählt. Die analyse der regionalen ausstattung mit und die 
Dynamik von verschiedenen beruflichen Spezialisierungen ist von Bedeutung, da 
die räumliche Verteilung von humankapitalintensiven arbeitsplätzen und damit 
von hochqualifizierten Beschäftigten eine wesentliche Determinante des zukünf-
tigen regionalen Wachstums ist.10 Die vorliegende Studie analysierte hierzu die 
Entwicklung der funktionalen Spezialisierung des Verarbeitenden Gewerbes in 
Ost- und Westdeutschland. Während beide Regionen durch eine gewisse Dynamik 

10 Vgl. Feser (2003).
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in der Veränderung der Spezialisierungsmuster charakterisiert werden können 
und die Prozesse des Eintretens in und ausscheidens aus der beruflichen Speziali-
sierung in beiden Regionen ähnlich ablaufen, unterscheidet sich die lokalisierung 
beider landesteile im occupation space erheblich. Während Westdeutschland auf 
Berufe mit durchschnittlich höheren Qualifikationsanforderungen und höheren 
Verwandtschaftsgraden im Raum spezialisiert ist, ist Ostdeutschland auf Berufe 
spezialisiert, die sich vor allem im äußeren Bereich dieses Berufsraumes befinden. 
Die beruflichen Spezialisierungen sind hier vor allem durch geringere Qualifika-
tionsanforderungen und geringere Verwandtschaftsgrade mit den qualifikations-
intensiveren Berufen gekennzeichnet. Wenn man eine dynamische Perspektive 
einnimmt, trägt der Prozess der funktionalen Umstrukturierung im Verarbeitenden 
Gewerbe sogar zur Verschärfung dieser Situation für Ostdeutschland bei. Die 
ostdeutschen arbeitsmarktregionen verlieren kontinuierlich an beruflicher  
Kohärenz in höheren Qualifikationsstufen. Diese Erkenntnisse sind eine wichtige 
Ergänzung der bisher in der Regionalanalyse Ostdeutschlands überwiegend industrie- 
orientierten Perspektive, und sie sind von großer Bedeutung, da Regionen 
mit höheren Qualifikationsausstattungen besser in der lage sein dürften, den 
jüngsten technologischen Wandel zu bewältigen.11 Daher sollten die politischen 
Bemühungen einen größeren Schwerpunkt auf die berufliche zusammensetzung 
der arbeitsplätze im ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe werfen. anderenfalls 
dürfte sich die funktionale Kluft weiter verstärken, da die fehlende räumliche 
interdependenz mit hochqualifizierten beruflichen Spezialisierungen in Ost-
deutschland die künftigen Möglichkeiten zum Eintritt in diese Berufsfunktionen 
untergraben könnte und damit dem weiteren aufholprozess Ostdeutschlands 
gegenüber Westdeutschland entgegensteht.

Welche konkreten wirtschaftspolitischen instrumente stehen dafür zur Ver-
fügung? Die Förderung strukturschwacher Regionen in Deutschland (hierzu 
gehören vor allem die investitionszuschüsse im Rahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“) nahm bisher vor allem 
die anzahl neu geschaffener bzw. zumindest gesicherter arbeitsplätze in den 
Blick. auch wenn die Politik in den letzten Jahren bereits auf die art der mit  
Förderung unterstützten arbeitsplätze, d. h. etwa Qualifikationsprofil, Entlohnung 
usw., achtete, so hat das Beschäftigungsziel nach wie vor eine herausgehobene 
Bedeutung. in zeiten des Fachkräftemangels und Wandels zur Dienstleistungs- 
gesellschaft besteht zudem nicht mehr zwingend die notwendigkeit, die bloße 
zahl von arbeitsplätzen als die primäre zielgröße der wirtschaftspolitischen Maß-
nahmen zu betrachten. Vielmehr sollte es darum gehen, aspekte mit der Förderung 
zu adressieren, die auf eine funktionale aufwertung industrieller Strukturen und 
damit eine Stärkung der Produktivität hinauslaufen.12 Damit würden zugleich 

11 Vgl. autor et al. (2013).

12 Vgl. Brachert et al. (im Erscheinen).
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Prozesse des (positiven) Strukturwandels ermöglicht und die bloße Erhaltung  
von Strukturen mit geringem Spillover-Potenzial verhindert. Der vorliegende 
Beitrag argumentierte, dass eine große Breite an verschiedenen humankapital- 
intensiven beruflichen Kompetenzen in der Region Chancen für Diversifizierung, 
Erneuerung und Humankapitalakkumulation eröffnet – allesamt Faktoren, die 
die einschlägige regionalökonomische und wirtschaftsgeographische literatur mit 
einer positiven Wirtschaftsentwicklung von Regionen in Verbindung bringen.
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öFFentliche  
FinanZen und  
reGiOnale  
entwicklunG

JOachim raGnitZ*
leiter der abteilung Strukturwandel am iWH von 1994 bis 2007



das prOBlem: reGiOnale wOhl-
standsunterschiede

Deutschland ist durch erhebliche regionale Unterschiede in der Wirtschaftskraft 
gekennzeichnet. Die wirtschaftsstärksten Regionen (gemessen am Bruttoinlands-
produkt je Erwerbstätigen) auf der Kreisebene sind die kreisfreien Städte Wolfs-
burg (niedersachsen) und ingolstadt, gefolgt vom landkreis München (beides 
in Bayern); die geringste Wirtschaftskraft weisen der Erzgebirgskreis (Sachsen) 
sowie die kreisfreie Stadt Suhl (thüringen) auf, gefolgt vom landkreis Delmen-
horst (niedersachsen). auch wenn man die Bedeutung dieser Extremwerte nicht 
überbewerten sollte, wird deutlich, dass von ausgeglichenen Verhältnissen (wie es 
dem gesetzgeberischen ideal entspräche, festgeschrieben in § 2 absatz 2 nr. 4 
ROG) nicht die Rede sein kann. Gleichzeitig wird deutlich, dass es sich bei den 
regionalen Wirtschaftskraftunterschieden inzwischen nicht mehr primär um ein 
Ost-West-Problem handelt: Selbst innerhalb einzelner Bundesländer sind die 
regionalen Disparitäten enorm und vor allem auch größer als zwischen den Groß-
raumregionen Ost- und Westdeutschland (vgl. abbildung 1).
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Ländermittelwerte

aBBildunG 1

BRUttOinlanDSPRODUKt JE ERWERBStÄtiGEn 2017 naCH lanDKREiSEn

anmerkung: BB = Brandenburg, BE = Berlin, BW = Baden-Württemberg, By = Bayern, HB = 
Bremen, HE = Hessen, HH = Hamburg, MV = Mecklenburg-Vorpommern, ni = niedersachsen, 
nW = nordrhein-Westfalen, RP = Rheinland-Pfalz, SH = Schleswig-Holstein, Sl = Saarland, Sn = 
Sachsen, St = Sachsen-anhalt, tH = thüringen.

Quelle: arbeitskreis „Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) der länder“, Reihe 1, Band 1 (2019).

* Joachim Ragnitz: ifo institut Dresden. 
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Die regionalen Divergenzen in der Wirtschaftskraft wirken sich auch auf daraus 
abgeleitete Größen wie Einkommen und Beschäftigungsmöglichkeiten sowie 
Steuerkraft der jeweiligen Gebietskörperschaften aus. So findet man bei den ver-
fügbaren Einkommen der privaten Haushalte ebenfalls erhebliche Unterschiede 
zwischen den einzelnen landkreisen, wenngleich diese nicht ganz so stark ausge-
prägt sind wie beim Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen (vgl. abbildung 2). 
Ursache hierfür sind zum einen Pendelbewegungen der Beschäftigten von den 
strukturschwächeren Regionen in die wirtschaftsstarken landkreise, zum anderen 
aber auch die ausgleichende Wirkung des Steuer- und transfersystems, die dazu 
führt, dass höhere Bruttoeinkommen auch stärker besteuert werden. Da zudem 
auch die regionalen lebenshaltungskosten in den einkommensstärkeren land-
kreisen höher sind, ergibt sich hierdurch eine weitere nivellierungstendenz – die 
jedoch nicht so stark ist, dass damit eine vollständige angleichung der preisbe- 
reinigten Wohlstandsniveaus erreicht wird.1

Über den zeitverlauf sind diese regionalen Wirtschaftskraftunterschiede über-
dies erstaunlich persistent. auch wenn die amtliche Statistik keine über einen 
langen zeitraum zurückgerechnete Daten über die regionale Wirtschaftskraft 
zur Verfügung stellt, wird dies zum Beispiel bei einer Gegenüberstellung der 

1 Vgl. Kawka, R. (2009).
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aBBildunG 2

VERFÜGBaRE EinKOMMEn JE EinWOHnER 2016 naCH lanDKREiSEn

Quelle: arbeitskreis „VGR der länder“, Reihe 1, Band 5 (2019).
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heute strukturschwächeren Gebiete in Westdeutschland und den Fördergebieten 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
(GRW) Mitte der 1970er Jahre deutlich: Ein großer teil der damals förderbe-
rechtigten Regionen (die mit ausnahme des zonenrandgebiets vorrangig anhand 
des indikators „Bruttoinlandsprodukt je Einheit Wirtschaftsbevölkerung“2 
abgegrenzt wurden) weist auch aktuell noch eine verhältnismäßig niedrige 
Wirtschaftskraft auf (vgl. abbildung 3). Wesentliche ausnahmen sind (neben 
dem zonenrandgebiet) die nord- und ostbayrischen Regionen sowie große teile 
Schleswig-Holsteins; auch die früheren badenwürttembergischen Fördergebiete 
haben sich positiv entwickelt. Man könnte dies auch als zeichen dafür werten, 
dass regionalpolitische Bemühungen, so sinnvoll sie im Einzelfall sein mögen, 
nicht zwangsläufig auch zu einer erfolgreichen regionalen Entwicklung führen. 
Von größerer Bedeutung scheinen ausstrahleffekte prosperierender zentren zu 
sein: Es ist auffällig, dass gerade die ehemals strukturschwächeren landkreise im 

2 Die Wirtschaftsbevölkerung entspricht der zahl der Einwohner einer Region zuzüglich des Doppel-
ten des Pendlersaldos; hiermit soll die zahl der Erwerbstätigen in einer Region angenähert werden. 
Vgl. Müller, J. H. (1969).

1 14 |  1 15

Ö F F E n t l i C H E  F i n a n z E n  U n D  R E G i O n a l E  E n t W i C K lU n G



Umkreis der großen Ballungsräume sich eher positiv entwickelt haben. Dies passt 
zu der verbreiteten these, dass wirtschaftliche agglomerationsräume sich als 
Wachstumspol erweisen können, die positiv auf das jeweilige Umland ausstrahlen.3  
zudem scheint eine günstige Entwicklung in einem Bundesland auch dazu bei- 
zutragen, dass die strukturschwächeren Gebiete dieses landes sich positiv  
entwickeln, wie die Beispiele Bayern und Baden-Württemberg zeigen.

3 auch Gerhard Heimpold hat früh auf die besondere Bedeutung solcher Wachstumspole für die 
Regionalentwicklung hingewiesen; vgl. z. B. Junkernheinrich, M. et. al (1995).

aBBildunG 3

GEBiEtE DER GRW 1972 (VORHERiGE SEitE) UnD REGiOnEn Mit EinEM niEDRiGEn 
BRUttO inlanDSPRODUKt JE ERWERBStÄtiGEn 2016 (DiESE SEitE)a

aHervorgehoben ist (in rot; abbildung auf dieser Seite) das Viertel der (westdeutschen) landkreise 
mit dem geringsten Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen im Jahr 2016.

Quelle: Gebiete der GRW 1972: 4. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ 1975-1978, Bt-Drs. 7/3601; Bruttoinlandsprodukt je Erwerbs- 
tätigen 2016: Datenbank inKaR des BBSR, Stand Februar 2020.
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die lösunG: reGiOnale wirt-
schaFtsFörderunG

Folgt man der neoklassischen Wachstumstheorie, dürfte es derart große und 
zudem persistente regionale Unterschiede in der Wirtschaftskraft zumindest auf 
Dauer gar nicht geben: Bei abnehmenden Grenzerträgen des Produktionsfaktors 
Kapital sind die durch weitere investitionen ausgelösten Produktionszuwächse in 
prosperierenden Regionen kleiner als in anfänglich zurückliegenden Regionen; zu-
dem würden an Grenzproduktivitäten orientierte Kapitalströme gerade in die eher 
zurückliegenden Regionen fließen und hier den Konvergenzprozess zusätzlich an-
regen. Wenn aber dieser automatismus ganz offenkundig nicht zutrifft, lässt sich 
dies am ehesten dadurch erklären, dass die der neoklassischen Wachstumstheorie 
zugrunde liegende annahme konstanter Skalenerträge (und damit abnehmender 
Grenzerträge des Kapitals) nicht zutrifft. Ein Grund hierfür dürften produktivitäts- 
steigernde innovationen sein: Da die Unternehmen in „wohlhabenderen“  
Regionen aufgrund höherer Erträge auch höhere investitionen in Forschung und 
Entwicklung finanzieren können, ist auch die Grenzproduktivität des Faktors 
Kapital hier höher, sodass die grundlegenden Mechanismen des Konvergenz- 
prozesses nicht zum tragen kommen können. zudem erhöht die zuwanderung 
von arbeitskräften in die wohlhabenderen Regionen die Kapitalproduktivität hier, 
sodass auch vermehrt Kapital dorthin fließt. in der Folge können sich regionale 
Disparitäten verfestigen oder sogar noch ausweiten. Manches spricht dafür, dass 
hierin der entscheidende Grund für die fortbestehenden regionalen Wirtschafts-
kraftunterschiede in Deutschland (und natürlich auch anderswo in der Welt) 
liegen.

Genau hierin liegt auch die ökonomische Begründung für regionalpolitische  
Maßnahmen: Durch investitionsanreize in den schwächeren Regionen soll  
der Kapitalfluss hierhin umgelenkt werden; auch Maßnahmen der innovations- 
förderung können helfen, die Produktivität in den strukturschwächeren Regionen 
anzuheben. allerdings ist die regionale Wirtschaftsförderung im Rahmen der 
föderalen aufgabenverteilung primär bei den ländern angesiedelt (art. 74 GG). 
Gerechtfertigt ist dies nicht nur aus dem Grund, dass die landesregierungen „vor 
Ort“ tendenziell bessere informationen über notwendige wirtschaftspolitische 
Maßnahmen haben, sondern auch deswegen, weil relevanter Vergleichsmaßstab 
für die ortsansässige Bevölkerung im Regelfall wohl nicht ein abstrakter Bundes- 
durchschnitt von Wirtschaftskraft und Einkommen sein dürfte, sondern eher 
das jeweilige niveau benachbarter Regionen (also eher das Bundesland). Hinzu 
kommt, dass auch etwaige positive externe Effekte einer günstigeren Entwicklung 
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in einer Region (also ausstrahleffekte) tendenziell eher räumlich begrenzt sind; 
auch diese Rechtfertigung staatlicher interventionen spricht also eher für eine 
„Regionalisierung der Regionalpolitik“.4

tatsächlich aber ist das wichtigste instrument der Regionalpolitik in Deutschland 
– die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
(GRW) – seit dem Jahr 19705 als gemeinsame aufgabe von Bund und ländern 
definiert (art. 91a abs. 1 nr. 1 GG). Die Fördergebiete werden dabei in einem  
abgestimmten Prozess durch Bund und länder festgelegt; dabei sind überdies 
Restriktionen der EU-Kommission zum Umfang aller zulässigen Fördergebiete 
in den EU-Mitgliedstaaten zu beachten. Die erforderlichen ausgaben der GRW 
tragen Bund und länder jeweils hälftig; die Umsetzung der Förderung obliegt  
allerdings (im Rahmen des jeweils geltenden GRW-Koordinierungsrahmens) 
allein den Bewilligungsbehörden der länder. all das hat jedoch den neben- 
effekt, dass sich die Förderung nur auf die nach bundeseinheitlichen Maßstäben 
schwächsten Gebiete richtet, was der ursprünglichen intention des Grundgesetzes 
zuwiderläuft, zu große regionale Disparitäten innerhalb der einzelnen länder zu 
verhindern.6

Begründet wird die Beteiligung des Bundes dabei mit der gesamtstaatlichen 
aufgabe einer Verbesserung der lebensverhältnisse in strukturschwachen Regionen 
(art. 91a abs. 1 Satz 1 GG) und damit indirekt mit dem Gebot der Gewährleistung 
„gleichwertiger lebensverhältnisse“ aus art. 72 GG. Mindestens ebenso wichtig 
dürfte allerdings – zumindest aus ländersicht – auch die aus der gemeinsamen 
Finanzierung resultierende Entlastung der öffentlichen Finanzen der länder sein.

ein neues prOBlem: die Finan-
ZierunG der reGiOnalen wirt-
schaFtsFörderunG

nicht zu verkennen ist, dass länder mit einer großen zahl an strukturschwa-
chen Regionen durch die notwendigkeit einer Eigenbeteiligung von 50% an 
den ausgaben der GRW-Wirtschaftsförderung weiterhin in besonderer Weise 

4 So das Schlagwort, mit dem der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung in den 1980er Jahren weitergehende Kompetenzen des Bundes in der Regionalpolitik 
abwehren wollte. Vgl. Sachverständigenrat (1984), tz. 416–427, Bt.-Drs. 10/2541.

5 inkrafttreten gemäß § 14 GRWG.

6 Mit aus diesem Grund legen die länder zusätzlich eigene regionalpolitische Förderprogramme auf, 
die sich nicht an den Regionen der GRW-Förderkulisse orientieren.
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belastet sind. auf der Einnahmenseite spiegelt sich dies hingegen nicht wider, 
denn die Verteilungsmechanismen des bundesstaatlichen Finanzkraftausgleichs 
sorgen zwar für eine weitgehende angleichung der Finanzkraft wirtschafts- und 
finanzschwacher länder an den länderdurchschnitt, berücksichtigen jedoch 
keine besonderen Bedarfe der einzelnen länder. ausschlaggebend hierfür ist die 
grundgesetzliche Vorgabe, dass eine niedrige Finanzkraft einzelner länder (ein-
schließlich ihrer Gemeinden) „angemessen“ auszugleichen ist (art. 107 absatz 2 
GG), wobei „angemessen“ dabei (bekräftigt durch diverse Urteile des Bundesver-
fassungsgerichts) so definiert ist, dass die Einnahmen der länder wenigstens so 
hoch sein müssen, dass allen Einwohnern zumindest im Prinzip ein Mindestmaß 
an öffentlichen Gütern zur Verfügung gestellt werden kann. alleiniger „Bedarfs-
indikator“ ist damit die zahl der Einwohner eines landes.7 technisch geschieht 
dies in der Weise, dass die Finanzkraft der schwächeren länder durch Umverteilung 
des länderanteils an der Umsatzsteuer (§ 4 FaG) bzw. durch zusätzliche zu- 
weisungen des Bundes (§ 11 FaG) auf Werte nahe dem Durchschnitt aller länder 
angehoben wird.8 Die Finanzkraft wohlhabenderer länder liegt demgegenüber 
auch nach Finanzkraftausgleich und ergänzenden Bundeszuweisungen über dem 
Durchschnitt aller länder.

Bei nahezu gleichen Einnahmen, aber höheren ausgaben für die Wirtschafts- 
förderung verbleiben somit ländern mit einer großen zahl an förderberechtigten 
bzw. förderbedürftigen Regionen deswegen weniger Mittel für die sonstigen 
ihnen obliegenden aufgaben. Verstärkt wird das dadurch, dass Strukturschwäche 
häufig auch mit einem höheren Bedarf an sozialpolitischen Maßnahmen einher-
geht, die zum teil ebenfalls von ländern (bzw. Gemeinden) aus eigenen Mitteln 
zu finanzieren sind, jedoch nicht als bedarfserhöhend gelten. Dies könnte man als 
Verstoß gegen die in art. 106 abs. 3 GG geforderte „Einheitlichkeit der lebens-
verhältnisse“ als zentraler Maßstab für die Verteilung des Steueraufkommens 
zwischen Bund und ländern werten.9

7 ausnahme hiervon ist die Ermittlung des Finanzbedarfs der Stadtstaaten und einiger dünn 
besiedelter länder. Mit Verweis auf Kosten der Ballung bzw. einer geringen Bevölkerungsdichte 
werden deren Einwohnerzahlen bei der Bedarfsermittlung höher gewichtet, sodass diese durch den 
Finanzausgleich zusätzliche Einnahmen je Einwohner erhalten.

8 Die Finanzkraft ist nicht gleichzusetzen mit der tatsächlichen Steuerkraft eines landes, da die 
Gemeindesteuern im Finanzausgleich nach § 8 FaG nur zu 75% (bis 2019: zu 64%) angerech-
net werden. So liegt die Finanzkraft nach abschluss aller ausgleichsvorgänge beispielsweise in 
Mecklenburg-Vorpommern zwar bei 97,1%, die Steuerkraft jedoch nur bei 94,3% des Durch-
schnitts aller länder.

9 art. 106 abs. 3 GG bezieht sich allerdings nur auf die Verteilung des Steueraufkommens zwischen 
Bund und ländergesamtheit; für die aufteilung zwischen den einzelnen ländern gilt hingegen art. 
107 abs. 2 GG. Hier wird nicht auf die „Einheitlichkeit der lebensverhältnisse“ abgestellt.
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als weiteres Problem kommt hinzu, dass die nivellierungswirkung des bundesstaat-
lichen Finanzausgleichs dazu führt, dass länder mit geringen Einnahmen nur wenig 
anreiz haben, sich um eine Stärkung eigener Steuerquellen zu kümmern.10 So liegt 
die „Verbleibsquote“ eigener Steuern auch nach der novellierung des Finanz- 
ausgleichsgesetzes ab dem Jahr 2020 in den finanzschwächeren ländern äußerst 
niedrig und ist teilweise (bei der Gewerbesteuer) sogar negativ (vgl. tabelle).  
Finanzstärkeren ländern verbleibt hingegen nach Finanzkraftausgleich und Bundes- 
ergänzungszuweisungen ein deutlich höherer anteil der zusätzlichen eigenen 
Steuereinnahmen, sodass diese einen weitaus stärkeren anreiz haben, durch eine 
wachstumsfreundliche Politik ihr Steueraufkommen zu steigern. Für sich genommen 
könnte dies auf eine weitere Verstärkung regionaler Disparitäten hinwirken.

10 Einwenden ließe sich, dass wirtschaftskraftfördernde Maßnahmen nicht nur durch steuerliche Über-
legungen motiviert sind, sondern dass damit auch die Wiederwahlchancen amtierender landespolitiker 
gesteigert würden. Dieser Gedanke wird hier nicht weiter verfolgt.

landessteuern 
(einschl. länder- 

anteil an den 
Gemeinschafts- 

teuern ohne  
Umsatzsteuer)

darunter:

Gemeindesteuern 
(einschl. Gemeinde- 

anteil an den 
Gemeinschafts- 

teuern ohne  
Umsatzsteuer)

darunter:

Einkommensteuera Körperschaft-
steuera Gewerbesteuera

nordrhein-Westfalen 50,2 30,8 25,1 62,7 59,8
Bayern 46,7 28,9 23,4 60,0 57,2
Baden-Württemberg 45,2 28 22,6 58,9 56,1
niedersachsen 16,0 12,4 8,0 37,0 34,6
Hessen 41,6 26,1 20,8 56,2 53,4
Sachsen 11,8 2,4 5,9 –17,5 –15,4
Rheinland-Pfalz 11,8 10,1 5,9 33,9 31,5
Sachsen-anhalt 9,8 1,2 4,9 –20,0 –17,8
Schleswig-Holstein 10,5 9,4 5,3 32,9 30,6
thüringen 9,7 1,1 4,9 –20,1 –17,9
Brandenburg 10,1 1,4 5 –19,6 –17,4
Mecklenburg-Vorpommern 9,1 0,8 4,6 –20,8 –18,5
Saarland 8,5 8,3 4,2 31,3 29,0
Berlin 12,8 2,0 6,4 –17,0 –14,9
Hamburg 38,8 24,6 19,4 54,1 51,4
Bremen 8,4 8,3 4,2 31,3 29,0

taBelle 

VERBlEiBSQUOtEn UntERSCHiEDliCHER StEUERn naCH BUnDESlÄnDERn, 2019

aVor vertikaler Verteilung („Bruttoaufkommen“).

Quelle: Bundesministerium der Finanzen (BMF); eigene Berechnungen. Die Projektionsrechnungen 
beruhen auf den angaben bei: Bauer, D.; Ragnitz, J.; Rösel, F.: zur neuregelung des Finanzaus-
gleichs: Ein Beitrag zum abbau regionaler Ungleichheit?, in: Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.), 
WiSO-Diskurs 17/2017, Bonn.
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lösunGsvOrschlÄGe Für das 
FinanZierunGsprOBlem

Damit stellt sich die Frage, wie diese offenkundigen Fehlsteuerungen der Finanz-
verfassung aufgelöst werden können. Folgende Möglichkeiten kommen infrage:

•	 erhöhung der verbleibsquoten im bundesstaatlichen finanzausgleich: die ge-
ringen verbleibsquoten im aktuellen finanzausgleich sind unmittelbare folge 
des angestrebten hohen nivellierungsgrades der finanzkraft; derzeit sehen  
§ 10 bzw. § 11 faG ausgleichsquoten von 63% bei der verteilung der um-
satzsteuer bzw. 80% bei der Bemessung der Bundesergänzungszuweisungen 
vor. Geringere ausgleichsquoten würden insgesamt dazu führen, dass die 
verbleibsquoten steigen und damit der anreiz zur „pflege“ eigener steuer-
quellen zunähme. Gleichzeit hätte dies aber niedrigere einnahmen der finanz-
schwachen länder zur folge. Mit Blick auf die verbesserung der einnahme-
basis von ländern mit hohen ausgaben für die wirtschaftsförderung wäre dies 
also sicherlich kontraproduktiv.

•	 Modifikation des Bedarfsindikators im bundesstaatlichen finanzausgleich: 
wie beschrieben wird der einnahmenbedarf der Bundesländer im finanz- 
ausgleich derzeit ausschließlich anhand der einwohnerzahlen bestimmt; 
sonstige bedarfserhöhende einflüsse bleiben unberücksichtigt. würden 
(unabweisbare) ausgaben der länder als bedarfserhöhend anerkannt (wobei 
zu diskutieren wäre, inwieweit ausgaben für die wirtschaftsförderung 
tatsächlich hinzuzuzählen sind), so hätte dies zur folge, dass länder mit 
zusätzlichen Belastungen höhere einnahmen aus dem finanzausgleich 
erhielten, sodass die zielsetzung, ausreichende Mittel für sonstige zwecke 
zu erhalten, erreicht würde. tatsächlich würde eine solche reform auch die 
vom sachverständigenrat11 vorgeschlagene dezentralisierung regionalpoli-
tischer kompetenzen erleichtern, da bisherige versuche in diese richtung 
auch an den dann unvermeidbaren fiskalischen Mehrbelastungen der 
länder gescheitert sind. 
 
auch wenn eine solche Modifikation auf den ersten Blick zielführend er-
scheint, ist von ihrer umsetzung abzuraten, denn dann würde sich ein wett-
streit zwischen den ländern ergeben, möglichst viele ausgaben als unab-
weisbar und unverschuldet zu titulieren – besondere Belastungen lassen sich 
vermutlich überall finden (hafenlasten, kosten höherer sicherheitsanforde-
rungen aufgrund von Grenznähe, kosten der von den ländern zu tragenden 

11 Vgl. Sachverständigenrat (1984), insbesondere tz. 417zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung.
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sozialen sicherung o. Ä.). zudem ermöglicht art. 106 abs. 4 und 8 GG dem 
Bund bereits heute, sonderlasten einzelner länder durch zweckgebundene 
finanzzuweisungen auszugleichen.12

•	 anhebung des kofinanzierungssatzes des Bundes an den ausgaben der wirt-
schaftsförderung: als dritte Möglichkeit bietet es sich an, die finanzierungsan-
teile des Bundes an der Grw von derzeit 50% anzuheben. als vorbild könnte 
dabei die Gemeinschaftsaufgabe „verbesserung der agrarstruktur und des 
küstenschutzes“ nach art. 91a abs. 1 nr. 2 GG dienen. hier erstattet der Bund 
den ländern die ausgaben zu 60% (agrarstruktur) bzw. zu 70% (küstenschutz). 
es ist offenkundig, dass damit das ziel einer entlastung der strukturschwächeren 
länder am ehesten erreicht wird, ohne das interesse des Bundes an effizienter 
Mittelbewirtschaftung zu verletzen, denn auch bei einem höheren kofinanzie-
rungsanteil des Bundes müssen die länder ja immer noch einen substanziellen 
eigenbeitrag leisten. noch höhere Beteiligungsquoten des Bundes (bei den 
finanzhilfen nach art. 104b GG betragen diese bis zu 90%) sind hingegen 
wegen der damit verbundenen anreizprobleme hingegen eher abzulehnen.

analoge Überlegungen können überdies auch für die kommunale Ebene ange-
stellt werden, die zwar keine unmittelbaren aufgaben in der regionalen Wirt-
schaftsförderung haben, über ihre investitionsentscheidungen aber indirekt auch 
die attraktivität des jeweiligen Standortes mitbeeinflussen. Deren Einnahme- 
situation ist im Wesentlichen durch die ausgestaltung der landesspezifischen 
Finanzausgleichssysteme bestimmt. auch wenn der nivellierungsgrad kommunaler 
Finanzausgleichssysteme im Regelfall niedriger ist als derjenige des länderfinanz- 
ausgleichs, sind die anreize zur „Pflege der eigenen Steuerquellen“ auch hier 
gering: Die Einnahmen aus der Gewerbesteuer (als bedeutendste unternehmens- 
bezogene Steuer der Gemeinden) machen in den Flächenländern nur 17% der  
Gesamteinnahmen der Gemeinden aus, und Mehreinnahmen hier führen unmittelbar 
zum Verlust an zuweisungen aus dem kommunalen Finanzausgleich.13 zudem ist 
die kommunale Ebene in hohem Maße durch ausgaben für Sozialleistungen 
belastet, die vom Bund festgelegt werden, ohne dass hierfür ein angemessener 
finanzieller ausgleich erfolgt. im Ergebnis führt dies dazu, dass Gemeinden, die 
aufgrund niedriger Wirtschaftskraft auch eine geringe Finanzkraft aufweisen, 

12 Derzeit werden als derartige Sonderlasten nur die ausgaben aufgrund hoher struktureller arbeits-
losigkeit sowie die Kosten politischer Führung anerkannt; vgl. § 11 abs. 3 und 4 FaG. Das Grund- 
gesetz eröffnet aber über die Gemeinschaftsaufgaben nach art. 91a, 91b sowie über Finanzhilfen 
nach den art. 104b bis 104d weitere Möglichkeiten einer Beteiligung des Bundes an den ausgaben 
der länder.

13 Hinzu kommt ein indirekter Effekt, da Gewerbesteuermehreinnahmen in einem land auch die  
Finanzkraft des landes im länderfinanzausgleich erhöhen und damit zu einem Verlust an zuweisungen 
im länderfinanzausgleich führen, an denen die Kommunen ebenfalls beteiligt sind.
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oftmals nur geringe Möglichkeiten haben, durch investitionen in die eigene infra-
struktur attraktiv für Unternehmensansiedlungen zu werden. Da der Eigenanteil 
der Gemeinden an erhaltenen Fördermitteln des landes aber ohnehin in aller 
Regel nur gering ist (in einer Größenordnung von 10%), wäre es hier sinnvoll, 
die Gemeinden direkt durch Übernahme von Sozialausgaben durch den Bund zu 
entlasten und damit ihre investitionsfähigkeit zu erhöhen.

FaZit
natürlich darf man nicht glauben, dass derartige institutionelle Veränderungen 
dazu führen könnten, die großen wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den 
Regionen in kurzer zeit abzubauen. Die Erfahrung lehrt ja, dass trotz hoher 
Förderung das ziel der Regionalförderung, die Konvergenz von Regionen, nicht 
erreicht wird. Das spricht eher dafür, das instrumentarium an sich zu überdenken, 
insbesondere die Konzentration auf gewerbliche investitionen als Mittel zur 
Schaffung zusätzlicher arbeitsplätze. tatsächlich scheint diesbezüglich in jüngerer 
zeit ein Umdenken stattzufinden; jedenfalls sollen künftig vermehrt auch inno-
vationspolitisch relevante tatbestände wie die Vernetzung mit wirtschaftsnahen 
Forschungseinrichtungen gefördert werden und eine engere abstimmung mit 
weiteren Fördermaßnahmen des Bundes erfolgen. Darum geht es hier aber nicht; 
vielmehr bedarf es gerade in strukturschwächeren ländern auch einer Sicherung 
der Einnahmebasis der länder (und ihrer Gemeinden), um trotz hoher ausgaben 
mit förderpolitischem Bezug auch die sonstigen öffentlichen aufgaben schultern 
zu können. Der hier unterbreitete Vorschlag geht in diese Richtung; Ergänzung 
könnte das unter Umständen auch durch eine Erhöhung der steuerpolitischen 
Kompetenzen der länder finden.14 Gerade auch mit Blick auf die „Gleichwertig-
keit von lebensverhältnissen“, einem der zentralen politischen ziele der aktuellen 
legislaturperiode auf Bundesebene, scheint dies erforderlich.

Das argument, die notwendigen Mittel stünden nicht zur Verfügung, überzeugt 
angesichts hoher Überschüsse im Bundeshaushalt und bestehender politischer 
Mehrheiten für andere, vornehmlich verteilungspolitisch motivierte Maßnahmen 
überhaupt nicht. angesichts der geringen Mittelausstattung der GRW  
(1,2 Mrd. Euro im Jahr 2019) würde z. B. eine Erhöhung des Bundesanteils auf 
60% lediglich 60 Mio. Euro kosten. Ernster zu nehmen sind demgegenüber  
Einwände, nach denen Mischfinanzierungen ohnehin eher kritisch zu sehen 
sind, weil sie Verantwortlichkeiten verschleiern – aber dies gilt unabhängig von 

14 Mit ausnahme der Grunderwerbsteuer können länder bislang nicht frei über Steuersätze und/oder 
Bemessungsgrundlage einzelner Steuern entscheiden. Eine Verbreiterung der steuerpolitischen 
Kompetenzen der länder (beispielsweise durch ein zuschlagsrecht zur Einkommensteuer) müsste 
allerdings mit einer absenkung des nivellierungsgrades im länderfinanzausgleich einhergehen, um 
nicht konterkariert zu werden.
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der Höhe der Beteiligung des Bundes an der Finanzierung und spricht eher für 
verstärkte Kontrollmöglichkeiten des Bundes im Rahmen der Koordinierung der 
GRW. So könnte insbesondere bei Großvorhaben eine Mitsprachemöglichkeit 
des Bundes bei der Mittelverwendung vorgesehen werden. Das freilich sind 
Gedankenspiele, die über den engen Fokus dieses Beitrags hinausgehen.
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prOduktivitÄtslücke Zwischen 
Ost- und westdeutschland

Der wirtschaftliche transformations- und aufholprozess in Ostdeutschland seit 
1990 hat sich gemäß verschiedenen analysen und Publikationen nicht zuletzt des 
leibniz-instituts für Wirtschaftsforschung Halle in einer deutlichen Steigerung der 
arbeitsproduktivität niedergeschlagen: Während in Ostdeutschland 1991 nur rund 
45% des Bruttoinlandsprodukts Westdeutschlands pro Erwerbstätigen erwirtschaf-
tet wurden, so stieg dieser Wert bis 2018 auf 83%.1 Die Erklärungen für diese noch 
immer bestehende ostdeutsche „Produktivitätslücke“ sind multifaktoriell 
und werden etwa in fehlenden Headquarterfunktionen, der Betriebsstruktur mit 
wenigen Großbetrieben, der auf arbeitsplätze fokussierten investitionsförderung, 
siedlungsstrukturellen Unterschieden, einem zunehmenden Fachkräftemangel 
und nicht zuletzt niedrigeren Preisen für in Ostdeutschland produzierte Güter und 
Dienstleistungen gesucht.2 Folglich braucht es auch in vielen Wirtschafts- und 
lebensbereichen und auf allen Ebenen Strategien und Maßnahmen. Während eine 
angleichung der Unternehmensstrukturen hinsichtlich Branchen, Größen- 
strukturen oder Funktionen, wie etwa der Durchführung von Forschung und Entwick-
lung (FuE) in Ostdeutschland, sowohl mittels Unternehmensverlagerungen3 als auch 
neugründungen von Unternehmen4 als Maßnahmen mit langfristiger Wirkung be-
trachtet werden, wurde und wird große Hoffnung in den öffent lichen Bildungs- und 
Forschungssektor und seinen Beitrag zu einer wissens- und technologie gestützten 
Entwicklung gesetzt.

Rosenfeld und Heimpold postulierten bereits vor bald 20 Jahren: „Die erkennbaren 
Vorzüge der ostdeutschen öffentlichen FuE könnten in zukunft noch stärker für 
den wirtschaftlichen aufbau in den neuen ländern genutzt werden.“5 auf der 
Basis einer analyse verschiedener indikatoren stellten sie fest, dass Ostdeutsch-
land im Wissenschaftsbereich bei einer Reihe von Faktoren eine bessere oder 
mindestens vergleichbar gute ausstattung zu der Westdeutschlands aufwies.6 
Dazu gehörten etwa der Bestand an außeruniversitären FuE-Einrichtungen, die 
Betreuungsrelation zwischen wissenschaftlichem Personal und Studierenden oder 
die Personalausstattung in der Fächergruppe ingenieurwissenschaften.

* Franz Barjak: Fachhochschule nordwestschweiz.

1 Vgl. Gropp, Heimpold (2019); Müller, neuschäffer (2019).

2 Vgl. ebenda.

3 Vgl. Gropp, Heimpold, a. a. O.

4 Vgl. Fritsch et al. (2007).

5 Vgl. Rosenfeld, Heimpold (2001), 393.

6 Vgl. ebenda.
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Grundsätzlich schien also mit einem gut ausgebauten öffentlichen Bildungs- und 
Forschungssektor bereits vor einigen Jahren eine der Voraussetzungen für eine  
wissens- und technologiegestützte Entwicklung Ostdeutschlands gegeben. Dies wirft 
die Frage auf, ob die Wissenschaft überhaupt in der lage ist, diese in sie gesetzten Er-
wartungen zu erfüllen, auf welchen Wegen bzw. mittels welcher Mechanismen sie dies 
leisten kann und welche zusätzlichen Voraussetzungen dafür gegeben sein müssen. 
Die nachfolgenden abschnitte widmen sich der Frage, ob und wie die Wissenschaft 
ein initiator und Katalysator in wirtschaftlichen aufholprozessen sein kann.

wissens- und technOlOGie-
transFer (wtt) und wissens- 
Basierte reGiOnalentwicklunG

wissenschaFt als treiBer vOn wirtschaFtswachstum

Es gibt eine Fülle von argumenten, mit denen der Beitrag der Wissenschaft und 
der Organisationen, die Wissenschaft durchführen, also insbesondere von Uni-
versitäten und außeruniversitären Forschungseinrichtungen, zu wirtschaftlichem 
Wachstum begründet wird:7

•	 die wissenschaft erhöht allgemein den wissensbestand einer Gesellschaft und 
damit ihre fähigkeiten zur lösung neu auftretender probleme.

•	 neues wissenschaftliches wissen ist eine Quelle für ideen zu neuen technologischen 
Möglichkeiten und hilft bei der filterung von aussichtsreichen entwicklungspfaden.

•	 die wissenschaft entwickelt forschungsinstrumente, werkzeuge, techniken und 
Methoden, die (potenziell) auch für die industrielle fertigung oder dienstleis-
tungen nützlich sind.

•	 in der lehre wird der aktuelle stand des wissens an studierende vermittelt und 
mittels qualifizierter absolventen den unternehmen zugeführt.

•	 wissenschaftler und absolventen gründen selbst neue unternehmen, um neues 
wissen und erfindungen kommerziell zu verwerten. 

7 Vgl. Pavitt (1991), Salter, Martin (2001).
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•	 die wissenschaft unterhält eine wissensbasis zu den sozialen und umweltaus-
wirkungen von technologien und kann damit zur regulierung und eindämmung 
unerwünschter effekte beitragen.

Übersichtsbeiträge listen eine Vielzahl von Studien, die diese argumente empirisch 
untermauern.8 Diese im Detail wiederzugeben würde den Rahmen dieses aufsatzes 
bei Weitem sprengen. Eine wichtige Frage aus wachstumspolitischer Sicht ist in die-
sem Kontext, ob die positiven auswirkungen der Wissenschaft räumlich beschränkt 
sind oder nicht. zu den bereits von Robert K. Merton in den 1930er bis 1940er 
Jahren aufgestellten Werten der Wissenschaft gehören neben dem Universalismus, 
der Uneigennützigkeit, Originalität und Skepsis auch der Kommunismus,9 später 
abgeändert in „Kommunalismus“: Wissenschaftler publizieren ihre Forschungs-
ergebnisse und neues Wissen, weil erst die Publikation ihre Urheberschaft belegt 
und ihnen dadurch anerkennung zuteilwird, welche ihre wissenschaftliche Karriere 
voranbringt.10 Grundsätzlich würde man also annehmen, dass das in einer wissen-
schaftlichen abhandlung oder akademischen Patentschrift kodifizierte Wissen 
durch die Publikation geographisch unbegrenzt verfügbar ist und genutzt wird.

Dass dem nicht so ist, sondern dass vielmehr die Wissensnutzung mit der räumlichen 
Distanz zum akademischen Wissensproduzenten abnimmt, wurde vielfach in Studien 
belegt.11 Weiterhin erscheint es auch als erwiesen, dass die Wissenschaft mittels ihrer 
Forschung und lehre zur regionalen Wirtschaftsentwicklung beiträgt.12 neuere, 
umfangreiche analysen mit internationalen Datensätzen belegen nicht nur einen 
zusammenhang zwischen Wissenschaft und innovationstätigkeit, sondern auch 
mit der wirtschaftlichen Entwicklung. So ermitteln Valero und Van Reenen einen 
4%-zuwachs des Bruttoinlandsprodukts (BiP) pro Einwohner, wenn sich die anzahl 
der Universitäten in einer Region verdoppelt.13 Darüber hinaus wirken sich auch 
Universitäten in nachbarregionen positiv auf das Wachstum aus, wobei der Effekt 
mit zunehmender Distanz abnimmt. Ursächlich wird dieser Wachstumsbeitrag der 
Hochschulen auf drei Mechanismen zurückgeführt:14

8 Vgl. Drucker, Goldstein (2007); Salter, Martin (2001); Beck et al. (2018).

9 Vgl. Merton (1996).

10 Vgl. Dasgupta, David (1994).

11 Jaffe (1989); acs et al. (1992); andersson et al. (2009); anselin et al. (1997); anselin et al. (2000).

12 Vgl. Drucker, Goldstein, a. a. O.

13 Vgl. Valero, van Reenen (2019).

14 Ebenda.
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1 universitätsabsolventen erhöhen den Bestand an qualifizierten arbeitskräften in 
einer region.

2 wissenschaftler führen selbst innovationen ein und absolventen arbeiten in fue 
sowie innovationen und steigern so die innovationsrate der regionalen wirtschaft.

3 universitäten tragen zur entwicklung wirtschaftlicher und demokratischer  
institutionen bei, die wiederum wichtig für wirtschaftswachstum sind.

Grundsätzlich gibt es also überzeugende empirische Belege und argumente, dass 
die Wissenschaft zur wirtschaftlichen Entwicklung von Regionen beitragen kann. 
Das beantwortet allerdings nicht die Frage, unter welchen Bedingungen dies ge-
schehen kann und ob diese Bedingungen in Ostdeutschland gegeben sind, zumal 
die literatur auch nahelegt, dass es gerade wirtschaftlich peripheren Regionen 
aus vielen Gründen schwerfällt, von der regionalen Wissenschaft zu profitieren.15

BedinGunGen Für einen wachstumsBeitraG der 
wissenschaFt

Die Wissenschaft leistet ihren Beitrag zur regionalen Entwicklung mittels einer 
Vielzahl von Mechanismen, die auf verschiedenen Ebenen, insbesondere der indi-
viduellen Ebene, der Ebene der Organisationseinheiten (wie lehrstühle, institute 
oder Fakultäten) und der Ebene der Wissenschaftsorganisation angesiedelt sind 
(vgl. abbildung 1).

Die Charakteristika jeder dieser Ebenen beeinflussen, ob überhaupt und wenn ja, 
welche Mechanismen eingesetzt werden, um neues wissenschaftliches Wissen zu 
kommerzialisieren oder allgemein einer wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
nutzung im weitesten Sinne zuzuführen. außerdem beeinflusst der Kontext, 
wie effektiv und effizient sich der austausch zwischen Wissenschaft, Wirtschaft 
und Gesellschaft gestaltet. in der literatur werden als wichtige Einflussfaktoren 
aufgeführt:16 

15 Vgl. Bonaccorsi (2017).

16 Fritsch et al., a. a. O., Perkmann et al. (2013), Phan, Siegel (2006).
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•	 wissenschaftsseitige faktoren: exzellenz der forschung, reputation, kritische 
Größe, Motivation und anreize für die wissenschaftler, transferkultur

•	 wirtschaftsseitige faktoren: unternehmensstruktur, forschungsnähe, höhe der 
absorptiven kapazitäten, technologische übereinstimmung,

•	 kontextfaktoren: rechtlicher rahmen (z. B. bezüglich geistigen eigentums), 
politische fördermaßnahmen, funktionierende intermediäre organisationen.

Es ist nicht möglich, diese Faktoren im vorliegenden aufsatz erschöpfend 
empirisch aufzuarbeiten und zu diskutieren. in Deutschland ist die Daten-
lage zum Wissens- und technologietransfer (Wtt) der Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen insbesondere im Hinblick auf forschungsbasierte 
Mechanismen (z. B. Forschungsrahmenverträge, Gemeinschaftsforschung 
mit Unternehmen, auftragsforschung für Unternehmen) und die techno-
logiekommerzialisierung (z. B. mittels Patenten/lizenzen und akademischen 
Spinoffs) nicht gut. auf der Basis von Sekundärdaten, insbesondere der 
Hochschulstatistik des Statistischen Bundesamtes und dem Datenanhang 
zum Bundesbericht Forschung und innovation 2018 können aber einige  

Kontext (z. B. Branche, Nation, Region)Kontext (z. B. Fachgebiet, Nation, Region)

Wissenschaftsorganisation

Forschungs- oder Lehreinheit
(z. B. Institut, Studiengang, Gruppe)

administrative Einheit 
(z. B. WTT-Stelle)

einzelner Wissenschaftler

Unternehmen

Geschäftseinheit (z. B. FuE-Abteilung, 
Fertigung, Marketing, Geschäftsfeld)

Ingenieur , Techniker ,einzelner Mitarbeiter 
(z. B. Ingenieur, 

Techniker, 
Manager)

Mechanismen zum
 Wissensaustausch, 

z. B. Projekt, Personalmobilität, 
informeller Austausch etc.

aBBildunG 1

MUltiEBEnEn-PHÄnOMEn WiSSEnS- UnD tECHnOlOGiEtRanSFER (Wtt)

Quelle: Barjak et al. (2020).
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Hinweise gegeben werden, die eine grobe Beurteilung der ostdeutschen Bundes- 
länder hinsichtlich der aktuellen Voraussetzungen für eine wissenschafts- 
basierte regionale Entwicklung gestatten.

vOraussetZunGen Ostdeutsch-
lands Für einen wissensBasier-
ten reGiOnalen auFhOlprOZess

im folgenden abschnitt werden die internen Voraussetzungen im Wissen-
schaftssektor (ausstattung mit Hochschulen und Forschungseinrichtungen, 
Wissensoutput) und die externen Voraussetzungen (wirtschaftliches Umfeld) für 
wissensbasiertes Wachstum zwischen Ost- und Westdeutschland verglichen.

ausstattunG Ostdeutschlands mit hOchschulen 
und FOrschunGseinrichtunGen

Die Standorte der wissenschaftlichen Forschungseinrichtungen geben 
einen ersten Hinweis darauf, wie gut ein Bundesland mit wissenschaftlichen 
Einrichtungen ausgestattet ist, auch wenn die reine anzahl natürlich keine 
aussagen über die Größe, den wissenschaftlichen Output oder die Qualität 
zulässt. Wissenschaftliche Einrichtungen nehmen tertiäre Bildungs- und/
oder Forschungsaufgaben wahr, die eine typische zentrumsfunktion dar-
stellen. Deswegen überrascht es nicht weiter, dass die Stadtstaaten Berlin, 
Hamburg und Bremen im Vergleich der Bundesländer den höchsten Bestand 
und einen ausstattungsvorsprung gegenüber den Flächenländern aufweisen 
(vgl. tabelle 1). Beim Ost-West-Vergleich fällt auf, dass die Unterschiede im 
Hochschulbereich gering sind und dass es bei der außeruniversitären For-
schung und den Bundeseinrichtungen mit FuE-aufgaben in den ostdeutschen 
ländern fast durchgängig mehr Standorte pro 100 000 Einwohner gibt als in 
Westdeutschland. lediglich bei den landeseinrichtungen mit FuE-aufgaben 
weist Westdeutschland einen höheren Bestand auf. insgesamt gibt es in den 
ostdeutschen Bundesländern aber deutlich mehr Forschungsstandorte pro 
Einwohner als in Westdeutschland.

auch bei den regionalisierten FuE-ausgaben des Bundes und der länder, die 
mehrheitlich an wissenschaftliche Einrichtungen gehen, stechen insbesondere 
bei den Bundesausgaben wieder die Stadtstaaten hervor (vgl. abbildung 2). Wäh-
rend die ausgaben der länder in Ost und West relativ ähnlich sind, sind bei den 
Bundesausgaben einzelne ostdeutsche Flächenländer im Vorteil: Sachsen liegt 
mit 238 Euro pro Einwohner an erster Stelle und Mecklenburg-Vorpommern mit 
202 Euro pro Einwohner nach Bayern an dritter Stelle der Flächenländer.  
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in Ostdeutschland werden insgesamt pro Einwohner fast eineinhalbmal so viele 
Bundesmittel für FuE ausgegeben wie in Westdeutschland.

Ergänzend zur Statistik der öffentlichen FuE-ausgaben schließt die Hochschul-
statistik des Statistischen Bundesamtes auch die ausgaben für tertiäre Bildung 
ein, die mit ihren absolventen einen wichtigen Wissensträger für private Unter- 
nehmen produziert. zwar ist Ostdeutschland bei den Universitäten leicht im 
Vorteil und bei den Fachhochschulen (FH) im nachteil, die Daten weisen jedoch 

Hochschulen
außer- 

universitäre 
Forschunga

Bundes- und landes- 
einrichtungen mit 

FuE-aufgaben
Summe

Univer-
sitäten

FH und  
Verwaltungs-

HS

Kunst- 
und 

Musik-HS
Bundesein-
richtungen

landesein-
richtungen

Baden-Württemberg 0,16 0,70 0,14 0,47 0,06 0,24 1,77

Bayern 0,14 0,39 0,06 0,67 0,12 0,21 1,60

Bremen 0,29 0,88 0,15 1,76 0,15 1,03 4,25

Hamburg 0,33 0,93 0,11 1,14 0,54 0,44 3,49

Hessen 0,18 0,56 0,05 0,43 0,13 0,27 1,61

niedersachsen 0,14 0,44 0,03 0,55 0,23 0,20 1,58

nordrhein-Westfalen 0,12 0,58 0,08 0,35 0,11 0,09 1,33

Rheinland-Pfalz 0,25 0,49 0,00 0,34 0,07 0,34 1,50

Saarland 0,71 0,30 0,20 0,91 0,10 0,30 2,52

Schleswig-Holstein 0,10 0,45 0,07 0,52 0,28 0,14 1,56

Westdeutschland 0,16 0,54 0,07 0,52 0,14 0,21 1,64

Berlin 0,28 0,88 0,17 1,35 0,72 0,17 3,55

Brandenburg 0,28 0,36 0,04 1,20 0,28 0,12 2,27

Mecklenburg- 
Vorpommern 0,12 0,62 0,06 1,12 0,31 0,00 2,24

Sachsen 0,17 0,49 0,15 1,27 0,25 0,20 2,52

Sachsen-anhalt 0,14 0,41 0,09 0,90 0,23 0,14 1,90

thüringen 0,19 0,47 0,05 0,75 0,05 0,19 1,68

Ostdeutschland 0,20 0,56 0,11 1,14 0,33 0,15 2,49

Deutschland 
insgesamt 0,17 0,54 0,08 0,64 0,17 0,20 1,80

taBelle 1

StanDORtE DER HOCHSCHUlEn UnD FORSCHUnGSEinRiCHtUnGEn  
(HaUPt- UnD nEBEnStanDORtE) PRO 100 000 EinWOHnER

anmerkung: a Standorte der Fraunhofer- und Max-Planck Gesellschaften, der Helmholtz- und 
leibniz-Gemeinschaften sowie der wissenschaftlichen akademien.

Quellen: Berechnungen des autors auf Basis von: Bundesministerium für Bildung und Forschung,  
Forschungs- und innovationspolitik der länder, länderband Bundesbericht Forschung und innovation 
2018; Statistisches Bundesamt: https://www-genesis.destatis.de/genesis/online, zugriff am 25.02.2020.
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generell in Ost und West eine große Varianz auf (vgl. tabelle 2). Hamburg hat 
2017 mit 958 Euro von allen ländern die höchsten und Brandenburg mit  
169 Euro die niedrigsten Universitätsausgaben pro Einwohner. abgesehen davon 
liegen die ausgaben aber in Berlin (891 Euro), Mecklenburg-Vorpommern  
(625 Euro), Sachsen (615 Euro) über dem Bundesdurchschnitt und in thüringen 
(550 Euro) und Sachsen-anhalt (542 Euro) darunter. im FH-Bereich sind in 
allen ostdeutschen ländern mit ausnahme Berlins die ausgaben pro Einwohner 
geringer als im Bundesdurchschnitt.

Wir fokussieren die Betrachtung noch auf die Fächer Mathematik, informatik, 
naturwissenschaften und technik (Mint), denen einerseits eine besondere 
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aBBildunG 2

REGiOnalE aUFtEilUnG DER FUE-aUSGaBEn DES BUnDES UnD DER lÄnDER PRO 
EinWOHnER

in Euro

anmerkung: Ohne zahlungen an Organisationen im ausland. ausgaben umfassen auch nicht ausge-
gliederte zahlungen an Gesellschaften und Unternehmen der Wirtschaft, z. B. ca. 15% des totals der 
Bundesausgaben 2018. 

Quellen: Berechnungen des autors auf Basis von: Bundesministerium für Bildung und Forschung: 
Datenportal, https://www.datenportal.bmbf.de/portal/1.2.1, zugriff am 26.02.2020; Statistisches 
Bundesamt, https://www-genesis.destatis.de/genesis/online, zugriff am 25.02.2020.
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Relevanz für Unternehmen und die technologieentwicklung zugeschrieben wird 
und wegen deren Knappheit andererseits das besondere augenmerk der Politik 
gilt.17 in den Mint-Fächern weist Sachsen mit 190 Euro pro Einwohner von den 
Flächenländern die mit abstand höchsten Hochschulausgaben auf (alle Hoch-
schultypen zusammengefasst) und hat damit sogar deutlich höhere ausgaben als 

17 Vgl. Bundesministerium für Bildung und Forschung (2018a).

nach Hochschulart nach Fächergruppe insgesamt

Universitäten,  
PH, theologische 

Hochschulen, 
Kunsthochschulen

Fachhochschulen 
(inklusive  

Verwaltungs-FH)
Minta

andere Fächer- 
gruppen und 

zentrale  
Einrichtungen

Baden-Württemberg 626 104 146 585 731

Bayern 553 78 125 506 631

Bremen 556 128 265 419 684

Hamburg 958 113 197 874 1 072

Hessen 554 96 118 532 650

niedersachsen 476 66 105 436 542

nordrhein-Westfalen 567 95 124 539 663

Rheinland-Pfalz 405 83 96 392 488

Saarland 793 64 89 767 857

Schleswig-Holstein 556 49 56 548 605

Westdeutschland 566 88 123 530 653

Berlin 891 92 156 827 983

Brandenburg 169 65 65 169 235

Mecklenburg- 
Vorpommern 625 63 96 592 688

Sachsen 615 68 190 492 682

Sachsen-anhalt 542 75 80 537 617

thüringen 550 58 110 498 608

Ostdeutschland 590 72 128 534 662

Deutschland 
insgesamt 570 85 124 531 655

taBelle 2

aUSGaBEn DER HOCHSCHUlEn naCH BUnDESlÄnDERn, 2017

in Euro pro Einwohner 

anmerkung: a Fächergruppen Mathematik, informatik, naturwissenschaften und technik.

Quelle: Berechnungen des autors auf Basis von: Statistisches Bundesamt, https://www-genesis.
destatis.de/genesis/online, zugriff am 25.02.2020.
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Berlin mit 156 Euro. Die anderen vier ostdeutschen länder liegen hier allerdings 
unter dem Bundesdurchschnitt von 124 Euro, was in der Summe ergibt, dass 
Ost- und Westdeutschland bei diesem indikator praktisch gleichauf sind.

neben ausgabenzahlen lässt sich die ausstattung auch in Personen messen. in 
abbildung 3 ist das FuE-Personal der Hochschulen und der wissenschaftlichen 
Einrichtungen außerhalb der Hochschulen im Jahr 2016 in Vollzeitäquivalenten 
(VzÄ) dargestellt. in beiden Datenreihen weist Ostdeutschland 2016 einen 
höheren Bestand an FuE-Personal auf als Westdeutschland, wobei allerdings zwei 
Präzisierungen wichtig sind:
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aBBildunG 3

REGiOnalE aUFtEilUnG DES FUE-PERSOnalS DER HOCHSCHUlEn UnD DER WiSSEn-
SCHaFtliCHEn EinRiCHtUnGEn aUSSERHalB DER HOCHSCHUlEn, 2016

Vollzeitäquivalente pro 100 000 Einwohner

Quelle: Berechnungen des autors auf Basis von: Bundesministerium für Bildung und Forschung, 
Datenportal, https://www.datenportal.bmbf.de/portal/de/tabelle-1.7.7.html, https://www.datenportal.
bmbf.de/portal/de/tabelle-1.7.10.html, zugriff am 26.02.2020; Statistisches Bundesamt, https://
www-genesis.destatis.de/genesis/online, zugriff am 25.02.2020.
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•	 die ost-west-unterschiede beim hochschulpersonal fallen zwar zugunsten 
ostdeutschlands aus – 187 vzÄ fue-personal gegenüber 168 vzÄ im westen –, 
sind aber mit circa 10% gering. innerhalb ostdeutschlands haben nur Berlin und 
sachsen mehr hochschul-fue-personal pro 100 000 einwohner als deutsch-
land insgesamt. in den anderen ostdeutschen ländern liegen die werte unter 
dem Bundesdurchschnitt.

•	 die ost-west-unterschiede beim personal der wissenschaftlichen einrichtungen 
sind deutlicher (188 vzÄ ost gegenüber 109 vzÄ west, entspricht rund 70%), 
und hier liegen vier der sechs ostdeutschen länder über dem Bundesdurchschnitt. 
lediglich thüringen und sachsen-anhalt bleiben circa 10% darunter.

Die bis hier dargestellten Wissenschaftsdaten bezogen auf die Einwohnerzahl sagen 
etwas zum Umfang und der Bedeutung der Wissenschaft in einem Bundesland 
aus, so gut wie dies ausgaben und Personaldaten ohne einen tieferen Vergleich 
der Strukturen leisten können.18 Wechselt man die Bezugsgröße und nimmt die 
anzahl der Professoren anstelle der gesamten Einwohner als nenner, dann ver-
ändert sich die Perspektive. abbildung 4 gibt damit aufschluss darüber, wie gut 
Professoren im Mittel mit (finanziellen) Ressourcen ausgestattet sind. Gerade die 
Qualität der Forschung und ausbildung hängt auch von dieser Relation ab, und je 
grösser sie ist, umso eher dürfte es auch gelingen, im internationalen Wettbewerb 
talentierte Wissenschaftler zu rekrutieren. interessanterweise verändert sich hier 
das Muster deutlich: Während bei den vorangehenden indikatoren Ostdeutschland 
jeweils leicht über dem Bundesdurchschnitt liegt und Berlin, Sachsen und punk-
tuell Mecklenburg-Vorpommern gut und die anderen ostdeutschen länder eher 
schlecht abschneiden, so ist dies nun umgekehrt. Gesamtdeutsche und nach Ost 
und West aggregierte Daten sind nicht publiziert, aber hinsichtlich der laufenden 
ausgaben pro Professor weisen die länder niedersachsen, Schleswig-Holstein und 
Bayern die höchsten ausgaben auf. Sachsen-anhalt folgt als erstes ostdeutsches 
land auf Rang vier, thüringen und Sachsen auf den Rängen neun und zehn. Bei 
den Drittmitteln je Professor ist dagegen wiederum Sachsen mit 254 000 Euro je 
Professor (2017) an der Spitze, gefolgt von Bremen mit 243 000 Euro und Berlin 
mit 206 000 Euro. Dies kann freilich sowohl daraus resultieren, dass die Forschung 
in einem land für Drittmittelgeber attraktiv ist, als auch aus einem hohen Druck 
zur Drittmittelakquise, z. B. weil die Grundfinanzierung der Professuren niedrig 
ist – die Bremer zahlen mit hohen Drittmitteln, aber niedrigen laufenden ausgaben 
legen diese Erklärung etwa nahe.

18 ausgaben für FuE und tertiäre Bildung unterscheiden sich zwischen den wissenschaftlichen Fachge-
bieten und Hochschultypen, etwa aufgrund unterschiedlicher nutzungen von infrastruktur, Geräten 
und Verbrauchsmaterial. Ein nicht quantifizierbarer teil der ausgabenunterschiede dürfte durch 
solche Unterschiede zwischen den ländern zu erklären sein.
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wissensOutput der hOchschulen

Während, wie oben bereits angemerkt, die Datenlage keine analysen zu for-
schungsbasierten Mechanismen der zusammenarbeit der Wissenschaft mit der 
Wirtschaft und zur technologiekommerzialisierung zulässt, gibt die Hochschul-
statistik des Sta tistischen Bundesamtes zumindest auskunft über die Prüfungen 
an Hochschulen pro Bundesland (vgl. abbildung 5). Dies gestattet Rückschlüsse 
auf die absolventen und damit auf die Mobilität impliziten und personifizierten 
Wissens zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft. Diese Betrachtung 
der Outputseite ist allerdings insofern unvollständig, als dass sie nicht umfasst, 
in welchem Bundesland die absolventen im anschluss arbeit suchen und finden 

420

506

284

456

469

608

494

412

475

513

389

424

430

436

498

437

188

188

243

176

154

189

178

126

163

169

206

145

139

254

130

162

0 100 200 300 400 500 600 700

Baden-Württemberg

Bayern

Bremen

Hamburg

Hessen

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz

Saarland

Schleswig-Holstein

Berlin

Brandenburg

Mecklenburg-Vorpommern

Sachsen

Sachsen-Anhalt

Thüringen

laufende Ausgaben der Hochschulen je Professor, 2017 in 1 000 Euro

Drittmittel der Hochschulen je Professor, 2017 in 1 000 Euro

aBBildunG 4

laUFEnDE aUSGaBEn UnD DRittMittEl DER HOCHSCHUlEn JE PROFESSOR, 2017

in 1 000 Euro 

anmerkung: in Vollzeitäquivalenten ohne drittmittelfinanzierte und nebenberufliche Professoren.

Quelle: Berechnungen des autors auf Basis von: Statistisches Bundesamt, https://www-genesis.
destatis.de/genesis/online, zugriff am 25.02.2020.
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und inwiefern dieses Wissen dann tatsächlich vor Ort bleibt.19 auch bei den 
bestandenen Prüfungen pro 100 000 Einwohner ist die Quote wiederum in 
Bremen, Hamburg und Berlin mit abstand am höchsten. Daneben weisen nur 
Baden-Württemberg, Hessen, nordrhein-Westfalen und Bayern Quoten über dem 
Bundesdurchschnitt auf, sowohl bei Promotionen als auch anderen Prüfungen. als 
bestes ostdeutsches Bundesland liegt Sachsen bei den Promotionen leicht über 
dem Bundesdurchschnitt, bei den anderen abschlüssen circa 13% darunter.
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BEStanDEnE PROMOtiOnEn UnD anDERE PRÜFUnGEn an HOCHSCHUlEn, 2018

Quelle: Berechnungen des autors auf Basis von: Statistisches Bundesamt, https://www-genesis.
destatis.de/genesis/online, zugriff am 25.02.2020.

19 So zeigen etwa abel und Deitz für die USa, dass einerseits Universitätsabsolventen mobil sind, 
andererseits aber durchaus ein zusammenhang zwischen der Existenz einer Hochschule und dem 
angebot und der nachfrage nach qualifizierten arbeitskräften in Ballungsräumen besteht, vgl. abel, 
Deitz (2011).
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externe BedinGunGen im umFeld der wissenschaFt

anknüpfend an das vorangehende argument der absorption der qualifizierten 
absolventen durch den ostdeutschen arbeitsmarkt wird als letzter aspekt dieser 
analyse betrachtet, ob die ostdeutschen Unternehmen in der lage erscheinen, 
das in der Wissenschaft generierte Wissen zu absorbieren.

in abbildung 6 wird das regionale FuE-Personal in der Wirtschaft dem regionalen 
FuE-Personal in der Wissenschaft gegenübergestellt. Der Quotient gibt also Hin-
weise darauf, wie hoch die Chance ist, dass Wissenschaftler auch FuE-Partner in 
Unternehmen im gleichen Bundesland finden. auch wenn dabei die Fachgebiets-
zugehörigkeit nicht berücksichtigt wird, die vielfach eine Grundvoraussetzung 
ist, um zusammenarbeiten zu können, gestatten die Daten doch einen groben 
Einblick in die absorptive Kapazität der regionalen Wirtschaft. Der gesamtdeutsche 
Quotient von 1,78 VzÄ FuE-Personal in der Wirtschaft pro VzÄ in der Wissen-
schaft wird in keinem ostdeutschen Bundesland erreicht. Ostdeutschland  
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Quelle: Berechnungen des autors auf Basis von: Bundesministerium für Bildung und Forschung: 
Datenportal, https://www.datenportal.bmbf.de/portal/de/tabelle-1.7.5.html; https://www.datenportal.
bmbf.de/portal/de/tabelle-1.7.7.html; https://www.datenportal.bmbf.de/portal/de/tabelle-1.7.10.html; 
zugriff am 26.02.2020; Statistisches Bun-desamt, https://www-genesis.destatis.de/genesis/online, 
zugriff am 25.02.2020.
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insgesamt erreicht mit 0,69 VzÄ weniger als ein Drittel des westdeutschen 
Wertes von 2,14 VzÄ. Von den sechs ostdeutschen ländern findet sich nur in 
thüringen mehr FuE-Personal in der Wirtschaft als in der Wissenschaft, in West-
deutschland trifft dies für alle länder mit ausnahme Bremens und des Saarlands zu.

ZusammenFassunG

zusammengefasst zeigen die Daten eine Reihe von Unterschieden in verschiedenen 
Dimensionen: 

1 stadtstaaten weisen bei der ausstattung mit wissenschaftlichen einrichtungen 
bessere werte als die flächenländer aus, was dadurch zu erklären ist, dass die einrich-
tungen in den städtischen zentren angesiedelt sind. Berlin befindet sich dabei in der 
regel auf dem niveau der westdeutschen stadtstaaten hamburg und Bremen.

2 die ostdeutschen flächenländer weisen grundsätzlich keinen ausstattungs-
rückstand auf, sondern sind bei vielen indikatoren (standorte, personal, ausga-
ben) sogar leicht im vorteil. allerdings begründet sich dieser vorteil häufig in 
sehr positiven werten für sachsen, das teilweise sogar deutlich bessere werte 
aufweist als die besten westdeutschen flächenländer. in den anderen ostdeut-
schen flächenländern, insbesondere in Brandenburg, thüringen und sachsen- 
anhalt, ist die ausstattung mit öffentlicher forschung und tertiärer Bildung 
teilweise deutlich schlechter.

3 nimmt man die drittmittel als ein Maß, wie attraktiv die forschung in einem 
Bundesland für sponsoren und auftraggeber von außerhalb ist, dann erscheinen 
sachsen und Berlin im vergleich der länder als sehr attraktiv, willens und in der 
lage, überdurchschnittlich viele drittmittel einzuwerben.

4 der wissensoutput der wissenschaftlichen einrichtungen wurde auf der Basis 
der bestandenen prüfungen abgeschätzt. Mit ausnahme Berlins fällt dieser in 
ostdeutschland geringer aus als im westen.

5 die wirtschaft in ostdeutschland bleibt bei den eigenen forschungsaktivitäten 
deutlich hinter westdeutschland zurück und weist damit eine niedrigere absorp-
tive kapazität für wissenschaftliches wissen auf.
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FaZit und reGiOnalpOlitische 
handlunGsOptiOnen

Fritsch et al. haben darauf hingewiesen, dass neben der Qualität und Kom-
plementarität der Forschung und lehre die Einbindung der Wissenschaft in 
regionale innovationsnetzwerke zentral ist, um regionales wissenschaftsbasiertes 
Wachstum zu fördern.20 Die Bedingungen auf der Unternehmensseite und die 
absorptive Kapazität der Unternehmen für FuE sind Voraussetzungen dafür, dass 
Hochschulen mehr als „Kathedralen in der Wüste“ sind. Die vorliegende analyse 
hat deutlich gemacht, dass unter den ostdeutschen Bundesländern Sachsen und 
Berlin hervorragend mit wissenschaftlichen Ressourcen ausgestattet sind. aller-
dings werden diese Ressourcen nur sehr beschränkt regional angenommen. Die 
ostdeutsche Wirtschaft verfügt nur über wenige Forschungsstätten und einen 
niedrigen Bestand an FuE-Personal in der Wirtschaft, was die Möglichkeiten zur 
zusammenarbeit mit der Wissenschaft begrenzt. auch ist das interesse der Stu-
dierenden an einer tertiären ausbildung an ostdeutschen Hochschulen geringer 
als an westdeutschen Hochschulen, wie die selbst in Sachsen unterdurchschnitt-
lichen absolventenzahlen illustrieren. Wie kann die regionale Wirtschafts- und 
innovationspolitik dazu beitragen, dies zu ändern und wissenschaftsbasierte 
Regionalentwicklung zu fördern?

Erstens sind Existenzgründungen und akademische Start-ups ein wichtiger,  
aber eher langfristiger Weg zur Steigerung der Wissensintensität der Wirtschaft. 
Die Erfahrungen mit der Förderung aus dem EXiSt-Gründerstipendium, dem 
bundesweit bedeutendsten Programm zur Förderung akademischer Start-ups, 
deuten außerdem darauf hin, dass ostdeutsche Regionen dabei ungünstiger ab-
schneiden als viele westdeutsche Regionen: So waren die Gründungsquoten in diesem 
Förderprogramm in Mecklenburg-Vorpommern, thüringen und Sachsen- 
anhalt deutschlandweit am niedrigsten, und ostdeutschen ländern gelingt es  
– mit ausnahme Brandenburgs – seltener, neugründungen aus anderen Bundes- 
ländern anzusiedeln.21 insofern ist es für die Schaffung junger wissensbasierter 
Unternehmen essenziell, dass die anstrengungen zur Steigerung der anzahl und 
der Erfolgsquote akademischer Start-ups in Ostdeutschland gesteigert werden.

Zweitens verfügen alle ostdeutschen Bundesländer über vielfältige Programme, 
die Forschung, Entwicklung und innovationen in Unternehmen unterstützen.22 
Wichtig ist dabei, dass auch kleine und mittlere Unternehmen (KMU) und  

20 Vgl. Fritsch et al. (2007), 214.

21 Vgl. Kulicke (2018).

22 Vgl. Bundesministerium für Forschung und Bildung (2018b).
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Unternehmen ohne eigene FuE an Kooperationen mit der Wissenschaft herange- 
führt werden. Dazu braucht es vor allen Dingen niederschwellige angebote wie z. B.: 

•	 populärwissenschaftliche fachveranstaltungen, welche sich explizit an praktiker 
in wirtschaft und Gesellschaft richten,

•	 unternehmenspraktika für studierende und doktoranden bzw. hochschulpraktika 
für techniker und ingenieure,

•	 studentische projekt- und abschlussarbeiten für/mit unternehmen,

•	 innovationsschecks, mit denen kMu kurzfristig und unbürokratisch im kleinen 
rahmen wissenschaftliche expertise beziehen können,

•	 kostenlose innovationsberatungen, in denen probleme und schwächen analy-
siert und eine Beteiligung der wissenschaft an der problemlösung abgeklärt 
werden kann.

Drittens kann die gute wissenschaftliche ausstattung auch zu einem wichti-
gen argument bei der ansiedlung von Unternehmen und Forschungsstätten 
werden. Verschiedene analysen legen nahe, dass die Qualität der lokalen 
Wissenschaft, also exzellente Forscher oder angesehene Forschungsinstitute, 
sich positiv auf die Standortwahl von Unternehmen auswirkt, insbesondere 
in wissensintensiven Branchen.23 Hochschulen und Wissenschaftsministerien 
können dies bei der Stellenbesetzung berücksichtigen und auf „Exzellenzkerne“ 
setzen, deren Größe und Qualität geeignet ist, eine solche anziehungskraft zu 
entfalten.

Viertens ist ein Vorteil eines zweigeteilten tertiären Bildungssektors mit for-
schungsintensiven Universitäten und lehrintensiven FH, dass bereits vom  
System her unterschiedliche Schwerpunkte und aktivitätsprofile vorgesehen 
sind. Dadurch lassen sich in den FHs ein regionaler Fokus und regional orientierte 
themensetzung leichter erreichen und Konflikte zwischen wissenschaftlicher 

23 Vgl. Mariani (2002); zucker et. al. (1998).
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Exzellenz und anwendungsorientierung besser vermeiden.24 zwar verfügt Ost-
deutschland über eine zu Westdeutschland vergleichbare anzahl von FH-Stand-
orten, aber die deutlich geringeren ausgaben (pro Einwohner, vgl. tabelle 2) 
legen nahe, dass die ausstattung noch verbessert werden kann. Dies käme noch 
stärker als bei Universitäten der regionalen Wirtschaft zugute, wie auch Studien 
in anderen ländern gezeigt haben.25

Fünftens zeigen sich zwischen den ostdeutschen ländern deutliche Unter-
schiede, aus denen ohne zweifel die Schlussfolgerung gezogen werden muss, 
dass jedes Bundesland eine eigene Strategie braucht, wie die regionale  
wissenschaftsbasierte Entwicklung unterstützt werden kann. Sachsen und 
Berlin erscheinen aufgrund der hervorragenden ausstattung mit Univer-
sitäten und Wissenschaftseinrichtungen etwa am ehesten für eine Exzel-
lenzstrategie prädestiniert. Brandenburg könnte sich als Standort für junge 
Unternehmen aus Berliner Hochschulen profilieren, der die Vorteile von 
zentrumsnähe und „Green-Field“-Standorten verbindet. Für Sachsen-anhalt, 
Mecklenburg-Vorpommern, thüringen und die Berlin-fernen Räume Bran-
denburgs böte sich dagegen eher eine Strategie an, die auf einen starken 
FH-Sektor und eine niederschwellige zusammenarbeit mit Wirtschaft und 
Gesellschaft setzt – dies alles natürlich unter dem Vorbehalt, dass genauere  
regionale analysen eine unabdingbare Voraussetzung jeder politischen Stra-
tegie sein müssen.
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histOrischer und institutiO-
neller hinterGrund

Die Gründung der Sparkassen erfolgte gemäß dem auftrag, den Finanzierungs-
bedarf kleiner und mittelständischer lokaler Betriebe zu decken und somit die 
lokale Wirtschaft und Beschäftigung zu fördern. Die Sparkassen unterliegen 
daher der gesetzlichen Beschränkung, Kredite nur lokal, also in der Regel inner-
halb einer Stadt oder eines landkreises, zu vergeben.

im zuge der sowjetischen Besetzung Ostdeutschlands im Jahr 1945 wurden alle 
Privatbanken geschlossen. Die 310 Sparkassen in der sowjetisch besetzten zone 
jedoch waren hiervon als öffentlichrechtliche Kreditinstitute ausgenommen. 
Durch die Einrichtung von Bezirken im Jahr 1952 wurden die länder in der DDR 
aufgelöst, und jedem Bezirk wurde eine Sparkasse zugeteilt. Wie in der Bundes-
republik war auch die Kreditvergabe der ostdeutschen Sparkassen geographisch 
begrenzt. Die ostdeutschen Sparkassen unterlagen jedoch nicht dem Wettbewerb 
und waren auch nicht unabhängig – ihnen wurden die Kunden zugewiesen, und 
sie unterstanden direkt dem Finanzministerium und später der Staatsbank. in der 
DDR bestanden die Hauptaufgaben der 196 Sparkassen in der Verwaltung von 
Einlagen und der Vergabe von Verbraucherkrediten.1

Kurz nach der Wiedervereinigung wurden die ostdeutschen Sparkassen in den  
in der Bundesrepublik Deutschland geltenden rechtlichen Rahmen überführt. 
Dabei fand in großem Maße eine Konsolidierung statt – in Ostdeutschland gibt 
es heute noch 72 Sparkassen – und in dem zusammenhang auch eine neu- 
definition der ostdeutschen Sparkassen entlang der Grenzen der neu geschaffenen 
landkreise. Wichtig hierbei ist, dass die ostdeutschen Sparkassen im Rahmen der 
Wiedervereinigung auch dieselben grundlegenden Governancestrukturen wie ihre 
westdeutschen Pendants übernahmen.2

Die Führungsstruktur der Sparkassen ermöglicht es Kommunalpolitikern, Kredit- 
entscheidungen der Sparkassen zu beeinflussen. Die öffentlichen Körper- 
schaften (Städte und landkreise) haben das Recht, Positionen innerhalb des 
Sparkassenverwaltungsrates und des Kreditausschusses ihrer Sparkasse vor Ort 
zu besetzen. Generell ist der Vorsitzende beider Gremien der politische Vertreter 
des Kreises, also in den meisten Fällen der Bürgermeister oder landrat. Dieser 
politische Einfluss offenbart sich insbesondere dann, wenn eine Sparkasse Kredite 
über eine bestimmte Größenordnung oder Risikogrenze hinaus anbietet, da das 

1 Vgl. Klein (2002), 45–46.

2 Ebenda, 46–48.
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Überschreiten dieser Grenzen durch die Verwaltungsratsmitglieder im Kredit-
ausschuss genehmigt werden muss und beide Gremien von den Kreispolitikern 
dominiert werden. Mit Hilfe dieses instrumentariums können Kommunalpolitiker 
die Kreditvergaberichtlinien der Sparkasse verzerren und dadurch möglicherweise 
politischen ziele mit Hilfe der Kreditvergabe realisieren.

pOlitische kreditverGaBe- 
Zyklen

Die theorie der politischen Konjunkturzyklen zeigt, dass Politiker vor den Wahlen 
anreize zu einer expansiven Finanzpolitik haben, um ihre Beliebtheit zu steigern. 
Politiker könnten zum Beispiel vor Wahlen bestrebt sein, die arbeitslosenquote kurz- 
fristig zu senken. nach erfolgter Wahl verfolgen sie dann allerdings eine deflationäre 
Politik, um die daraus resultierenden inflationären tendenzen zu bekämpfen.3 Wir 
zeigen in diesem Kapitel, dass es dieses Verhalten auch bei deutschen Kommunen 
gibt. Kommunalpolitiker greifen auf die ihnen durch die Sparkassen ermöglichten 
Mittel zurück und betreiben vor den Wahlen eine expansive Kreditpolitik.

Für die Verzerrungen, die im Verhalten politisch verbundener oder staatseigener 
Banken und Unternehmen entstehen, insbesondere in ländern mit schwachen 
institutionen, gibt es zahlreiche nachweise. Studien zeigen, dass Staatseigentum 
an Banken in ärmeren ländern mit ineffizienten Regierungen, unterentwickelten 
Finanzsystemen und schwachem Schutz der Eigentumsrechte stärker verbreitet 
ist.4 Sapienza (2004) weist auf, dass staatseigene Banken in italien niedrigere 
zinsen berechnen. Das trifft umso mehr zu, je stärker die mit einem bestimmten 
Unternehmen verbundene politische Partei in dem Gebiet ist, in dem das Unter-
nehmen Kredite aufnimmt. Weitere Beispiele liefern unter anderem Khwaja und 
Mian (2005), Carvalho (2014) sowie akey (2015). Englmaier und Stowasser 
(2014) zeigen darüber hinaus wahlbedingte Kreditvergabezyklen bei deutschen 
Sparkassen unter Verwendung einer von unserer abweichenden Vorgehensweise.

Wir verwenden die Bilanzdaten von 452 deutschen Sparkassen aus den Jahren  
1995 bis 2006 und kombinieren diese mit Daten über Kommunalwahlen, um  
das unterschiedliche Kreditvergabeverhalten von Sparkassen über die legislatur- 
periode zu untersuchen. Während unseres Stichprobenzeitraums fanden in jedem 
Jahr mit ausnahme der Jahre 2000 und 2005 in mindestens einem und maximal 
neun Bundesländern Kommunalwahlen statt. So können wir Beobachtungen in 

3 Vgl. nordhaus (1975).

4 Vgl. Dinc (2015).
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Bundesländern mit Wahlen und Beobachtungen in Bundesländern ohne Wahlen 
vergleichen. Darüber hinaus vergleichen wir die Kreditvergaben jeder Sparkasse in 
Wahljahren mit deren eigenen Kreditvergaben in anderen Jahren. Wir kontrollieren 
für zeitlich veränderliche regionale Konjunkturbedingungen, wie insbesondere den 
anstieg der Pro-Kopf-Verschuldung und die Pro-Kopf-zunahme des Bruttoinlands- 
produkts (BiP).

Überdies vergleichen wir das Kreditvergabeverhalten der Sparkassen in den neuen 
Bundesländern mit denen im alten Bundesgebiet. So können wir erkennen, ob 
dieselben weitergefassten politischen Kreditvergabemuster auch in Ostdeutschland 
zu beobachten sind, einer Region, in der der institutionelle Kontext der Sparkassen 
vergleichsweise neu ist. Die Berliner Sparkasse haben wir hierbei ausgenommen,  
da die Sparkassen im ehemaligen West- und Ostberlin 1990 fusionierten.

Variablenname Beschreibung Datenquelle 
Panel A: abhängige Variablen

zunahme des  
Kreditvergabevolumens

Veränderung im jährlichen Gewerbekreditvolu-
men (in %) für jede einzelne Sparkasse Bankscope

Kreditvergabe/
Vorjahresbilanzsumme

anteil des Kreditvergabevolumens an aktiva 
des Vorjahres Bankscope

Rückstellungen/
Vorjahreskreditvolumen

Summe der Rückstellungen als (prozentualer) 
anteil an der Summe der Kreditvergaben des 
Vorjahres

Bankscope

zinserträge/
Vorjahresbilanzsumme

anteil der zinserträge an aktiva des Vorjahres 
(in %) Bankscope

Panel B: unabhängige Variablen

Wahl ist 1, wenn im jeweiligen Jahr eine Wahl in 
einem gesamten Bundesland stattfand, sonst 0 Destatis

direkter Wettbewerb
niederlassungen direkter Mitbewerber 
(Geschäfts- und Genossenschaftsbanken) 
gegenüber Sparkassen-niederlassungen nach 
Sparkassengruppe

Bundesbank

anzahl zusammenschlüsse anzahl der zusammenschlüsse innerhalb einer 
Sparkassengruppe pro Jahr Bankscope

regionale zunahme der Pro-Kopf- 
Verschuldung

jährliche zunahme der Pro-Kopf-Verschuldung 
in der Kommune, in der sich die Sparkasse 
befindet

Destatis 

regionales Pro-Kopf-Wachstum  
des BiP

jährliches Wachstum des Pro-Kopf-BiP in der 
Kommune, in der sich die Sparkasse befindet Destatis 

ln (Sparkassenbilanzsumme) natürlicher logarithmus der Bilanzsumme (in 
Mrd.) der Sparkasse (bzw. Sparkassengruppe) Bankscope

taBelle 1

DatEnQUEllEn

Quelle: Darstellung der autoren.
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Panel A: Ostdeutschland

N Mittel Std.-Abw. Min. Max.

Bilanzsumme (Mrd. Euro) 912 1,179 0,94 0,2234 5,333

Kredite (Mrd. Euro) 912 0,17 0,168 0,054 1,1242

Kreditzunahme (%) 836 1,882 8,774 –16,011 13,934

Kreditausfallrückstellungen (Mrd. Euro) 452 0,024 0,02 0 0,128

KaR/Kredite 452 0,141 0,07 0,015 0,241

Kapitalrendite (ROa) 836 0,055 0,005 0,05 0,072

direkter Wettbewerb 836 0,751 0,212 0,344 1,361

anzahl zusammenschlüsse 912 0,049 0,231 0 3

regionales Schuldenwachstum (%) 836 0,751 0,212 0,344 1,361

regionales BiP-Wachstum p. K. (%) 589 2,827 3,097 –4,056 7,147

Panel B: Westdeutschland

N Mittel Std.-Abw. Min. Max.

Bilanzsumme (Mrd. Euro) 4 512 1,665 1,41 0,234 5,33

Kredite (Mrd. Euro) 4 512 0,505 0,464 0,054 1,746

Kreditzunahme (%) 4 136 0,626 6,988 –16,011 13,934

Kreditausfallrückstellungen (Mrd. Euro) 2 213 0,038 0,052 0 0,476

KaR/Kredite 2 213 0,08 0,058 0,015 0,241

Kapitalrendite (ROa) 4 136 0,061 0,006 0,05 0,072

direkter Wettbewerb 4 001 0,879 0,268 0,326 1,656

anzahl zusammenschlüsse 4 512 0,027 0,166 0 2

regionales Schuldenwachstum (%) 3 861 0,28 3,856 –8,22 7,363

regionales BiP-Wachstum p. K. (%) 4 454 1,689 2,775 –4,056 7,147

taBelle 2

DESKRiPtiVE StatiStiK

Quellen: Bankscope; Destatis; Deutsche Bundesbank; Berechnung der autoren.
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alle von uns in dieser Studie verwendeten Variablen sind wie in tabelle 1 darge- 
stellt definiert. Die statistischen zusammenfassungen sind in tabelle 2 unter-
schieden nach west- und ostdeutschen Sparkassen dargestellt. Dass das Kredit-
volumen ostdeutscher Sparkassen über diesen zeitraum niedriger war als das ihrer 
westdeutschen Pendants, ist nicht überraschend. Es zeigt sich aber ein rapider 
trend zur angleichung. tatsächlich war die Kreditwachstumsrate ostdeutscher 
Sparkassen annähernd dreimal so hoch wie die westdeutscher Sparkassen.

Wir beginnen mit der Darstellung des jährlichen zuwachses beim Gesamtkredit-
volumen und beim Kreditvolumen im Verhältnis zur gesamten aktiva des Vorjahres 
für die legislaturperiode bei westdeutschen wie ostdeutschen Sparkassen.5 
abbildung 1 zeigt die jährliche Steigerungsrate der Gesamtkreditvergabe in den 
Wahljahren, ein Jahr vor der Wahl und ein Jahr nach der Wahl. Wir sehen, dass 
es im laufe des Wahljahres zu einer zunahme der Kreditvergaben durch lokale 
Sparkassen in beiden Regionen kommt.

Um das ausmaß der Effekte politischer Kreditvergaben auf das Kreditwachstum 
abzuschätzen, führen wir Regressionen der jährlichen Steigerungsrate bei den 
Gesamtkreditvergaben durch. Die Ergebnisse sind in tabelle 3 dargestellt. 
Wir stellen fest, dass die Kreditzunahme sowohl bei ostdeutschen als auch bei 
westdeutschen Sparkassen in den Jahren mit einer Wahl höher ist. Obwohl die 
Magnitude des Koeffizienten in Ostdeutschland viel höher ist, ist die Größe 
des Koeffizienten im Verhältnis zu den durchschnittlichen Steigerungsraten der 
beiden Stichproben in etwa gleich. Dies lässt vermuten, dass die Bedeutung des 
politischen Drucks auf die Kreditvergabe in beiden Regionen ein vergleichbares 
ausmaß hat.

5 anzumerken ist, dass die legislaturperioden je nach Bundesland zwischen vier und sechs Jahren 
betragen. Um daher ein Überlappen von Wahljahren mit Jahren ohne Wahlen zu vermeiden, bilden 
wir die ausgangsvariablen in einem Vierjahreszyklus ab, d. h., wir beginnen ein Jahr vor dem Wahljahr 
und enden zwei Jahre nach dem Wahljahr.
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aBBildunG 1

KREDitVERGaBEVOlUMEn in WaHlzyKlEn: OStDEUtSCHlanD VS. WEStDEUtSCHlanD

in %

Quellen: Bankscope; Destatis; Deutsche Bundesbank; Berechnung und Darstellung der autoren.

O s t d e u t s c h l a n d  — e i n e  B i l a n z



kreditqualitÄt
Die auf Basis von Begünstigungen vergebenen Kredite sind am Ende häufig von 
geringerer Qualität als solche, die in einem durch Wettbewerb geprägten Markt 
vergeben werden. Haselmann, Schoenherr und Vig (2014) zeigen beispielsweise, 
dass derartige Begünstigungen z. B. unter Mitgliedern deutscher Rotary Clubs, 
gängig sind. Sie zeigen auch auf, dass derartige Kredite schlechter verlaufen als 
Kredite, die im Wettbewerb am Markt vergeben werden. Dies gilt anscheinend 
für Sparkassen in Ost- wie in Westdeutschland. Die deskriptive Evidenz für 
Kreditqualitätszyklen ist konsistent mit der eben präsentierten Evidenz für die 
wahlzyklische Kreditvergabe.

Ostdeutschland Westdeutschland
(1) (2) (3) (4)

Wahl 1,5650*** 1,5682** 0,6833*** 0,7613***

(0,505) (0,651) (0,214) (0,242)

log(aktiva) — –26,3321** — –22,4023***

— (10,567) — –2,131

direkter Wettbewerb — 35,893 — 5,2932***

— (3,149) — (0,954)

anzahl zusammenschlüsse — –0,2531 — –1,4067*

— (1,416) — (0,744)

regionale zunahme der Pro-Kopf- 
Verschuldung — 0,1993 — 0,0278

— (0,169) — (0,035)

regionales Pro-Kopf-Wachstum des BiP — –0,1387* — –0,1478***

— (0,077) — (0,027)

feste Effekte der Bank ja ja ja ja

bereinigtes R-Quadrat 0,004 0,031 0,001 0,079

anzahl Beobachtungen 836 542 4 136 3 808

taBelle 3

KREDitzUnaHME (in %) UnD WaHlJaHRE

Quellen: Bankscope; Destatis; Deutsche Bundesbank; Berechnung der autoren.
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Anteil der Rückstellungen am Gesamtkreditvolumen des Vorjahres (in %) - Ostdeutschland
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aBBildunG 2

aUSFallRÜCKStEllUnGEn iM zEitaBlaUF DES WaHlzyKlUS – OStDEUtSCHlanD VS. 
WEStDEUtSCHlanD

in %

Quellen: Bankscope; Destatis; Deutsche Bundesbank; Berechnung und Darstellung der autoren.
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Anteil der Zinserträge an Aktiva des Vorjahres - Westdeutschland
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zinSERtRÄGE iM zEitaBlaUF DES WaHlzyKlUS – OStDEUtSCHlanD GEGEnÜBER WESt-
DEUtSCHlanD

in %

Quellen: Bankscope; Destatis; Deutsche Bundesbank; Berechnung und Darstellung der autoren.
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zunächst untersuchen wir, wie sich die ausfallrückstellungen von Sparkassen  
im Wahljahr und in den nachfolgenden zwei Jahren nach der Wahl von dem/ 
den Jahr(en) vor der Wahl unterscheiden.6 Wenn die im Verlauf des Wahljah-
res vergebenen Kredite so sicher wie andere Kredite sind, sollten wir keinerlei 
systematische Beziehung zwischen Rückstellungen und dem Wahlzyklus sehen. 
abbildung 2 zeigt hingegen, dass die Rückstellungen für Verluste unmittelbar 
nach Wahljahren ansteigen.

Überdies widerlegen unsere in tabelle 4 dargestellten Ergebnisse die Hypothese, 
dass ausfallrückstellungen nicht den Wahlzyklen unterliegen. Unseren Erkennt-
nissen zufolge sind die ausfallrückstellungen der Sparkassen in den Jahren nach 
einer Wahl signifikant höher. Diese Feststellung offenbart die riskantere natur 
der politisch initiierten Kredite. interessanterweise scheint dieses Ergebnis im 

6 Wir haben lediglich zugang zu den gesamten ausfallrückstellungen der Sparkassen ab 2001. Da sich 
jedoch deutsche Sparkassen bekanntermaßen fast ausschließlich im Kreditgeschäft mit Privat- und 
Gewerbekunden betätigen, nehmen wir an, dass diese Variable gut als Stellvertreter für Kreditaus-
fallrückstellungen/-rücklagen geeignet ist.

Ostdeutschland Westdeutschland

(1) (2) (3) (4)
nach 0,0241*** 0,0237*** 0,0009 0,0018*

(0,003) (0,003) (0,001) (0,001)

log(aktiva) — 0,0515 — 0,0208
— (0,106) — (0,022)

direkter Wettbewerb — 0,0107 — –0,0554***
— (0,025) — (0,006)

anzahl zusammenschlüsse — 0,0086* — –0,0021
— (0,005) — (0,002)

regionale zunahme der Pro-Kopf-
Verschuldung — –0,0015* — 0,0002

— (0,001) — (0,000)

regionales Pro-Kopf-Wachstum des BiP — –0,0011 — 0,0009***
— (0,001) — (0,000)

feste Effekte der Bank ja ja ja ja

bereinigtes R-Quadrat 0,107 0,127 0,000 0,095

anzahl Beobachtungen 452 308 2 213 2 068

taBelle 4

antEil KREDitaUSFallRÜCKlaGEn an KREDitEn UnD zEitRaUM naCH WaHlEn

Quellen: Bankscope; Destatis; Deutsche Bundesbank; Berechnung der autoren.
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ostdeutschen Umfeld belastbarer zu sein. Eine spekulative Erklärung dafür ist, 
dass schwächere institute in Ostdeutschland im Rahmen ihrer Kreditvergabe 
möglicherweise anfälliger für politische Prozesse sind. Wie groß dieser Unter-
schied tatsächlich ist und was die möglichen triebkräfte dieser Differenz sind, 
erfordern jedoch eine weitere Untersuchung, bevor hierzu belastbare aussagen 
getroffen werden können.

als zweites untersuchen wir die Summe der zinserträge der Sparkassen im Ver-
hältnis zur Bilanzsumme. abbildung 3 zeigt, dass Sparkassen während und nach 
einer Wahl niedrigere zinserträge im Verhältnis zur gesamten aktiva des Vorjahres 
erzielen. Dies deutet wiederum darauf hin, dass die Qualität der Kredite durch 
den Wahlzyklus beeinflusst ist.

Wir schätzen die Wahljahr-Effekte auf die Gesamtleistung der Sparkassen 
in gleicher Weise wie vorher ein. Die Ergebnisse sind in tabelle 5 dargestellt. 
alle angaben zeigen, dass die Sparkassen bei Krediten, die während der 
Wahljahre vergeben wurden, ein schlechteres Ergebnis erzielen (weniger 
verdienen). Der zinsertrag je Euro Bilanzsumme des Vorjahres liegt 0,7 Cent 

Ostdeutschland Westdeutschland

(1) (2) (3) (4)
nach –0,0044*** –0,0038*** –0,0022*** –0,0009***

(0,000) (0,000) (0,000) (0,000)

log(aktiva) — –0,0214*** — –0,0360***
— (0,005) — (0,002)

direkter Wettbewerb — –0,0023 — 0,0142***
— (0,002) — (0,001)

anzahl zusammenschlüsse — 0,0005 — –0,0003
— (0,001) — (0,001)

regionale zunahme der Pro-Kopf-Ver-
schuldung — 0,0000 — 0,0000

— (0,000) — (0,000)

regionales Pro-Kopf-Wachstum des BiP — 0,0000 — –0,0001***
— (0,000) — (0,000)

feste Effekte der Bank ja ja ja ja
bereinigtes R-Quadrat 0,273 0,324 0,036 0,330
anzahl Beobachtungen 836 542 4 136 3 808

taBelle 5

antEil zinSERtRÄGE an aKtiVa UnD zEitRaUM naCH DER WaHl

Quellen: Bankscope; Destatis; Deutsche Bundesbank; Berechnung der autoren.
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niedriger. auch hier beobachten wir interessanterweise, dass diese Beziehung 
bei ostdeutschen Sparkassen stärker ausgeprägt ist. in diesem Fall liegt die 
Größenordnung des Koeffizienten für die ostdeutschen Sparkassen mehr als 
zweimal über dem der westdeutschen Sparkassen, skaliert mittels der abhän-
gigen Variable.

FaZit
Die lokale Beschränkung der aktivitäten in Kombination mit dem erheblichen 
Einfluss kommunaler Politiker auf die Kreditentscheidungen der Sparkassen lässt 
vermuten, dass der Einsatz von Sparkassen zu politischen zwecken möglich ist. 
Unsere empirischen Ergebnisse zeigen, dass Politiker ihre Position aktiv zu ihrem 
eigenen politischen Vorteil nutzen, indem sie in dem Jahr, in dem in ihrer Kom-
mune Wahlen anstehen, mehr Kredite und Kredite zu günstigeren Konditionen 
gewähren. Die Führungsstrukturen deutscher Sparkassen können somit politische 
Kreditvergabezyklen und eine Fehlleitung von Kapital hervorrufen und auch 
Verzerrungen des Wahlvorgangs zur Folge haben.

Betrachtet man speziell ostdeutsche Sparkassen, so lässt sich beobachten, dass der 
politische Einfluss fest in der Unternehmensführungsstruktur verankert zu sein 
scheint. Das ausmaß des Effekts scheint in Ostdeutschland sogar noch größer zu 
sein, was wir auf politische traditionen und die schwächere wirtschaftliche Situation 
in Ostdeutschland zurückführen. Um politische Kreditvergaben in der zukunft 
zu vermeiden, muss die Unternehmensführung der Sparkassen verbessert werden. 
Eine mögliche lösung könnte sein, herausgehobene Positionen im Sparkassen-
verwaltungsrat und Kreditausschuss mit unabhängigen Fachkräften zu besetzen, 
und nicht mit lokalen Politikern.
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transFOrmatiOn 
und FinanZmÄrkte: 
die rOlle evidenZ-
Basierter pOlitik

claudia Buch
Präsidentin des iWH von 2013 bis 2014



eröFFnunGsvOrtraG anlÄss-
lich der taGunG „eurOpas  
FinanZmarkt: ZwanGsehe Oder 
lOse BekanntschaFt“,  
26. FeBruar 2020, halle (saale)

claudia m. Buch (deutsche BundesBank)*

Die transformation der Planwirtschaften Osteuropas in markwirtschaftliche Systeme, 
die integration Ost- und Westeuropas und die deutsche Wiedervereinigung 
waren recht einmalige politische und gesellschaftliche Prozesse. Es gab keine 
„Evidenz“ aus früheren zeiten, an denen sich die handelnden akteure orientieren 
konnten. zeigt dies die Grenzen evidenzbasierter Politik auf? Einer Politik, 
die Maßnahmen vorab evaluiert, deren Wirkungen beobachtet und aus diesen 
empirischen Beobachtungen systematisch Schlüsse für zukünftiges politisches 
Handeln zieht?

in einem eng definierten Sinn evidenzbasierter Politik muss die antwort auf diese 
Frage sicherlich „Ja“ lauten. Es gibt Grenzen evidenzbasierter Politik in zeiten 
großer gesellschaftlicher Umwälzungen und wenn (wirtschafts-)politische Maß-
nahmen so weit aus dem Rahmen des bisher Bekannten heraustreten, dass Ver-
haltensmuster der Vergangenheit kaum Rückschlüsse auf zukünftiges Verhalten 
zulassen.1 in solchen Phasen sind alle sozialwissenschaftlichen Disziplinen gefordert, 
politische Prozesse aus einem breiten Fundus an Wissen und Erfahrungen heraus 
zu begleiten. Empirisch messbare Effekte einzelner Maßnahmen sind in solchen 
Umbruchzeiten nicht verfügbar.

So verstanden könnten Überlegungen zur Rolle evidenzbasierter Politik generell 
und speziell zur Frage, wie Finanzmärkte zur transformation von wirtschaftlichen 
Systemen beitragen, schnell enden.

* ich danke Julika Herzberg, lars Holstein, Philip Jamaldeen, Philipp Marek, dem PHF-team des 
Forschungszentrums der Bundesbank, Michael Richter, Mirko titze, Birgit Uhlenbrock, Edgar Vogel 
und Benjamin Weigert für wertvolle Hinweise und Beiträge zu einer früheren Version dieses Papiers. 
alle Fehler und Ungenauigkeiten gehen allein zu meinen lasten.

1 Das argument von lucas (1976), dass wirtschaftspolitische Maßnahmen zu einer Verhaltensänderung 
führen, die „lucas-Kritik“, gilt hier also in besonderem Maße.
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Dies übersieht aber den gewaltigen methodischen Wandel der vergangenen  
30 Jahre. in den Wirtschaftswissenschaften, wie in anderen Sozialwissenschaften, 
hat ein methodischer Umbruch stattgefunden. Die zahl der Publikationen 
beispielweise, die in der Datenbank „Econis“ der Kieler zentralbibliothek für 
Wirtschaftswissenschaften zum thema micro-data oder evidence-based erfasst 
wurden, verzehnfachte sich im Vergleich der Jahre 1990 bis 1999 und 2000 bis 
2009 (vgl. abbildung 1). Methodische Fortschritte im Bereich der ökonometrischen 
und statistischen auswertung von Mikrodaten, deren bessere Verfügbarkeit über 
Forschungsdatenzentren und institutionelle Reformen, die öffentlichen institutionen 
Mandate für evidenzbasierte Politik zuweisen, haben den transfer von Forschungs- 
ergebnissen unterstützt.2 Cass Sunstein spricht von einer „Revolution“ der Kosten- 
nutzen-analyse politischer Maßnahmen.3

Eine wichtige Erkenntnis evidenzbasierter Politik und der zugrunde liegenden 
Forschung ist, dass einzelwirtschaftliche Daten erforderlich sind, um die Wirkung 
von Maßnahmen ursächlich (kausal) zu untersuchen. Es müssen informationen  
darüber vorliegen, welche Unternehmen oder Haushalte von bestimmten 
Maßnahmen betroffen waren, um Wirkungen untersuchen zu können. in den 

2 Vgl. Buch, Riphahn (2019) oder Buch et al. (2019).

3 Vgl. Sunstein (2018).
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aBBildunG 1

PUBliKatiOnEn in ECOniS zU DEn tHEMEn „MiCRO-Data“ UnD „EViDEnCE-BaSED“

anmerkung: Es handelt sich um die Ergebnisse von Suchanfragen in der Datenbank „Econis“ der 
Kieler zentralbibliothek für Wirtschaftswissenschaften, zugriff am 06.03.2020.

Quelle: www.econbiz.de.
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vergangenen Jahren sind neue Datensätze erschlossen worden, die aufschluss 
über die Wirksamkeit politischer Maßnahmen geben können, und die intensiv für 
die Forschung genutzt werden. Methodische innovationen bei der analyse von 
Mikrodaten kommen hinzu.

Das heißt: Wir wissen heute deutlich mehr darüber, wie wirtschaftliche Entwick-
lungsprozesse verlaufen, wie sich einzelne Unternehmen anpassen und welche 
Rolle die Politik spielen kann. Diese Erkenntnisse können zum einen dazu dienen, 
die Vergangenheit besser zu verstehen. Sie können zum anderen aufzeigen, wie 
Politik erfolgreich gestaltet werden kann und wie Fehler vermieden werden 
können.

Denn „transformation“ ist kein abgeschlossener Prozess, der mit der integration 
Osteuropas beendet ist, sondern eine kontinuierliche aufgabe. „transformation“ 
war nach der jüngsten Finanzkrise in Europa ebenso erforderlich wie aktuell, um 
mit den Folgen des Klimawandels umzugehen. Wachstumsmodelle, die stark von 
Krediten ausländischer investoren abhängig waren, mussten nach der Finanzkrise 
umgestellt werden; Wirtschaftsmodelle, die stark von der nutzung CO2-intensiver 
Ressourcen abhängig sind, müssen sich zukünftig in nachhaltige Geschäftsmodelle 
verwandeln.

Gibt es also lehren aus der transformation Osteuropas generell und Ostdeutsch-
lands im Speziellen für zukünftige transformationsprozesse? in diesem Beitrag 
entwickle ich drei thesen:

1 funktionierende finanzmärkte können einen wichtigen Beitrag zu erfolgreichen 
transformationsprozessen leisten. produktivität und innovationen entstehen 
dabei aus einem engen zusammenspiel vieler Märkte, akteure und institutionen. 

2 eine fehlallokation von kapital kann zu krisenhaften entwicklungen führen, 
und verwundbarkeiten im finanzsystem können realwirtschaftliche schwächen 
verstärken. daher ist es wichtig, fehlentwicklungen frühzeitig zu erkennen und 
ihnen zu begegnen.

3 strukturierte evaluierungen von politikmaßnahmen sind erforderlich, um rele-
vante friktionen, z. B. auf finanzmärkten, zu analysieren und ihnen angemessen 
begegnen zu können. evaluierungen können Grundlagen für politische ent- 
scheidungen liefern, aufschluss über die wirksamkeit politischer Maßnahmen 
geben und dazu beitragen, aus der vergangenheit zu lernen. 
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die rOlle vOn FinanZmÄrkten 
in transFOrmatiOnsprOZessen

transFOrmatiOn des BankensektOrs

Unternehmerisches Wagnis, die Übernahme von „realen“ Risiken, ist erforderlich, 
um innovationen zu ermöglichen und Wachstumsprozesse anzustoßen. Finanz-
märkte helfen, innovationen zu finanzieren, Risiken angemessen zu verteilen und 
so den Einzelnen gegenüber Risiken abzusichern.4

Die Voraussetzungen dafür, dass die Finanzmärkte eine entsprechende Rolle für 
die transformation in Ostdeutschland übernehmen konnten, hätten im Jahr 1990 
nicht schlechter sein können. Denn es gab dort keine modernen Finanzmärkte 
und kein marktbasiertes Bankensystem.5 im planwirtschaftlichen Monobanken- 
system waren die tätigkeiten von notenbanken und Geschäftsbanken nicht 
getrennt; Finanzdienstleistungen wie der zahlungsverkehr, die Kreditvergabe  
oder das Einlagengeschäft folgten planwirtschaftlichen Vorgaben und zwängen. 
Die zunächst vordringliche aufgabe bestand anfang der 1990er Jahre darin,  
entsprechende institutionen und die notwendigen Funktionen überhaupt erst 
einmal zu schaffen.

Die aus der Entflechtung der Monobank entstandenen Geschäftsbanken waren 
bilanziell stark belastet. Schätzungen des Wirtschaftsministeriums der DDR 
zufolge arbeiteten zu Beginn der Wende nur rund 40% der ostdeutschen Unter-
nehmen rentabel6; der zusammenbruch der wirtschaftlichen tätigkeit nach der 
Wende ließ die notleidenden Forderungen in den Bilanzen der Banken nach oben 
schnellen. allein im Jahr 1990 sank die industrieproduktion um rund die Hälfte. 
Unklare Eigentumsverhältnisse und Umweltbelastungen kamen als investitions-
hemmnisse hinzu. aufgrund unterschiedlicher Umstellungssätze von DDR-Mark 
auf D-Mark für die aktiva und Passiva der Banken entstanden zusätzlich lücken 
in den Bilanzen der Banken, die durch ausgleichsforderungen der öffentlichen 
Haushalte geschlossen wurden.7 Mit dem Einigungsvertrag wurde den Banken ein 
Mindesteigenkapital von 4% der Bilanzsumme zugewiesen.

4 zum zusammenhang zwischen dem Finanzsektor und Wachstum vgl. levine (1997); Rajan, zingales 
(1998) oder Popov (2017).

5 Vgl. Deutsche Bundesbank (1990).

6 Vgl. iWH (2019).

7 Vgl. Deutsche Bundesbank (1991b).
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Die nötigen anpassungen waren mit einem erheblichen Strukturwandel im 
Bankensystem verbunden. Joint Ventures mit westdeutschen Banken sowie die 
abwicklung der Staatsbank der DDR und der Deutschen außenhandelsbank 
führten zu einer Konsolidierung des ostdeutschen Bankensektors, an dessen Ende 
innerhalb eines Jahres die zahl der Banken von 575 auf 500 zurückgegangen 
war.8 allein zwischen Juli 1990 und Mai 1991 schrumpfte die Bilanzsumme der 
ostdeutschen Sparkassen und Genossenschaftsbanken um rund 15%; der anteil 
der Sicht- und termineinlagen an den Passiva der Banken stieg von knapp 6% auf 
46% zu lasten der Spareinlagen und Sparbriefe; den Verbindlichkeiten standen 
Kredite von nur rund einem Viertel gegenüber (vgl. abbildung 2).

Gleichzeitig waren die anforderungen an das Finanzsystem erheblich. Weite teile 
des Unternehmenssektors waren unter Bedingungen des Weltmarkts nicht mehr 
konkurrenzfähig, große teile des Kapitalstocks mussten abgeschrieben werden. 
Kleine und mittelständische innovative Privatunternehmen gab es praktisch nicht;  
größere Unternehmen und Kombinate waren nicht nach marktgerechten Kriterien 

8 Ebenda.
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WiCHtiGE BilanzPOSitiOnEn OStDEUtSCHER SPaRKaSSEn UnD GEnOSSEn-
SCHaFtSBanKEn
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Quelle: Deutsche Bundesbank, Monatsbericht Juli 1991.
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organisiert.9 Gerade für junge Unternehmen ist neben der Finanzierung auch 
die Expertise der Kapitalgeber relevant.10 nachhaltige Finanzierungsstrukturen 
beinhalten daher einen Mix aus Eigen- und Fremdkapital.

Erforderlich war ein erheblicher Strukturwandel, weg von alten, nicht mehr 
überlebensfähigen Strukturen, hin zu neuen Unternehmen und industrien. 
Funktionierende Finanzmärkte können einen solchen Wandel begleiten, sie sind 
aber keine hinreichende Bedingung für erfolgreiche transformation. Eine gute 
öffentliche infrastruktur, konstruktive tarifparteien, funktionierende öffentliche 
Verwaltungen und nicht zuletzt stabile gesellschaftliche Strukturen sind erforder-
lich, damit ein solcher Wandel gelingen kann.11

wirtschaFtliche entwicklunG seit  
der wende

zu Beginn der transformation in Ostdeutschland war keineswegs klar, dass sich 
heute, 30 Jahre später, viele indikatoren positiv entwickelt haben.12 auch wenn 
sich die Pro-Kopf-Einkommen zwischen ostdeutschen und westdeutschen 
Bundesländern nach wie vor unterscheiden, so hat es doch einen nicht uner-
heblichen aufholprozess gegeben – im Gegensatz beispielsweise zu regionalen 
Unterschieden in italien, wo Einkommensunterschiede zwischen Süd und nord 
sehr dauerhaft sind (vgl. abbildung 3).13 Die niveaus des privaten Konsums haben 
sich in Deutschland noch stärker angeglichen.

Hinter dieser anpassung der Pro-Kopf-Einkommen stehen anpassungen der 
Produktivität, der Beschäftigung und des Kapitalstocks, aber auch Faktoren wie 
die Offenheit im außenhandel und institutionelle Rahmenbedingungen.

Die Produktivität in Ostdeutschland hat sich, relativ gesehen, verdoppelt – von 
41% (1991) auf 81% (2017) des westdeutschen niveaus. im Vergleich zu anderen 
transformationsländern Mittel- und Osteuropas weisen die ostdeutschen 
Bundesländer eine höhere Produktivität auf. Der abstand zum niveau westlicher 

9 Vgl. iWH (2019).

10 Vgl. Gropp, Heimpold (2015).

11 Vgl. ludewig (2015) oder Paqué (2009) für Beschreibungen der Wiedervereinigung und der damit 
verbundenen Herausforderungen. aktuelle Einschätzungen liefern the Economist (2019) oder 
Schröder (2019).

12 Vgl. iWH (2019).

13 Vgl. Boltho, Carlin, Scaramozzino (2018).
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Bundesländer reflektiert zum einen die tatsache, dass die Unternehmen in Ost-
deutschland im Schnitt kleiner sind, zum anderen sind aber auch Unternehmen 
ähnlicher Größe unterschiedlich produktiv.

auf dem Arbeitsmarkt reflektieren sich geringere Produktivität, aber auch sektorale 
Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland, in geringeren löhnen – der 
Median lag im Jahr 2017 in Ostdeutschland bei 81% des westlichen niveaus. 
Die Unterbeschäftigungsquote lag in Ostdeutschland im Jahr 2017 bei gut 10%, 
im Westen bei 7%.14 insbesondere in den Jahren 1989 bis 1992 wanderten viele 
Personen aus Ostdeutschland ab; bis 2015 waren es 1,9 Millionen. Seitdem ist die 
Wanderungsbilanz ausgeglichener. Es gibt inzwischen einen zunehmenden Mangel 
an Fachkräften; im Jahr 2017 blieb in den östlichen Bundesländern ein Drittel der 
offenen Stellen unbesetzt.

14 im Vergleich zur arbeitslosenquote beinhaltet die Unterbeschäftigungsquote auch Personen, die 
durch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen gefördert werden.
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anmerkung: Bruttoinlandsprodukt (BiP) pro Kopf (abbildung 3a) und Konsum pro Kopf  
(abbildung 3b) “armer” Regionen in Prozent “reicher” Regionen; kontante Preise. 

Quelle: Boltho, Carlin und Scaramozzino (2018).
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Private und öffentliche investitionen haben dazu beigetragen, dass der Kapital- 
stock pro Erwerbstätigen in Ostdeutschland ein ähnliches niveau wie in West-
deutschland erreicht hat. Während das Bruttoanlagevermögen relativ zum 
Bruttoinlandsprodukt in Ostdeutschland Mitte der 1990er Jahre lediglich rund 
85% des westlichen niveaus erreichte, lag dieser Wert 2015 bei knapp 110% 
(vgl. abbildung 4). Entsprechend ist die abhängigkeit von öffentlichen transfers 
zurückgegangen: Die lücke zwischen der heimischen Verwendung des Ein- 
kommens (absorption) und der Produktion hatte sich bis zum Jahr 2015 
nahezu geschlossen. Hinsichtlich der Vermögen der privaten Haushalte besteht 
ein erhebliches Gefälle zwischen Ost und West (vgl. abbildung 5).15 im Median 
verfügte ein durchschnittlicher Haushalt in Westdeutschland im Jahr 2017 über 
ein nettovermögen von 92 500 €, der entsprechende Wert im Osten lag bei 
23 400 €. immobilien dominieren dabei sowohl hinsichtlich des Vermögens als 
auch der Verschuldung. insgesamt ist die Quote der überschuldeten Haushalte 
zuletzt gesunken, sie lag im Osten zuletzt bei 10,3% und damit etwas höher als im 
Westen (9,9%).16

15 Vgl. Deutsche Bundesbank (2019b).

16 Vgl. angaben aus dem Schuldneratlas Deutschland 2019: https://www.creditreform.de/aktuelleswissen/ 
pressemeldungen-fachbeitraege/, zugriff am 06.03.2020
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neben unterschiedlichen Startbedingungen kann die finanzielle Bildung der 
Haushalte einen Einfluss auf ihre Vermögensbildung und Vermögensungleichheit 
haben. laut einer Studie für die USa können beispielsweise 30% bis 40% der 
Vermögensungleichheit bei US-Rentnerhaushalten mit einem unterschiedlichen 
Grad an finanzieller Bildung in Verbindung gebracht werden.17 Unter finanzieller 
Bildung wird hierbei verstanden, wie gut sich Haushalte bei Fragen bezüglich 
zinsen, inflation und Finanzmärkte auskennen. Haushalte im Osten wiesen in 
dieser Hinsicht zunächst einen Startnachteil auf.18 noch im Jahr 2010 schnitten 
ostdeutsche Haushalte etwas schlechter ab als die in Westdeutschland. inzwischen 
gibt es kaum noch Unterschiede.19

17 Vgl. lusardi, Michaud, Mitchell (2017).

18 Vgl. Bucher-Koenen, lusardi (2011).

19 Vgl. Schmidt, tzamourani (2017). Weitere informationen zu der Studie sind abrufbar unter:  
https://www.bundesbank.de/de/bundesbank/forschung/haushaltsstudie, zugriff am 06.03.2020.

        

0 50 100 150 200 250

Hypothekenkredite  Immobilien (selbstgenutzt)

Wohnimmobilien (selbstgenutzt)

Sachvermögen

Finanzvermögen

Verschuldung

Bruttovermögen

Ostdeutschland Westdeutschland

Nettovermögen

aBBildunG 5

VERMÖGEnSSitUatiOn PRiVatER HaUSHaltE

in tausend Euro, Median bzw. bedingter Median*

* Die Summe der einzelnen im Median beobachteten Vermögenskomponenten ist bei dieser 
Berechnungsweise höher als das im aggregat betrachtete Median-Bruttovermögen. Dies liegt unter 
anderem daran, dass sich die anteile der Haushalte unterscheiden, die im Besitz des jeweiligen 
Vermögensgegenstandes oder verschuldet sind (Prävalenzrate).

Quelle: Deutsche Bundesbank, PHF 2017.
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als einen Grund für den schnelleren aufholprozess in (Ost)Deutschland im 
Vergleich zu (Süd)italien identifizieren Boltho, Carlin und Scaramozzino (2018) 
die größere Offenheit Ostdeutschlands im außenhandel im Vergleich zu Süd- 
italien. Sie führen dies auf Unterschiede in institutionellen Strukturen zurück.  
Ein höherer Grad an gegenseitigem Vertrauen und an sozialem „Kapital“ kann 
sich demnach positiv auf die Entwicklung und den Fortbestand komplexer 
industrieller Strukturen niederschlagen. Korruption und nichtfunktionierende 
institutionen hingegen dämpfen wirtschaftliche Entwicklung nachhaltig. Die 
resultierenden wirtschaftlichen Kernregionen haben sich vielfach besonders 
dynamisch entwickeln können.

Dies zeigt: Die üblichen „Produktionsfaktoren“ wie arbeit und Kapital bilden 
die triebkräfte wirtschaftlicher Entwicklung nur unzureichend ab. Entsprechend 
schwierig ist es, den Einfluss der Finanzmärkte zu isolieren.

öFFentliche FörderpOlitik und  
evaluierunG

Eine Bewertung der Rolle von Finanzmärkten im transformationsprozess muss 
die öffentliche Förderung von investitionen berücksichtigen. Denn es blieb nicht 
allein dem Markt überlassen, die erforderlichen Finanzmittel für die transfor-
mation bereitzustellen. Umfangreiche öffentliche Förderprogramme wurden 
aufgelegt, um einerseits schnell die erforderlichen infrastrukturen aufzubauen 
und andererseits gezielt Unternehmen zu fördern, Wachstum zu fördern und 
neue arbeitsplätze zu schaffen.20 Durch Darlehens- und Bürgschaftsprogramme 
wurden insbesondere kleinere und mittelständische Unternehmen gefördert, die 
aufgrund schlechterer Bonität und fehlender Sicherheiten beschränkten zugang 
zum Kreditmarkt hatten.

Weitere fiskalische Maßnahmen kamen hinzu, sodass sich allein im Jahr 1991  
die öffentlichen transfers auf rund zwei Drittel des ostdeutschen Bruttosozial- 
produkts summierten.21 insgesamt wurden zwischen 1991 und 2017 im Rahmen der 
Regionalförderung zuschüsse an ostdeutsche Betriebe in Höhe von 42 Mrd. Euro 
bewilligt22 – das entspricht rund 20% der investitionen in den geförderten Betrieben. 
Die entsprechenden zuschüsse an westdeutsche Unternehmen beliefen sich im 
selben zeitraum auf sechs Mrd. Euro (vgl. abbildung 6).

20 Vgl. Deutsche Bundesbank (1991a).

21 Vgl. Deutsche Bundesbank (1991b).

22 Vgl. iWH (2019).

O s t d e u t s c h l a n d  — e i n e  B i l a n z



Eine wichtige Rolle spielten Mittel des European Recovery Program (ERP), 
die ursprünglich aus dem „Marshallplan“ stammten.23 Hierbei handelte es sich 
um zinsgünstige Kredite und Beteiligungen zur Förderung von Gründungs-, 
innovations- und Beteiligungsfinanzierungen. Seit der Wiedervereinigung flossen 
im Rahmen dieser Förderprogramme knapp zehn Mrd. Euro über die Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW) in die neuen Bundesländer.24 Eine Evaluierung 
der ERP-Programme im auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
technologie für den zeitraum von 2005 bis 2010 zieht insgesamt ein positives 
Fazit.25 So kommt die Studie zu dem Ergebnis, dass die Förderprogramme positive 
Beschäftigungseffekte nach sich ziehen.

23 Vgl. https://bmwi.de/Redaktion/DE/artikel/Mittelstand/erp-sondervermoegen.html, zugriff am 
06.03.2020.

24 Vgl. https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Über-die-KfW/identität/Geschichte-der-KfW/KfW-themen/ 
aufbau-Ost/, zugriff am 06.03.2020.

25 Vgl. https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Mittelstand/evaluierung-erp-programme.
html, zugriff am 06.03.2020.
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Wie sich privat oder öffentlich finanzierte investitionen auf realwirtschaftliche 
Entwicklungen auswirken, ist allerdings nicht leicht zu messen.26 letztlich sind 
einzelwirtschaftliche Daten erforderlich, um kausale Effekte zu identifizieren und 
andere Einflussfaktoren mit hinreichender Sicherheit ausschließen zu können.

lange zeit waren jedoch die nötigen einzelwirtschaftlichen informationen zur 
Finanzierung und Förderung ostdeutscher Unternehmen nicht verfügbar; Ein-
schätzungen der Wirksamkeit von Förderung mussten sich daher auf aggregierte 
und gesamtwirtschaftliche zeitreihen stützen.

im Jahr 2014 wurde am institut für Wirtschaftsforschung Halle das zentrum 
für evidenzbasierte Politikberatung (iWH-CEP) gegründet, das sich unter 
anderem zum ziel gesetzt hat, eine Dateninfrastruktur über Förderprogramme 
aufzubauen.27 Eine aktuelle Studie untersucht die auswirkungen eines der um-
fangreichsten Programme der öffentlichen investitionsförderung, der „Gemein-
schaftsaufgabe 'Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur'“ im Bundesland 
Sachsen-anhalt für den zeitraum von 2007 bis 2013. Die Untersuchung zeigt, 
dass sich öffentliche investitionen entlang einiger Dimensionen positiv auf die 
Entwicklung von Unternehmen auswirken, deren Wettbewerbsfähigkeit oder 
Produktivität aber nicht erhöhen.28 Beispielsweise entwickelte sich die Beschäf-
tigung in geförderten Unternehmen positiv. Mittelfristig stiegen die Umsätze der 
Unternehmen, die Bildung von Kapital erhöhte sich während der Förderperiode, 
nicht aber langfristig.

Eine Evaluierung der transformation in Ostdeutschland und der Rolle der Politik 
muss ergänzend institutionelle Faktoren berücksichtigen, die durch ökonometrische 
Wirkungsanalysen nur bedingt aufgegriffen werden können. Ein weiteres umfang-
reiches Forschungsprojekt untersucht beispielsweise die Rolle der treuhandanstalt 
für die transformation Ostdeutschlands nach der Wende. Ein Forschungsprojekt 
des instituts für zeitgeschichte in München beschäftigt sich mit der Privatisierungs- 
politik in Ostdeutschland und deren Folgen.29 Ermöglicht werden diese arbeiten 
durch eine Öffnung der akten der treuhandanstalt. So kann die transformation 
in Ostdeutschland anhand von Fallstudien und im Kontext der politischen  

26 arcand, Berkes, Panizza (2015) sowie Beck (2014) bieten Übersichten über die literatur zum 
zusammenhang zwischen dem Finanzsektor und realwirtschaftlicher Entwicklung.

27 Vgl. https://www.iwh-halle.de/en/about-the-iwh/iwh-cep/centre-for-evidence-based-policy- 
advice/, zugriff am 06.03.2020.

28 Vgl. Brachert, Dettmann, titze (2018).

29 Vgl. https://www.ifz-muenchen.de/aktuelles/themen/geschichte-der-treuhandanstalt/, zugriff am 
06.03.2020.
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Diskussionen untersucht werden.30 Fallstudien zu industriellen Kernen zeigen 
unter anderem, welche Rolle öffentliche Fördermittel für die Entwicklung von 
Betrieben in diesen Regionen hatten.31

Die Rolle des Finanzsektors in transformationsprozessen wurde für andere, ost- 
europäische länder intensiv untersucht32. auch für diese Forschung sind einzelwirt-
schaftliche Daten entscheidend. Sie ermöglichen beispielsweise Untersuchungen 
der Frage, wie die Präsenz ausländischer Banken die Verwundbarkeit des Finanz-
systems gegenüber Schocks beeinflusst. Mikrodaten zur Struktur und tätigkeit 
dieser Banken zeigen die Bedeutung von Finanzierungsstrukturen, dem zugang zu 
internen Kapitalmärkten global tätiger Banken oder der Form des Marktzutritts.33

Diese Erfahrungen zeigen, dass wirtschaftliche Dynamik aus einem engen  
zusammenspiel zwischen der Bereitstellung von finanziellen Mitteln, unter- 
nehmerischem Handeln und politischen Rahmenbedingungen entsteht. Um 
öffentliche Maßnahmen gezielt einsetzen zu können, müssen die relevanten 
Friktionen auf den Finanzmärkten, die Entwicklungsprozesse behindern können, 
identifiziert werden. Dies können ungeklärte rechtlichen Fragen, informations- 
defizite oder Unsicherheit über Marktentwicklungen und technologien sein. 

FinanZkrisen und realwirt-
schaFtliche entwicklunG

aus dem Finanzsektor heraus können aber auch Risiken entstehen, die sich letzt-
lich negativ auf die realwirtschaftliche Dynamik auswirken. Die Gründe hierfür 
können vielfältig sein – zu optimistische Erwartungen über zukünftige wirtschaft-
liche Entwicklungen, altlasten, staatliche Förderprogramme oder Wettbewerbs-
strukturen, die die Übernahme von Risiken befördern, können Verwundbarkeiten 
im Finanzsektor fördern. Die Wirtschaftsgeschichte bietet zahlreiche Beispiele 
dafür, dass ein stark expandierter Finanzsektor, der unzureichend reguliert wird, 
Schattenseiten hat. Preisblasen, unrealistische Gewinnerwartungen, nicht selten 
getrieben von zu stark expandierender Verschuldung, können der nährboden für 
tiefe und langanhaltende Krisen sein. Die Entwicklung des immobilienmarkts in 
Ostdeutschland nach der Wende liefert eine solche Fallstudie.

30 Vgl. Hoffmann (im Erscheinen).

31 Vgl. Heimpold (2017).

32 Bonin, Hasan, Wachtel (2014); de Haas (2004).

33 Vgl. de Haas (2014); de Haas, van lelyveld (2010).
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der immOBilienBOOm nach der wende

Der aufbau neuer infrastrukturen im Bereich Verkehr und Gebäude, die Schaffung 
moderner industriestrukturen und gewerblicher immobilien sowie die Sanierung 
und der aufbau von Wohnraum waren zentrale aufgaben zu Beginn der 1990er 
Jahre. Entsprechend boomte der Bausektor.34 in ostdeutschen Städten stiegen 
die Preise für Wohnimmobilien um durchschnittlich über 20% allein in den 
Jahren 1990 bis 1993 (vgl. abbildung 7).

Mitte der 1990er Jahre setzte ein Verfall der Preise ein. Während im Jahr 1989 
Engpässe auf dem ostdeutschen Wohnungsmarkt bestanden, standen im Jahr 
2000 rund eine Million Wohnungen frei. noch im Jahr 2018 waren dies knapp 
11% der Wohnungen in Ostdeutschland und damit mehr als in westdeutschen 
Bundesländern (vgl. abbildung 8).

34 Vgl. Michelsen, Weiß (2009).
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Der aufschwung am ostdeutschen immobilienmarkt in den 1990er Jahren wurde 
in weiten teilen durch steuerliche anreize, investitionszulagen, Garantien, und 
zinsverbilligte Kreditprogramme gestützt.35 So konnten auf Basis von Sonder-
abschreibungen in den neuen Bundesländern („Sonder-afa“) bis zu 50% der 
Herstellungs- oder anschaffungskosten in den ersten fünf Jahren abgeschrieben 
werden.36

zusätzlich zu fiskalischen Maßnahmen dürften zu optimistische Erwartungen über 
die zukünftige wirtschaftliche Entwicklung eine Rolle gespielt haben.37 Holtemöller 
und Schulz (2009) zeigen am Beispiel des Markts für Mietwohnungshäuser 

35 Vgl. Michelsen, Weiß (2009); Pohl (1997); Sachverständigenrat (2013).

36 Vgl. § 4 Fördergebietsgesetz, das seit 2016 außer Kraft ist, oder immobilien zeitung (1996).

37 Pohl (1997) macht entsprechend zu optimistische Erwartungen über die wirtschaftliche Entwicklung 
in Ostdeutschland mitverantwortlich für hohe leerstände von immobilien in der zweiten Hälfte der 
1990er Jahre. https://www.spiegel.de/spiegel/print/d-8811161.html, zugriff am06.03.2020.
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Quellen: angaben des Statistischen Bundesamtes auf Basis des Mikrozensus; Deutsche Bundesbank.

176 |  177

t R a n S F O R M at i O n  U n D  F i n a n z M Ä R K t E :  D i E  R O l l E  E V i D E n z B a S i E R t E R  P O l i t i K



in Berlin in den Jahren von 1980 bis 2004, dass investoren die wirtschaftliche 
Entwicklung zu positiv eingeschätzt hatten.38

im Bausektor verdoppelte sich die Wertschöpfung innerhalb von drei Jahren, der 
anteil der Bauwirtschaft lag im Jahr 1994 bei 14% der gesamten Wertschöpfung 
(vgl. abbildung 9). Die Bauinvestitionen stiegen an (vgl. abbildung 10) und 
machten teilweise knapp ein Drittel des nominalen inlandsprodukts in Ost-
deutschland aus; bis zu 15% der Erwerbstätigen waren im Bausektor beschäftigt.39 
Diese zahlen reflektieren den nachholbedarf im Bausektor; es wurden aber auch 
erhebliche Überkapazitäten aufgebaut. Der Bausektor expandierte stärker als in 
ländern wie irland oder Spanien, die in der Finanzkrise der Jahre 2007/2008 
Krisen auf dem immobilienmarkt durchlebten.

38 Die zugrunde liegenden transaktionsdaten stammen aus der Kaufpreissammlung des Gutachteraus-
schusses für Grundstückswerte Berlin. Vgl. https://www.berlin.de/gutachterausschuss/marktinfor-
mationen/aks-online/, zugriff am 06.03.2020.

39 Vgl. Sachverständigenrat (2013).
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Entsprechend gravierend waren die auswirkungen des Preisverfalls ab Mitte  
der 1990er Jahre: Die zahl der insolvenzen von Bauunternehmen stieg in Ost-
deutschland bis anfang der 2000er Jahre an (vgl. abbildung 11); die Beschäftigung 
fiel von mehr als einer Million Personen auf 565 000 Erwerbstätige etwa seit 
dem Jahr 2006 (vgl. abbildung 12). 

Die Entwicklung des Bausektors in Ostdeutschland folgte einem typischen 
Muster: Knappheit auf dem immobilien- und Wohnungsmarkt sowie zu hohe 
Erwartungen über die künftige nachfrage nach Wohn- oder Büroraum führten 
zu zunehmender Bautätigkeit, steigenden Preisen und einer verstärkten Finan-
zierung über Kredite. Steigende Preise wiederum, getrieben durch steuerliche 
anreize zum Erwerb von immobilien, regten zusätzliche investitionen an.
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im zusammenhang mit dem immobilienboom in Ostdeutschland dürften steuer- 
liche anreize für Kapitalanleger in zweierlei Hinsicht eine Rolle gespielt haben: 
Einerseits könnten sie mit zu der Spirale aus höheren Preisen und übermäßigen 
Renditeerwartungen beigetragen haben. andererseits wurden durch die Sonder- 
abschreibungen vor allem die Kaufentscheidungen derjenigen Haushalte beein-
flusst, die sich hohen Grenzsteuersätzen der Einkommensteuer gegenübersahen. 
Dadurch verschuldeten sich zu einem Großteil Haushalte, deren Vermögen und 
Einkommen Verluste zum Ende des immobilienbooms relativ gut auffangen 
konnten. Es waren zudem überwiegend westdeutsche Haushalte, die immobilien 
als Kapitalanlage erwarben.40 Während die Baukredite pro Haushalt in Ostdeutsch-
land im zeitraum von 1990 bis 1997 um 6 400 D-Mark stiegen, erhöhten sie sich 
in Westdeutschland um 16 000 D-Mark.41 Diese zahlen reflektieren Unterschiede 
im Einkommen und Vermögen zwischen Ost- und Westdeutschland.

im Ergebnis dürften die art der steuerlichen Förderung und die sich dadurch 
ergebende Verteilung der Verschuldung mit dazu beigetragen haben, dass mit dem 
Ende des ostdeutschen immobilienbooms die Rückkopplungseffekte innerhalb des 
Finanzsystems und auf die Realwirtschaft begrenzt waren: trotz der spürbaren re-
gionalen auswirkungen und schmerzhaften anpassungsprozesse in Ostdeutschland 
waren die gesamtwirtschaftlichen auswirkungen dort weniger stark als in anderen 
ländern, die ähnliche zyklen durchliefen. Oft werden immobilienbooms von 
lockeren Finanzierungsbedingungen begleitet, die den zugang zu immobilienkredi-
ten für breite Bevölkerungsschichten erleichtern; im Fall Ostdeutschlands waren 
vorwiegend, wie beim instrument der Sonderabschreibungen, gewerbliche investo-
ren und Kapitalanleger betroffen. Sinkende Preise und ein Rückgang der nachfrage 
nach immobilien im Osten hinterließen aber auch hier Spuren in den Bilanzen der 
Banken: Die Bankgesellschaft Berlin beispielsweise wurde mit öffentlichen Mitteln 
rekapitalisiert, um Verluste aus immobilienkrediten aufzufangen.42

immOBilienmÄrkte, FinanZkrisen und  
makrOprudenZielle pOlitik

inzwischen sind mehr als 20 Jahre seit dem Platzen der immobilienblase in Ost-
deutschland vergangen. in anderen ländern wie den USa, irland oder Spanien hatten 
sich im Vorfeld der letzten Finanzkrise in der zwischenzeit ebenfalls immobilienblasen 
gebildet, die schließlich platzten. Dies zeigt: am immobilienmarkt können sich 

40 Vgl. Jacobs, Klupp (2002).

41 Vgl. Deutsche Bundesbank (1999).

42 Vgl. https://www.handelsblatt.com/archiv/bankgesellschaft-berlin-die-chronik-einer-lang-
jaehrigen-krise/2192036.html?ticket=St-1803600-2bs5hSsyaia9d5oW9djc-ap3, zugriff am 
06.03.2020.
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Gefahren für die Finanzstabilität aufbauen, wenn immobilienpreise stark steigen, die 
Kreditvergabe übermäßig stark ausgeweitet wird, Kreditvergabestandards erodieren 
und sich die Schuldentragfähigkeit der Kreditnehmer verschlechtert.43

Wie stark die auswirkungen kreditgetriebener Blasen auf den immobilienmärkten 
für die Realwirtschaft sind, hängt davon ab, wer sich verschuldet, wie tragfähig 
die Verschuldung ist und wie stark die Bilanzen der Banken in Mitleidenschaft 
gezogen werden. Krisenverstärkend kann zudem der aufbau von Überkapazitäten 
im Bausektor wirken.

Empirische Studien zeigen, dass Rezessionen infolge von Finanzkrisen länger und 
schwerwiegender sind, wenn ihnen ein starker anstieg der Verschuldung privater 
Haushalte vorausging.44 Werden die Haushalte von einer Rezession oder einem 
anstieg der arbeitslosigkeit getroffen, sinkt der Konsum. Eine zurückhaltung 
beim Konsum ist zwar einzelwirtschaftlich sinnvoll, kann jedoch zu einer „Spirale 
nach unten“ führen: Eine sinkende nachfrage kann letztlich zu einem anstieg 
der arbeitslosigkeit und einem Rückgang der investitionen führen und so eine 
Krise verstärken. im Bankensektor reduzieren unerwartete Verluste aus Krediten 
die Solvenz und die Eigenkapitalquoten von Banken. in der Folge besteht die 
Gefahr, dass die Banken ihre Kreditvergabe übermäßig stark zurücknehmen – mit 
negativen Konsequenzen für die Realwirtschaft.

Um solche Wechselwirkungen zwischen dem Finanzsektor und der makroökono-
mischen Entwicklung zu erkennen und Systemrisiken zu identifizieren, reicht die 
übliche (mikroprudenzielle) Betrachtung der aufsichtsbehörden nicht weit genug. 
ziel makroprudenzieller Politik ist es daher, die Stabilität des Finanzsystems zu 
sichern und möglichen Fehlentwicklungen frühzeitig entgegenzuwirken.

in Deutschland ist seit anfang 2013 der ausschuss für Finanzstabilität (aFS) das 
zentrale Gremium für die makroprudenzielle Überwachung mit der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), dem Bundesministerium der Finanzen 
und der Deutschen Bundesbank als Mitgliedern.45 Die Bundesbank übernimmt als 
Mitglied im aFS eine zentrale Rolle bei der makroprudenziellen Überwachung des 

43 Vgl. Demyanyk, van Hemert (2011) oder Dell’ariccia, igan, laeven (2012).

44 Vgl. international Monetary Fund (2012); Bank of England (2014); Gertler, Gilchrist (2018) oder 
Mian, Sufi (2018).

45 Weiteres nicht stimmberechtigtes Mitglied ist das für den Geschäftsbereich abwicklung zuständige 
Mitglied des Direktoriums der BaFin. Siehe auch https://www.bundesfinanzministerium.de/-Web/
DE/themen/internationales_Finanzmarkt/Finanzmarktstabilitaet/ausschuss_fuer_Finanzstabilitaet/
ausschuss-fuer-finanzstabilitaet.html, zugriff am 06.03.2020.
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deutschen Finanzsystems – unter anderem bei der analyse potenzieller Finanz-
stabilitätsrisiken aus dem Wohnimmobilienmarkt.46 Hierzu werden indikatoren zu 
Wohnimmobilienpreisen, Wohnimmobilienkrediten und Kreditvergabestandards, 
der Verschuldung der privaten Haushalte sowie zum Bausektor herangezogen.47

im März 2017 beschloss der Bundestag auf Empfehlung des ausschusses ein 
Gesetz, damit bei Gefahren für die Stabilität des Finanzsystems aufsichtsbehörden 
entsprechende Maßnahmen ergreifen können.48 Das Gesetz räumt der BaFin die 
Möglichkeit ein, Mindeststandards für die Vergabe von neukrediten für den Erwerb 
von Wohnimmobilien festzulegen. Dazu zählen eine Obergrenze für die Darlehens-
höhe bezogen auf den immobilienwert (loan to Value Ratio, ltV) und Vorgaben 
für den zeitraum, innerhalb dessen ein Wohnimmobiliendarlehen getilgt werden 
muss (amortisationsanforderung). So können Verluste auf Seiten der Kreditgeber 
begrenzt werden, wenn ein Kredit ausfällt und es in der Folge zu einer Verwertung 
der immobilie kommt.49 Solche Mindeststandards orientieren sich an Kennziffern, 
die im Rahmen von Bonitätsprüfungen durch Kreditgeber berücksichtigt werden.

Entgegen einer Empfehlung des ausschusses sind in Deutschland keine einkommens-
bezogenen makroprudenziellen instrumente verfügbar. Solche instrumente würden die 
Verbindung zwischen der Verschuldung bzw. dem Schuldendienst und dem Haus-
haltseinkommen herstellen. Sie können die Wahrscheinlichkeit reduzieren, dass ein 
Wohnimmobilienkredit ausfällt, sollte sich die Einkommenssituation verschlechtern.50 
Das Gesetz enthält eine Evaluierungsklausel für den Fall, dass die instrumente aktiviert 
werden.51 So kann überprüft werden, ob makro prudenzielle Maßnahmen ihre ziele 
erreichen, ob und gegebenenfalls welche ausweichreaktionen zu beobachten sind und 
ob unbeabsichtigte nebenwirkungen auftreten.52

46 Vgl. https://www.bundesbank.de/de/aufgaben/finanz-und-waehrungssystem/finanz-und-waehrungs- 
stabilitaet/makroprudenzielle-ueberwachung-afs-/makroprudenzielle-ueberwachung-durch-den-aus- 
schuss-fuer-finanzstabilitaet-601988, zugriff am 06.03.2020.

47 Das indikatorensystem der Bundesbank zum deutschen Wohnimmobilienmarkt ist abrufbar unter: 
www.bundesbank.de/wohnimmobilien, zugriff am 06.03.2020.

48 Vgl. https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2017/kw13-de-finanzaufsicht-499918, 
zugriff am 06.03.2020.

49 Vgl. https://www.bundesbank.de/resource/blob/696210/5da1982cddc44288e48d65bae-
4be8194/-ml/2017-03-06-finanzstabilitaet-download.pdf, zugriff am 06.03.2020.

50 Vgl. Deutsche Bundesbank (2018b) und European Systemic Risk Board (2019).

51 Vgl. https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/- 
abteilungen/abteilung_Vii/19_legislaturperiode/2019-11-29-Wohnimmobiliendarlehensrisikover- 
ordnung/0-Gesetz.html, zugriff am 06.03.2020.

52 Vgl. ausschuss für Finanzstabilität (2015).

182 |  183



Für eine Einschätzung, ob sich Risiken am Markt für Wohnimmobilien aufbauen 
und wie die genannten instrumente wirken würden, sind letztlich einzelwirtschaft-
liche Daten erforderlich. Entsprechende informationen werden aber in Deutsch-
land bislang nicht systematisch erhoben. Eine Verordnung des Bundesfinanz-
ministeriums soll es künftig daher ermöglichen, dass die Deutsche Bundesbank 
entsprechende informationen erfasst.53 aufwendige Sonderumfragen bei den 
Finanzinstituten würden somit entfallen. Es geht dabei um indikatoren, die sich an 
Prüfungen der Kreditwürdigkeit durch Banken orientieren. Die Erhebung bezieht 
sich auf Kreditstandards in der neukreditvergabe, ergänzt um Überblicksdaten zum 
bestehenden Kreditportfolio. Personenbezogene Daten werden nicht erhoben.

53 Vgl. https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvor-
haben/abteilungen/abteilung_Vii/19_legislaturperiode/2019-12-20-FinStabDEV/0-Gesetz.html, 
zugriff am 06.03.2020.
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aBBildunG 13

WOHnUnGSBaUKREDitE DEUtSCHER BanKEn an inlÄnDiSCHE PRiVatE 
HaUSHaltE*

Veränderung gegenüber Vorjahr in %, saisonbereinigt, Monatsendstände  
* Einschließlich Organisationen ohne Erwerbszweck. Bis 1991 angaben nur für Westdeutschland.

Quelle: Deutsche Bundesbank.
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aktuelle laGe am deutschen wOhn- 
immOBilienmarkt

Der seit dem Jahr 2010 anhaltende aufschwung am deutschen Wohnimmobilien- 
markt weist in teilen Parallelen zur Entwicklung nach der Wiedervereinigung 
auf. Der immobilienboom in den 1990er Jahren wurde durch eine expansive 
Förderpolitik gefördert. aktuell sind es eine hohe nachfrage nach Wohnraum 
in den Städten, eine gute lage auf dem arbeitsmarkt sowie niedrige zinsen, die 
Preissteigerungen fördern.54

54 Vgl. Deutsche Bundesbank (2019a).
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aBBildunG 14

VERSCHUlDUnG DER PRiVatEn HaUSHaltE in DEUtSCHlanD*

in % des BiP bzw. des verfügbaren Einkommens**  
* Kredite an private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck, Jahresdurchschnitte. 
** Gleitender Durchschnitt über die letzten vier Quartale.

Quelle: Finanzierungsrechnung der Deutschen Bundesbank (unkonsolidiert).
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im zeitraum von 2010 bis 2018 verteuerten sich Wohnimmobilien in Deutsch-
land insgesamt um durchschnittlich 60%, in den 127 Städten waren es 80%.55 
Daten für das Jahr 2019 zeigen weiter steigende Preise mit einer abgeschwächten 
Dynamik. zum teil hat sich die Preisentwicklung von den Fundamentaldaten ent-
koppelt. Schätzungen der Bundesbank zufolge betrugen die Überbewertungen bei 

55 Diese angaben beruhen auf Berechnungen der Bundesbank auf Basis von Daten der bulwiengesa aG.
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WOHnUnGSBaUinVEStitiOnEn in DEUtSCHlanD*

in % des BiP, saisonbereinigt

* Vierteljährliche Berechnungen für Bruttoinvestitionen in jeweiligen Preisen nach angaben der VGR.

Quelle der Ursprungswerte: Statistisches Bundesamt; Darstellung der Deutschen Bundesbank.
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städtischen Wohnimmobilien im Jahr 2019 zwischen 15% und 30%,56 wobei der 
Grad der geschätzten Überbewertung maßgeblich von den getroffenen annahmen 
bezüglich der zinsentwicklung abhängt.

Die für den Wohnungsbau vergebenen Kredite sind ausgeweitet worden, mit 
jährlichen zuwachsraten von zuletzt mehr als 5% – weniger als während der 1990er 
Jahre (vgl. abbildung 13). auf Basis der aktuell verfügbaren informationen, unter 
anderem aus Sonderumfragen, liegen derzeit keine belastbaren Hinweise darauf vor, 
dass die Vergabestandards bei Wohnungsbaukrediten stark gelockert worden sind.57

Die Verschuldung der privaten Haushalte – die zu einem Großteil auf Wohnungs- 
baukredite entfällt – ist mit 53% relativ zum BiP niedriger als Ende der 1990er 
Jahre (vgl. abbildung 14). Damals lag diese Verschuldungsrelation bei knapp 70%.58 
Umfragedaten für den zeitraum von 2010 bis 2017 zeigen keinen wesentlichen 
anstieg der Kreditrisiken bei Haushalten mit Wohnimmobilienkrediten.59 Die 
zinsänderungsrisiken auf Seiten der Haushalte dürften zudem vor allem aufgrund 
der langen zinsbindungsfristen eher gering sein. Der anteil von Wohnungsbau-
krediten mit einer zinsbindungsfrist von über zehn Jahren erhöhte sich von 26% 
zu Beginn des Jahres 2010 auf 50% Ende 2019. Gleichzeitig erhöht dies die 
zinsänderungsrisiken, denen die Banken ausgesetzt sind.

Der aufschwung am deutschen immobilienmarkt spiegelt sich im Bausektor. So 
haben sich die Wohnungsbauinvestitionen relativ zum BiP von 5% (2010) auf 
6,7% (2019) erhöht (vgl. abbildung 15). Gemessen an der gesamten Bruttowert-
schöpfung hat das Baugewerbe in diesem zeitraum an Bedeutung gewonnen. 
allerdings liegt der anteil mit 4,6% der Bruttowertschöpfung in Westdeutschland 
bzw. 6,2% in Ostdeutschland deutlich unterhalb der Werte, die während des 
Wiedervereinigungsbooms beobachtet werden konnten. im Bausektor sind die 
Beschäftigtenzahlen in den vergangenen Jahren gestiegen, jedoch ist die zahl 
nach wie vor wesentlich niedriger im Vergleich zu den Höchstständen in den 
1990er Jahren.

56 Vgl. Deutsche Bundesbank (2020).

57 Vgl. https://www.bundesbank.de/de/presse/pressenotizen/ergebnisse-des-lsi-stresstests-2019-807574, 
zugriff am 06.03.2020.

58 Vgl. https://www.bis.org/statistics/totcredit.htm?m=6%7C380%7C669, zugriff am 06.03.2020.

59 Vgl. Deutsche Bundesbank (2019c).
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Das Risiko eines aufbaus übermäßiger Wohnraumkapazitäten dürfte in der  
aktuellen Situation dadurch gemindert werden, dass sich die Bautätigkeit in einem 
höheren Maße auf wachsende landkreise konzentriert – also Regionen mit einer 
sich tendenziell stärker entwickelnden nachfrage nach Wohnraum.60

Seit Ende der 1990er Jahre sind die durchschnittlichen Eigenmittelquoten der 
nichtfinanziellen Unternehmen gestiegen – in der Wirtschaft insgesamt und im 
Bausektor.61 im ostdeutschen Baugewerbe erhöhte sich die Eigenmittelquote  
– also das Verhältnis zwischen Eigenmitteln und Bilanzsumme – von knapp 14% 
im Jahr 2000 auf 23% im Jahr 2016.62 in Deutschland insgesamt erhöhte sich 
die Eigenmittelquote im Baugewerbe innerhalb dieses zeitraums von rund 11% auf 
gut 18%. Spiegelbildlich hierzu sank der anteil der Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten von durchschnittlich 14% der Bilanzsumme auf 8%.63

insgesamt sind die Voraussetzungen für den Einsatz kreditnehmerbezogener 
makroprudenzieller instrumente derzeit nicht gegeben.64 Diese instrumente 
würden auf die Vergabestandards neu vergebener Wohnimmobilienfinanzierungen 
wirken. allerdings trägt der Wohnimmobilienmarkt zu zyklischen Systemrisiken 
bei, die sich im deutschen Finanzsystem aufgebaut haben. Hierzu zählen die 
Überschätzung der Werthaltigkeit von Kreditsicherheiten wie immobilien und 
die Unterschätzung von Kreditrisiken. aus diesem Grund wurde im Jahr 2019 
der antizyklische Kapitalpuffer von 0 auf 25 Basispunkte angehoben. Dieser 
Kapitalpuffer kann von der aufsicht gesenkt werden, wenn die Gefahr droht, 
dass Einschränkungen der Kreditvergabe der Banken eine unerwartet schlechte 
wirtschaftliche Entwicklung verstärken.65

60 zur Bauaktivität vgl. arbeitskreis der Oberen Gutachterausschüsse, zentralen Geschäftsstellen und 
Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland (2019).

61 Vgl. Deutsche Bundesbank (2018a).

62 Für eine Übersicht der entsprechenden Statistiken siehe Statistische Sonderveröffentlichung 6 der 
Deutschen Bundesbank, abrufbar unter: https://www.bundesbank.de/de/publikationen/statistiken/
statistische-sonderveroeffentlichungen/statistische-sonderveroeffentlichung-6-649570, zugriff am 
06.03.2020.

63 Da der Jahresabschlussdatenpool, auf dem die entsprechenden Statistischen Sonderveröffentlichungen 
beruhen, erst ab 1997 aufgebaut wurde, beginnen die veröffentlichten Daten erst ab dem Jahr 2000.

64 Vgl. Deutsche Bundesbank (2019c).

65 Vgl. https://www.bundesbank.de/de/aufgaben/themen/bafin-aktiviert-antizyklischen-kapitalpuffer- 
800248, zugriff am 06.03.2020.
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FaZit
Die Entwicklung Ostdeutschlands der vergangenen 30 Jahre steht exemplarisch 
für einen langen und zum teil emotional geführten gesellschaftlichen Dialog über 
die Rolle von Politik und Markt, die auswahl der richtigen politischen instrumente 
und die Bewertung der Effekte einmal getroffener Entscheidungen. Um einen 
solchen Dialog konstruktiv zu führen, sind infrastrukturen erforderlich, um der 
Politik gute und wissenschaftliche informationen zur Verfügung zu stellen.66

Die Voraussetzungen für Entscheidungen, die auf guter Evidenz beruhen, sind 
heute besser denn je. in den vergangenen Jahrzehnten wurden Fortschritte bei 
der aufbereitung und nutzung von Mikrodaten zur deutschen Wirtschaft ge-
macht. in einigen Bereichen, beispielsweise der arbeitsmarktpolitik, fließen diese 
informationen sehr systematisch in öffentliche wirtschaftspolitische Debatten 
ein. in anderen Bereichen ist dies noch zu wenig der Fall, wie zum Beispiel mit 
Blick auf die Rolle des Finanzsektors und öffentlicher Förderung für Faktor-
allokation und innovationen.

Die transformationsprozesse fanden noch unter anderen Rahmenbedingungen 
statt, sodass eine systematische Evaluierung oft nicht unmittelbar angelegt war. 
Sie bieten aber lehren für die zukunft.

Erstens sollte ein institutioneller Rahmen angelegt sein, sodass (unabhängige) 
Evaluierungen teil des politischen Prozesses und der Umsetzung in der Ver- 
waltung werden.

zweitens sollten Daten so rechtzeitig erhoben werden, dass getroffene Ent- 
scheidungen evaluiert werden können und aus den gemachten Erfahrungen 
gelernt werden kann. Die Erhebung relevanter informationen im nachhinein ist 
aufwendig und teuer.

Drittens sollte der zugang zu informationen über Evaluierungen, Forschungs- 
ergebnisse, aber auch über institutionelle Reformen leicht zugänglich sein.  
Repositorien, in denen entsprechende informationen gesammelt werden,  
können dies ermöglichen. Die Bank für internationalen zahlungsausgleich in 
Basel stellt beispielsweise eine Plattform bereit, auf der Studien zu Effekten  

66 Vgl. Buch, Riphahn (2019).
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von Regulierungen der Finanzmärkte gesammelt werden.67 in anderen Disziplinen 
wie der Medizin oder der Entwicklungsökonomik sind entsprechende Repositorien 
ebenfalls verbreitet.
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